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KIRCHENGESETZE

I.
Kirchengesetz

zur befristeten Entlastung
der Klasse West
vom 28. Oktober 2014

Die 35. ordentliche Landessynode hat in ihrer Sitzung
vom 28.Oktober 2014 mit verfassungsändernder
Mehrheit das folgende Kirchengesetz beschlossen, das
hiermit verkündet wird:

§ 1
Übergangsregelung für den

Klassenvorstand der Klasse West
(1) Der Vorstand der Klasse West wird abweichend
von Art. 71 Abs. 1 lit. c) für den Zeitraum vom 1. Ja-
nuar 2015 bis 31. Dezember 2019 um eine zusätzliche
Kirchenälteste oder einen zusätzlichen Kirchenältes-
ten ergänzt.
(2) Die stellvertretende Superintendentin oder der
stellvertretende Superintendent erhält für den Zeit-
raum vom 1. Januar 2015 bis 31. Dezember 2019 eine
ruhegehaltfähige Zulage in entsprechender Anwen-
dung von § 6 Abs. 2 Pfarrbesoldungs- und
-versorgungsordnung. Entgegen Art. 71 Abs. 2 Ver-
fassung hat sie oder er im Klassenvorstand volles
Stimmrecht.
(3) Der Klasse West wird für den Zeitraum vom 1.
Januar 2015 bis 31. Dezember 2019 eine zusätzliche
Entlastungsstelle im Umfang von 0,25 für die Entlas-
tung der Kirchengemeinde der stellvertretenden Su-
perintendentin oder des stellvertretenden Superinten-
denten zugewiesen.

§ 2
In-Kraft-Treten

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2015 in Kraft

Detmold, 25. November 2014
Lippische Landeskirche
Der Landeskirchenrat

II.
1. Kirchengesetz zur Änderung des

Kirchengesetzes
über die Ordnung der diakonischen

Arbeit in der Lippischen Landeskirche
- Diakoniegesetz (DiakonieG) -

vom 28. Oktober 2014
Die 35. ordentliche Landesynode hat aufgrund von
Artikel 86 Nr. 1 der Verfassung auf ihrer Tagung am
28. Oktober 2014 das Kirchengesetz zur Änderung des
Kirchengesetzes über die Ordnung der diakonischen
Arbeit in der Lippischen Landeskirche vom 23. No-
vember 2004 - Diakoniegesetz (DiakonieG) - (Ges.
und VOBl. Bd. 13 S. 305) beschlossen, das hiermit
bekannt gegeben wird.

Artikel 1
Änderung des Diakoniegesetzes

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
a) Bei § 7 werden die Worte „ihr Diakonisches

Werk“ ersetzt durch „ihre Diakonie“
b) Bei § 9 werden die Worte „in Mitgliederver-

sammlung und Verwaltungsrat“ ersetzt durch
die Worte „bei Entscheidungen des Diakonie
Rheinland - Westfalen - Lippe e. V.“

2. Im gesamten Diakoniegesetz werden die Worte
„der Lippischen Landeskirche“ ersetzt durch die
Worte „Westfalen - Lippe e. V“, sofern sie als Zu-
satz zu den Worten „Diakonisches Werk“ bzw.
„des Diakonischen Werkes“ verwendet werden.

3. § 5 Absatz 2 wird als Satz 1 „Die Klassentage ent-
senden jeweils eine Person in die Kammer für Di-
akonie der Lippischen Landessynode.“ vorange-
stellt.

4. § 6 Absatz 2 wird geändert in „Die Leitung des
Referates Diakonie im Landeskirchenamt nimmt
in der Regel an den Sitzungen der Fachbeiräte teil.“

5. § 7 wird wie folgt geändert:
a) Die Überschrift in § 7 wird ersetzt durch „Die

Landeskirche und ihre Diakonie“
b) § 7 Absatz 2 wird ersetzt durch „Der Landes-

kirchenrat beruft die Leitung des Referates
Diakonie im Landeskirchenamt.“

c) In § 7 Absatz 3 Satz 1 werden die Worte „Das
Diakonische Werk der Lippischen Landeskir-
che hat...“ durch die Worte „Die Kammer für
Diakonie der Lippischen Landessynode und
das Landeskirchenamt haben...“ ersetzt.

d) In § 7 Absatz 3 Satz 2 werden die Worte „Es
soll...“ in die Worte „Sie sollen...“ geändert.

e) § 7 Absatz 5 wird vollständig neu gefasst und
erhält folgenden Wortlaut:
„Die Lippische Landeskirche und das Diako-
nische Werk Westfalen-Lippe e.V. arbeiten
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zur Erfüllung ihres Auftrages eng zusammen.
Beide treffen Regelungen, die eine enge Zu-
sammenarbeit sicherstellen.“

f) In § 7 Absatz 6 werden die Worte „ Arbeit des
Diakonischen Werkes der Lippischen Lan-
deskirche“ durch die Worte „diakonische Ar-
beit des Diakonischen Werk Westfalen-Lippe
e.V.“ ersetzt.

6. § 8 Nr. 2 wird mit nachfolgendem Wortlaut neu
gefasst:
„2. Im Benehmen mit dem Landeskirchenrat:
die Stellungnahme Grundsatzfragen, sofern die
Lippische Landeskirche betroffen ist,“

7. § 9 erhält eine neue Überschrift und wird mit nach-
folgendem Wortlaut vollständig neu gefasst:

„§ 9 Mitwirkung der Landeskirche
bei Entscheidungen der

Diakonie Rheinland-Westfalen-Lippe
Die folgenden Entscheidungen der Diakonie
Rheinland-Westfalen-Lippe e.V. werden getrof-
fen,
1. im Einvernehmen mit dem Landeskirchenrat:

a) Erlass, Änderung und Aufhebung der Sat-
zung des Diakonie Rheinland-Westfalen-
Lippe e.V.;

b) Bildung, Veränderung und Auflösung von
Fachverbänden des Diakonie Rheinland-
Westfalen-Lippe e.V.

c) Wahl der oder des Vorsitzenden des Ver-
waltungsrates des Diakonie Rheinland-
Westfalen-Lippe e.V.

d) Berufung und Abberufung des Vorstands
der Diakonie Rheinland-Westfalen-Lippe
e.V. einschließlich der Regelung der Spre-
cherfunktion.

2. im Benehmen mit der Landeskirchenrat:
Stellungnahmen der Diakonie Rheinland-
Westfalen-Lippe e.V. zu Grundsatzfragen.“

8. In § 10 werden die Worte „im Benehmen mit dem
Diakonischen Werk der Lippischen Landeskirche“
gestrichen.

Artikel 2
Inkrafttreten

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2015 in Kraft.

Detmold, 25. November 2014
Lippische Landeskirche
Der Landeskirchenrat

III.
Kirchengesetz zur Änderung der

Besoldungs- und Versorgungsordnung
vom 28. Oktober 2014

1. Gesetz zur Änderung Kirchengesetzes zur
Ausführung des Pfarrdienstgesetzes der EKD

und zur Änderung dienstrechtlicher
Vorschriften - Ausführungsgesetz zum

Pfarrdienstgesetz der EKD - (AG.PfDG.EKD)
vom 22. November 2011

§ 5 (zu § 12 Abs. 4 PfDG.EKD) wird rückwirkend zum
22. November 2011 aufgehoben.“

Detmold, 25. November 2014
Lippische Landeskirche
Der Landeskirchenrat

IV.
Kirchengesetz über die Feststellung des

Haushaltes der Lippischen
Landeskirche für das Haushaltsjahr
2015 - Haushaltsgesetz (HG) 2015 -

vom 28. Oktober 2014
Die 35. ordentliche Landesynode hat auf ihrer Tagung
am 27. und 28. Oktober 2014 folgendes Kirchengesetz
erlassen, das hiermit bekannt gegeben wird:

§ 1
Feststellung des Haushaltsplanes

Der diesem Gesetz als Anlage beigefügte Haushalts-
plan für das Haushaltsjahr 2015 wird in Einnahme und
Ausgabe auf je

EUR 62.027.830,00
festgestellt.

§ 2
Stellenplan

Für die Bewirtschaftung der Personalausgaben ist der
beigefügte Stellenplan verbindlich.

§ 3
Deckungsfähigkeit

(1) Die gem. § 73 der Verwaltungsordnung für de-
ckungsfähig erklärten Ausgabemittel sind gekenn-
zeichnet und in dem beigefügten Vermerketeil näher
dargestellt, soweit nicht besondere Regelungen ge-
troffen wurden.

356   Gesetz- und Verordnungsblatt der Lippischen Landeskirche - Band 15 Nr. 9 vom 20.12.2015



(2) Bei den RTR´n 1 (Landeskirche Allgemein) und 2
(Gemeindepfarrstellenhaushalt) sind innerhalb der
einzelnen RT die Personalausgaben deckungsfähig bei
den:
- Dienstbezügen Geistliche (4210)
- Dienstbezügen Pastoren im Hilfsdienst (4210)
- Dienstbezügen Beamte (4220)
- Vergütungen (4230)
- Stellenbeiträgen VKPB (4310 und 4320)
- Beihilfen

§ 4
Zweckbindung von Einnahmen

Die gem. § 74 der Verwaltungsordnung zweckgebun-
denen Einnahmemittel sind im Haushaltsplan gekenn-
zeichnet und im beigefügten Vermerketeil näher dar-
gestellt.

§ 5
Übertragbarkeit

Über die gem. § 75 der Verwaltungsordnung mögliche
Übertragbarkeit von Haushaltsmitteln aus zweckge-
bundenen Einnahmen wird erst im Rahmen des Rech-
nungsergebnisses ( § 8) im Einzelfall entschieden.

§ 6
Sperrvermerke

Die gem. § 77 der Verwaltungsordnung gesperrten
Ausgabemittel sind im Haushalts- und Stellenplan ge-
kennzeichnet und im beigefügten Vermerketeil näher
dargestellt. Über ihre Freigabe entscheiden der Lan-
deskirchenrat und der Finanzausschuss gemeinsam.

§ 7
Über- und außerplanmäßige Ausgaben

(1) Über- und außerplanmäßige Ausgaben dürfen
gem. § 86 der Verwaltungsordnung nur veranlasst
werden, wenn über ihre Deckung entschieden ist.
(2) Für die Entscheidung ist das Landeskirchenamt
zuständig, wenn die Ausgaben aufgrund bestehender
Rechtsverpflichtungen zu leisten sind und unter Her-
anziehung der Verstärkungsmittel (Haushaltsstelle
9810.00.8600) abgedeckt werden können.
(3) Die Entscheidung des Landeskirchenrates und des
Finanzausschusses müssen übereinstimmen, wenn die
Ausgaben auf neu einzugehenden Rechtsverpflichtun-
gen beruhen und unter Heranziehung der Verstär-
kungsmittel (Haushaltsstelle 9820.00.8600) abge-
deckt werden können.
(4) Die Zuständigkeiten gem. Abs. 2 und 3 gelten auch,
wenn Mehrausgaben durch Mehreinnahmen oder
Minderausgaben an anderer Stelle im Haushaltsplan
abgedeckt werden sollen.
(5) Sollen Mehrausgaben durch Minderausgaben ab-
gedeckt werden, ist § 73 der Verwaltungsordnung
(Deckungsfähigkeit) sinngemäß anzuwenden.

§ 8
Rechnungsüberschüsse, -fehlbeträge

Rechnungsüberschüsse und Rechnungsfehlbeträge
sind im folgenden Haushaltsjahr abzuwickeln.

§ 9
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2015 in Kraft.

Detmold, 25. November 2014
Lippische Landeskirche
Der Landeskirchenrat

V.
Gesetzesvertretende Verordnung /

Fünfte gesetzesvertretende
Verordnung /

Fünfte Notverordnung zur Änderung
der Notverordnung der Evangelischen

Kirche im Rheinland /
der Gesetzesvertretenden Verordnung

der Evangelischen Kirche von
Westfalen /

des Kirchengesetzes der Lippischen
Landeskirche

über die Erhebung von Kirchensteuern
(Kirchensteuerordnung - KiStO)

vom 5. Dezember 2014
vom 18. September 2014
vom 25. November 2014

Aufgrund der Artikel 130 g) und 150 der Kirchenord-
nung der Evangelischen Kirche im Rheinland, des Ar-
tikels 144 der Kirchenordnung der Evangelischen Kir-
che von Westfalen und des Artikels 107 der Verfas-
sung der Lippischen Landeskirche wird die Notver-
ordnung der Evangelischen Kirche im Rheinland / die
Gesetzesvertretende Verordnung der Evangelischen
Kirche von Westfalen / das Kirchengesetz der Lippi-
schen Landeskirche über die Erhebung von Kirchen-
steuern in der Fassung der Bekanntmachung vom 22.
September 2000, 14. September 2000 und 28. No-
vember 2000, zuletzt geändert durch die Gesetzesver-
tretende Verordnung / Vierte gesetzesvertretende Ver-
ordnung / Vierte Notverordnung vom 17. Oktober
2008 / 25. September 2008 / 16. September 2008, wie
folgt geändert:
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Artikel 1
1. § 5 Absatz 2 Nummer 3 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe c werden
die Wörter „bei der Wohnsitzgemeinde ein-
geht“ durch die Wörter „wirksam geworden
ist.“ ersetzt.

b) In Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe d werden
die Wörter „durch Austritt aus der Evangeli-
schen Kirche nach Maßgabe der geltenden
staatlichen Vorschriften mit Ablauf des Ka-
lendermonats der auf den Zeitpunkt der Wirk-
samkeit des Kirchenaustritts folgt.“ durch die
Wörter „bei Austritt mit Ablauf des Kalen-
dermonats, in dem die Austrittserklärung
wirksam geworden ist.“ ersetzt.

2. § 6 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a werden

die Wörter „auch unter Festsetzung von Min-
destbeträgen“ gestrichen.

b) In Absatz 1 Nummer 5 werden nach dem Wort
„Ehegatte“ die Wörter „oder Lebenspartner“
eingefügt.

c) In Absatz 2 Satz 2 werden nach dem Wort
„Ehegatten“ die Wörter „oder Lebenspartner“
eingefügt

d) In Absatz 5 Satz 1 werden nach dem Wort
„anzurechnen“ die Wörter „davon ausgenom-
men, ist die Kirchensteuer, die als Zuschlag
zu nach dem Tarif des § 32d Abs. 1 des Ein-
kommensteuergesetzes ermittelter Einkom-
mensteuer erhoben wird, soweit sie auf Ein-
künfte entfällt, die in der Bemessungsgrund-
lage des besonderen Kirchgeldes nicht ent-
halten sind.“ eingefügt.

e) In Absatz 5 Satz 2 werden nach dem Wort
„Ehegatte“ die Wörter „oder Lebenspartner“
eingefügt.

3. § 7 Absatz 1 und 2 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Gehören Personen, bei denen die Vor-
aussetzungen für eine Zusammenveranlagung
nach §§ 26, 26b des Einkommensteuergeset-
zes vorliegen, verschiedenen Steuern gemäß
§ 6 Absatz 1 Nummer 1 erhebenden Kirchen
an (konfessionsverschiedene Ehe bzw. Le-
benspartnerschaft), so erheben beide Kirchen
die Kirchensteuer in der Form des Zuschlags
zur Einkommensteuer (§§ 26, 26b des Ein-
kommensteuergesetzes) und Lohnsteuer (§ 6
Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a) von beiden Perso-
nen in folgender Weise:
1. wenn die Personen zusammen zur Ein-

kommensteuer veranlagt werden, von der
Hälfte der Einkommensteuer;

2. wenn eine Person oder beide Personen
lohnsteuerpflichtig sind, von der Hälfte
der Lohnsteuer.

Die beiden Personen haften als Gesamt-
schuldner. Im Lohnsteuerabzugsverfahren ist
die Kirchensteuer bei jeder Person auch für
die andere einzubehalten.

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Liegen bei Ehegatten oder Lebenspart-
nern die Voraussetzungen für eine Zusam-
menveranlagung zur Einkommensteuer nicht
vor oder werden die Personen einzeln (§§ 26,
26a des Einkommensteuergesetzes) veran-
lagt, so wird die Kirchensteuer vom Einkom-
men von jeder Person nach ihrer Kirchenan-
gehörigkeit und nach der jeweils in ihrer Per-
son gegebenen Steuerbemessungsgrundlage
erhoben.“

4. § 8 Absatz 1 und 2 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Gehört nur eine der Personen, bei denen
die Voraussetzungen für eine Zusammenver-
anlagung nach §§ 26, 26b des Einkommen-
steuergesetzes vorliegen, einer Steuern ge-
mäß § 6 Absatz 1 Nummer 1 erhebenden Kir-
che an (glaubensverschiedene Ehe bzw. Le-
benspartnerschaft), so erhebt die steuerbe-
rechtigte Kirche die Kirchensteuer von ihr
nach der in ihrer Person gegebenen Steuerbe-
messungsgrundlage.“

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Werden die beiden Personen im Sinne
des Absatzes 1 zusammen zur Einkommen-
steuer veranlagt (§§ 26, 26b des Einkommen-
steuergesetzes), so ist bei der steuerpflichti-
gen Person die Kirchensteuer in der Form des
Zuschlags zur Einkommensteuer anteilig zu
berechnen. Die Kirchensteuer ist nach dem
Teil der - nach Maßgabe des § 6 Abs. 2 Satz
1 ermittelten - gemeinsamen Einkommen-
steuer zu berechnen, der auf die steuerpflich-
tige Person entfällt, wenn die gemeinsame
Steuer im Verhältnis der Einkommensteuer-
beträge, die sich bei Anwendung des § 32a
Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes (Ein-
kommensteuertarif) auf die Summe der Ein-
künfte einer jeden Person ergeben würden,
auf die Personen verteilt wird. Ist in der ge-
meinsamen Einkommensteuer im Sinne des
Satzes 2 eine nach dem gesonderten Steuer-
tarif des § 32d des Einkommensteuergesetzes
ermittelte Einkommensteuer enthalten, wer-
den die gesondert besteuerten Kapitalein-
künfte und die gesondert ermittelte Einkom-
mensteuer bei der Verhältnisrechnung nach
Satz 2 nicht berücksichtigt. Die nach dem ge-
sonderten Steuertarif des § 32d des Einkom-
mensteuergesetzes ermittelte Einkommen-
steuer wird der kirchensteuerpflichtigen Per-
son mit dem auf sie entfallenden Anteil un-
mittelbar zugerechnet.“

5. § 9 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
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In Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „§ 51 a Abs. 2 b
bis 2 d des Einkommensteuergesetzes“ durch die
Angabe „§ 51 a Abs. 2 b bis 2 e und § 52 a Abs. 18
des Einkommensteuergesetzes“ ersetzt.

6. § 15 Absatz wird folgende Nr. 4 angefügt:
„Die Bemessungsgrundlage nach § 6 Abs. 2 Satz
2 erhöht sich um die nach § 32d Abs. 1 und § 43
Abs. 5 des Einkommensteuergesetzes gesondert
besteuerten Kapitalerträge des Kirchensteuer-
pflichtigen, wenn der Kirchensteuerpflichtige die
Anrechnung der auf die gesondert besteuerten Ka-
pitalerträge entfallenden Kirchensteuer beantragt.“

7. § 16 Nr. 4 wird wie folgt geändert:
a) In Nr. 4 Satz 1 wird nach dem Wort „Ehegat-

te“ die Wörter „oder Lebenspartner“ einge-
fügt.

b) In Nr. 4 Satz 2 werden nach dem Wort „an-
zurechnen“ die Wörter „davon ausgenom-
men, ist die Kirchensteuer, die als Zuschlag
zu nach dem Tarif des § 32 d Abs. 1 des Ein-
kommensteuergesetzes ermittelter Einkom-
mensteuer erhoben wird, soweit sie auf Ein-
künfte entfällt, die in der Bemessungsgrund-
lage des besonderen Kirchgeldes nicht ent-
halten sind.“ eingefügt.

Artikel 2
(1) Die Gesetzesvertretende Verordnung / Die Fünfte
gesetzesvertretende Verordnung / Die Fünfte Notver-
ordnung zur Änderung der Kirchensteuerordnung tritt
mit Datum der Verkündung in Kraft.
(2) Artikel 1 Nummer 5 ist erstmals auf nach dem 31.
Dezember 2014 zufließende Kapitalerträge anzuwen-
den.

Düsseldorf, 5. Dezember 2014
Evangelische Kirche im Rheinland
Die Kirchenleitung

Bielefeld, 18. September 2014
Evangelische Kirche von Westfalen
Die Kirchenleitung

Detmold, 25. November 2014
Lippische Landeskirche
Der Landeskirchenrat

VI.
Gesetzesvertretende Verordnung /

Sechste gesetzesvertretende
Verordnung /

Sechste Notverordnung zur Änderung
der Notverordnung der Evangelischen

Kirche im Rheinland /
der Gesetzesvertretenden Verordnung

der Evangelischen Kirche von
Westfalen /

des Kirchengesetzes der Lippischen
Landeskirche

über die Erhebung von Kirchensteuern
(Kirchensteuerordnung - KiStO)

vom 5. Dezember 2014
vom 4. Dezember 2014
vom 16. Dezember 2014

Aufgrund der Artikel 130 g) und 150 der Kirchenord-
nung der Evangelischen Kirche im Rheinland, des Ar-
tikels 144 der Kirchenordnung der Evangelischen Kir-
che von Westfalen und des Artikels 107 der Verfas-
sung der Lippischen Landeskirche wird die Notver-
ordnung der Evangelischen Kirche im Rheinland / die
Gesetzesvertretende Verordnung der Evangelischen
Kirche von Westfalen / das Kirchengesetz der Lippi-
schen Landeskirche über die Erhebung von Kirchen-
steuern in der Fassung der Bekanntmachung vom 22.
September 2000, 14. September 2000 und 28. No-
vember 2000, zuletzt geändert durch die Gesetzesver-
tretende Verordnung / Fünfte gesetzesvertretende
Verordnung / Fünfte Notverordnung vom 5. Dezem-
ber 2014 / 18. September 2014 / 25. November 2014,
wie folgt geändert:

Artikel 1
§ 14 wird wie folgt geändert:
a) In Nr. 4 werden die Wörter „Satz 2“ gestrichen.
b) Folgende Nr. 5 wird angefügt:

„Auf das Kirchgeld in glaubensverschiedener
Ehe bzw. Lebenspartnerschaft sind die Kirchen-
steuern beider Ehegatten bzw. Lebenspartner
nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 sowie Kirchenbeiträge bei-
der Ehegatten bzw. Lebenspartner, soweit diese
wie Kirchensteuern als Sonderausgaben im Rah-
men der Einkommensteuerveranlagung abzieh-
bar sind, anzurechnen.“
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Artikel 2
Die Gesetzesvertretende Verordnung / Die Sechste
gesetzesvertretende Verordnung / Die Sechste Not-
verordnung zur Änderung der Kirchensteuerordnung
tritt mit Datum der Verkündung in Kraft.
Düsseldorf, 5. Dezember 2014

Evangelische Kirche im Rheinland
Die Kirchenleitung

Bielefeld, 4. Dezember 2014
Evangelische Kirche von Westfalen
Die Kirchenleitung

Detmold, 16. Dezember 2014
Lippische Landeskirche
Der Landeskirchenrat

BESCHLÜSSE

VII.
Änderung der Pfarrbesoldungs- und

Versorgungsordnung sowie der
Kirchenbeamtenbesoldungs- und

Versorgungsordnung (PfBVO)
vom 26. August 2014

Der Landeskirchenrat fasst auf Grundlage der §§ 1, 3,
5 und 7 des Kirchengesetzes über die Besoldung und
Versorgung der lippischen Amtsträger folgenden Be-
schluss:
1. Der Landeskirchenrat nimmt die Gesetzesvertre-

tende Verordnung zur Änderung des Besoldungs-
rechtes der Pfarrerinnen und Pfarrer, der Kirchen-
beamtinnen und Kirchenbeamten sowie der Predi-
gerinnen und Prediger der Evangelischen Kirche
von Westfalen vom 13. März 2014 zur Kenntnis.
Er beschließt, dass diese Änderungen auf für die
Pfarrerinnen und Pfarrer, Pastorinnen und Pasto-
ren, Vikarinnen und Vikare sowie Kirchenbeam-
tinnen und Kirchenbeamten der Lippischen Lan-
deskirche rückwirkend zum 1. Juli 2014 mit gelten
sollen. Dies gilt nicht für Artikel I Nr.17, und für
Artikel I Nr. 33 a) nur insoweit, als das Wort „Bun-
desbesoldungsgesetz“ durch die Wörter „Überge-
leitetes Besoldungsgesetz für das Land Nordrhein-
Westfalen“ ersetzt wird.

2. Bisherige vom Landeskirchenrat beschlossene Än-
derungen bzw. abweichende Regelungen für den
Bereich der Lippischen Landeskirche sind von der
Übernahme der geänderten PfBVO nicht berührt
und bleiben in vollem Umfang bestehen.

Detmold, 26. August 2014

Lippische Landeskirche
Der Landeskirchenrat

VIII.
Änderung der Pfarrbesoldungs- und

Versorgungsordnung sowie der
Kirchenbeamtenbesoldungs- und

Versorgungsordnung (PfBVO)
vom 28. Oktober 2014

1. Der Landeskirchenrat nimmt zustimmend zur
Kenntnis, dass aufgrund des Beschlusses der Kir-
chenleitung der EKvW auch die Dienst- und Ver-
sorgungsbezüge der öffentlich-rechtlich Beschäf-
tigten der Lippischen Landeskirche (Pfarrerinnen
und Pfarrer und Kirchenbeamtinnen und Kirchen-
beamten), sowie der Vikarinnen und Vikare unter
Berücksichtigung der Pfarrbesoldungs- und Ver-
sorgungsordnung sowie der für die Lippische Lan-
deskirche geltenden Besonderheiten in dem Um-
fang erhöht werden, in dem sich die Besoldung und
Versorgung der Beamtinnen und Beamten des
Landes Nordrhein-Westfalen der entsprechenden
Besoldungsgruppe für die Jahre 2013 und 2014 er-
höht.

2. Der Landeskirchenrat beschließt, die Anlage 1 zur
Pfarrbesoldungs- und Versorgungsordnung gemäß
den diesem Beschluss beigefügten Anlagen anzu-
passen.

3. Unter dem Vorbehalt der entsprechenden landes-
gesetzlichen Regelung (Gesetzentwurf der Lan-
desregierung (Stand 2. September 2014 - Druck-
sachen Landtag 16/6688 - Entwurf) können mit
den Bezügen für den Monat Dezember 2014 Nach-
zahlungen für die Jahre 2013 und 2014 auf der
Grundlage der durch die Beschlüsse zu 1 und 2 ge-
änderten Rechtslage vorgenommen werden.

Detmold, 28. Oktober 2014
Lippische Landeskirche
Der Landeskirchenrat
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Anlage 1
zur Pfarrbesoldungs- und

-versorgungsordnung (PfBVO)
- Pfarrerinnen und Pfarrer auf Lebenszeit nach

§ 5 Abs. 1 -

A.
(gültig ab 1. Januar 2013)

I. Grundgehalt (§§ 4, 5 PfBVO)
Das Grundgehalt beträgt monatlich

Stufe Besoldungsgruppe
A 13
EUR

Besoldungsgruppe
A 14
EUR

3* 3.234,59 3.364,87
4* 3.391,86 3.568,85
5 3.549,14 3.772,78
6 3.706,40 3.976,72
7 3.863,66 4.180,64
8 3.968,51 4.316,60
9 4.073,35 4.452,57
10 4.178,20 4.588,53
11 4.283,06 4.724,49
12 4.387,91 4.860,46

* = Stufe 3 und 4 entfallen ab Juni 2013
II. Familienzuschlag, Unterschiedsbetrag (§§ 4, 10,
PfBVO)
1. Der Familienzuschlag beträgt

monatlich in der Stufe 1
EUR 119,92

2. Der Familienzuschlag erhöht sich
a) für das erste und zweite zu berücksichtigende

Kind (Stufen 2 und 3) um je
EUR 102,54

b) für jedes weitere zu berücksichtigende Kind
(Stufe 4 und folgende Stufen) um je
EUR 319,51

III. Zulagen (§§ 4, 6 PfBVO)
Die Zulage nach § 6 Abs. 1 PfBVO beträgt monatlich
EUR 81,11
IV. Superintendentenzulage (§ 6 Abs. 2 PfBVO)
Die Zulage für die Superintendenten / Superintenden-
tinnen beträgt monatlich
EUR 426,28

B.
(gültig ab 1. September 2013)

I. Grundgehalt (§§ 4, 5 PfBVO)
Das Grundgehalt beträgt monatlich

Stufe Besoldungsgruppe
A 13
EUR

Besoldungsgruppe
A 14
EUR

5 3.625,28 3.851,83
6 3.784,58 4.058,42
7 3.943,89 4.264,99
8 4.050,10 4.402,72
9 4.156,30 4.540,45
10 4.262,52 4.678,18
11 4.368,74 4.815,91
12 4.474,95 4.953,65

II. Familienzuschlag, Unterschiedsbetrag (§§ 4, 10,
PfBVO)
1. Der Familienzuschlag beträgt

monatlich in der Stufe 1
EUR 119,92

2. Der Familienzuschlag erhöht sich
a) für das erste und zweite zu berücksichtigende

Kind (Stufen 2 und 3) um je
EUR 102,54

b) für jedes weitere zu berücksichtigende Kind
(Stufe 4 und folgende Stufen) um je
EUR 319,51

III. Zulagen (§§ 4, 6 PfBVO)
Die Zulage nach § 6 Abs. 1 PfBVO beträgt monatlich
EUR 81,11
IV. Superintendentenzulage (§ 6 Abs. 2 PfBVO)
Die Zulage für die Superintendenten / Superintenden-
tinnen beträgt monatlich
EUR 426,28

C.
(gültig ab 1. Januar 2014)

I. Grundgehalt (§§ 4, 5 PfBVO)
Das Grundgehalt beträgt monatlich

Stufe Besoldungsgruppe
A 13
EUR

Besoldungsgruppe
A 14
EUR

5 3.625,28 3.851,83
6 3.784,58 4.058,42
7 3.943,89 4.264,99
8 4.050,10 4.402,72
9 4.156,30 4.540,45
10 4.262,52 4.678,18
11 4.368,74 4.815,91
12 4.474,95 4.953,65
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II. Familienzuschlag, Unterschiedsbetrag (§§ 4, 10,
PfBVO)
1. Der Familienzuschlag beträgt

monatlich in der Stufe 1
EUR 123,46

2. Der Familienzuschlag erhöht sich
a) für das erste und zweite zu berücksichtigende

Kind (Stufen 2 und 3) um je
EUR 105,56

b) für jedes weitere zu berücksichtigende Kind
(Stufe 4 und folgende Stufen) um je
EUR 328,94

III. Zulagen (§§ 4, 6 PfBVO)
Die Zulage nach § 6 Abs. 1 PfBVO beträgt monatlich
EUR 83,50
IV. Superintendentenzulage (§ 6 Abs. 2 PfBVO)
Die Zulage für die Superintendenten / Superintenden-
tinnen beträgt monatlich
EUR 438,86

D.
(gültig ab 1. September 2014)

I. Grundgehalt (§§ 4, 5 PfBVO)
Das Grundgehalt beträgt monatlich

Stufe Besoldungsgruppe
A 13
EUR

Besoldungsgruppe
A 14
EUR

5 3.712,41 3.941,90
6 3.873,78 4.151,18
7 4.035,16 4.360,43
8 4.142,75 4.499,96
9 4.250,33 4.639,48
10 4.357,93 4.779,00
11 4.465,53 4.918,52
12 4.573,12 5.058,05

II. Familienzuschlag, Unterschiedsbetrag (§§ 4, 10,
PfBVO)
1. Der Familienzuschlag beträgt

monatlich in der Stufe 1
EUR 123,46

2. Der Familienzuschlag erhöht sich
a) für das erste und zweite zu berücksichtigende

Kind (Stufen 2 und 3) um je
EUR 105,56

b) für jedes weitere zu berücksichtigende Kind
(Stufe 4 und folgende Stufen) um je
EUR 328,94

III. Zulagen (§§ 4, 6 PfBVO)
Die Zulage nach § 6 Abs. 1 PfBVO beträgt monatlich
EUR 83,50
IV. Superintendentenzulage (§ 6 Abs. 2 PfBVO)

Die Zulage für die Superintendenten / Superintenden-
tinnen beträgt monatlich
EUR 438,86

IX.
Festsetzung des

Kirchensteuerhebesatzes
für das Steuerjahr 2015

vom 28. Oktober 2014
Die 35. ordentliche Landesynode hat auf ihrer Tagung
am 28. Oktober 2014 folgenden Beschluss gefasst, der
hiermit bekannt gegeben wird:

§ 1
(1) Aufgrund und nach Maßgabe des § 12 Absatz 2
Buchstabe a der Kirchensteuerordnung (KiStO) vom
22. September 2000 (KABl. EKiR S. 297), 14. Sep-
tember 2000 (KABl. EKvW 2000 S. 281) und 28. No-
vember 2000 (Ges. u. VOBl. LLK 2000 Bd. 12 S. 96),
zuletzt geändert durch Gesetzesvertretende Verord-
nung/Vierte gesetzesvertretende Verordnung / Vierte
Notverordnung vom 17. Oktober 2008 (KABl. EKiR
2009 S. 42), 25. September 2008 (KABl. EKvW 2008
S. 335), 16. September 2008 (Ges. u. VoBl. LLK 2009
Bd. 14 S. 274), werden in der Lippischen Landeskir-
che im Steuerjahr 2015 Kirchensteuern als Zuschlag
zur Einkommen-, Lohn- und Kapitalertragsteuer gem.
§ 6 Abs. 1 Ziffer 1 Buchstabe a) der Kirchensteuer-
ordnung / KiStO in Höhe von 9 v.H. festgesetzt.
(2) Der Hebesatz gilt auch in den Fällen der Pauscha-
lierung der Lohnsteuer; er wird auf 7 v.H. der Lohn-
steuer ermäßigt, wenn der
a) Steuerpflichtige bei der Pauschalierung der Ein-

kommensteuer nach § 37b Einkommensteuerge-
setz

b) Arbeitgeber bei der Pauschalierung der Lohn-
steuer

von der Vereinfachungsregelung nach Nummer 1 des
gleichlautenden Erlasses der obersten Finanzbehörden
der Bundesländer vom 23. Oktober 2012 (BStBl. I
2012 S. 1083) sowie des gleichlautenden Erlasses vom
28. Dezember 2006 (BStBl. 2007, Teil I, Seite 76)
Gebrauch macht.

§ 2
Aufgrund und nach Maßgabe des § 12 Absatz 2 Buch-
stabe a) der Kirchensteuerordnung (KiStO) vom 22.
September 2000, 14. September 2000 und 28. No-
vember 2000, zuletzt geändert durch Gesetzesvertre-
tende Verordnung/Vierte gesetzesvertretende Verord-
nung/Vierte Notverordnung vom 17. Oktober 2008,
25. September 2008, 16. September 2008, wird in der
Lippischen Landeskirche im Steuerjahr 2015 das be-
sondere Kirchgeld gem. § 6 Absatz 1 Ziffer 5 der Kir-
chensteuerordnung nach folgender Tabelle festge-
setzt:
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Stufe

Bemessungsgrundlage
(zu versteuerndes

Einkommen gem. § 6 Abs. 2
Satz 2 KiStO)

Besonderes
Kirchgeld

1 30.000 - 37.499 EUR 96,00 EUR
2 37.500 - 49.999 EUR 156,00 EUR
3 50.000 - 62.499 EUR 276,00 EUR
4 62.500 - 74.999 EUR 396,00 EUR
5 75.000 - 87.499 EUR 540,00 EUR
6 87.500 - 99.999 EUR 696,00 EUR
7 100.000 - 124.999 EUR 840,00 EUR
8 125.000 - 149.999 EUR 1.200,00 EUR
9 150.000 - 174.999 EUR 1.560,00 EUR
10 175.000 - 199.999 EUR 1.860,00 EUR
11 200.000 - 249.999 EUR 2.220,00 EUR
12 250.000 - 299.999 EUR 2.940,00 EUR
13 ab 300.000 EUR 3.600,00 EUR

§ 3
Die oben festgesetzten Kirchensteuern werden auch
über den 31. Dezember 2015 weiter erhoben, falls zu
dem genannten Termin neue Kirchensteuerhebesätze
nicht beschlossen und staatlich genehmigt und aner-
kannt sind.

§ 4
Dieser Beschluss tritt am 1. Januar 2015 in Kraft.

Detmold, 25. November 2014

Lippische Landeskirche
Der Landeskirchenrat

X.
Prüfung der Jahresrechnung 2013

und Entlastung des Landeskirchenrats
vom 28. Oktober 2014
Die 35. ordentliche Landessynode hat in ihrer Sitzung
am 27. und 28. Oktober 2014 den Schlussbericht ge-
mäß § 8 Abs. 4 der Rechnungsprüfungsordnung vom
2. November 1988 entgegengenommen und dem Lan-
deskirchenrat für das Rechnungsjahr 2013 Entlastung
erteilt.
Detmold, 25. November 2014

Lippische Landeskirche
Der Landeskirchenrat

XI.
Fusion der Diakonischen Werke
der Evangelischen Kirche von

Westfalen
und der Lippischen Landeskirche

Die 35. ordentliche Landesynode hat auf ihrer Tagung
am 27. Oktober 2014 vorbehaltlich der der Zustim-
mung der Mitgliederversammlung des Diakonischen
Werkes e.V. am 5. November 2014 folgenden Be-
schluss gefasst, der hiermit bekannt gegeben wird:
1. Die Synode stimmt der Fusion des Diakonischen

Werkes der Lippischen Landeskirche mit dem Di-
akonischen Werk der Evangelischen Kirche von
Westfalen zu.

2. Die Landeskirche wird Mitglied des Diakonischen
Werkes Westfalen - Lippe e.V.

3. Die Synode stimmt der Satzung des Diakonischen
Werkes Westfalen - Lippe e.V. zu.

4. Die Landessynode stimmt dem Vorhaben der Ver-
änderung der Satzung des bestehenden Diakoni-
schen Werkes der Lippischen Landeskirche e.V.
im Hinblick auf einen Förderverein zu und beauf-
tragt den Landeskirchenrat mit der Umsetzung.

Detmold, 25. November 2014

Lippische Landeskirche
Der Landeskirchenrat

XII.
Landeskirchliche Förderung

von Tageseinrichtungen für Kinder
durch die Lippische Landeskirche

bis zum 31. Dezember 2016
vom 27. Oktober 2014

Die 35. ordentliche Landesynode hat auf ihrer Tagung
am 27. Oktober 2014 folgenden Beschluss gefasst, der
hiermit bekannt gegeben wird:
„Der Beschluss über die landeskirchliche Förderung
von Tageseinrichtungen für Kinder durch die Lippi-
sche Landeskirche wird wie folgt geändert:
In Ziff. 5 Satz 1 und Ziff. 7 werden die Worte „Dia-
konischen Werk“ durch die Worte „Referat Diakonie
im Landeskirchenamt“ ersetzt.
In Ziff. 7 werden die Worte „im Lippischen Landes-
kirchenamt“ gestrichen.
Mit diesen Änderungen wird der Beschluss vom 26.
November 2013 bis zum 31. Dezember 2016 fortge-
schrieben.“
Detmold, 25. November 2014

Lippische Landeskirche
Der Landeskirchenrat
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XIII.
Pfarramtliche Verbindung

der Pfarrstelle II der ev.-ref.
Kirchengemeinde Bad Meinberg
und der Pfarrstelle I der ev.-ref.

Kirchengemeinde Horn
vom 27. Oktober 2014

Die 35. ordentliche Landesynode hat auf ihrer Tagung
am 27. Oktober 2014 folgenden Beschluss gefasst, der
hiermit bekannt gegeben wird:
„Nach Anhörung der Beteiligten beschließt die Lan-
dessynode nach Artikel 11 der Verfassung:

§ 1
Die Pfarrstelle II der evangelisch-reformierten Kir-
chengemeinde Bad Meinberg und die Pfarrstelle I der
ev.-ref. Kirchengemeinde Horn werden mit Wirkung
vom 1. November 2014 verbunden. Die bisherigen
beiden Pfarrstellen werden zu einer Pfarrstelle mit ei-
nem vollen Dienstumfang vereinigt.

§ 2
Die Besetzung der Pfarrstelle wird von den Kirchen-
vorständen beider Kirchengemeinden nach den Be-
stimmungen des Pfarrstellenbesetzungsgesetzes vor-
genommen.

§ 3
Der Beschluss tritt am 1. November 2014 in Kraft.“

Detmold, 25. November 2014

Lippische Landeskirche
Der Landeskirchenrat

XIV.
Änderung der Geschäftsordnung

vom 23. November 1998
für die Landessynode, Organe und

Gremien der Landeskirche, Klassen
und Kirchengemeinden der Lippischen

Landeskirche
vom 27. Oktober 2014

Aufgrund von Art. 102 Abs. 1 der Verfassung hat die
35. ordentliche Landessynode auf ihrer Tagung am 27.
Oktober 2014 folgende Änderung der Geschäftsord-
nung vom 23. November 1998 für die Landessynode,
Organe und Gremien der Landeskirche, Klassen und
Kirchengemeinden der Lippischen Landeskirche
(Ges. u. VOBl. Bd. 11 S. 400), zuletzt geändert durch
Beschluss vom 13. August 2008 (Ges. u. VOBl. Bd.
14 S. 217), beschlossen, die hiermit bekannt gegeben
wird:
1. § 26 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„Die Landessynode entsendet Synodale in folgen-
de auf Grund von Kirchengesetzen oder besonde-
ren Synodalbeschlüssen gebildete Kammern und
bestätigt ihre endgültige Zusammensetzung: Kam-
mer für Diakonie, Kammer für Weltmission, Öku-
mene und Entwicklung, Kammer für öffentliche
Verantwortung, Kammer für Volksmission und
Öffentlichkeitsarbeit, Schulkammer, Jugendkam-
mer, Kammer für Kirchenmusik und Kammer für
den ländlichen Raum.“

2. Dieser Beschluss tritt am 1. Januar 2015 in Kraft.

Detmold, 25. November 2014

Lippische Landeskirche
Der Landeskirchenrat

XV.
Richtlinien über die Förderung von

Studierenden der Theologie
der Lippischen Landeskirche

vom 25. November 2014

§ 1
Grundsatz

Studierende, die in der Liste der Studierenden der
Theologie eingetragen sind, erhalten auf Antrag fi-
nanzielle Unterstützungen nach § 2 dieser Richtlinien.

§ 2
Einzelne Förderungen

a) Abonnement der evangelischen Zeitung „UK -
Unsere Kirche“
für die Zeit ihres Studiums und des Vorberei-
tungsdienstes.

b) Büchergeld
in Höhe von jeweils EUR 300 bei Aufnahme in
die Liste der lippischen Theologiestudierenden
und nach der bestandenen Zwischenprüfung.

c) Zuschuss für wissenschaftliche Tagungen oder
Studienreisen.
Die Landeskirche übernimmt die Hälfte des „Ei-
genanteils“ für die Tagungen oder Studienreisen,
maximal EUR 500 pro Semester.

d) Zuschuss für Praktikum.
Die Kosten des begleitenden Gemeindeprakti-
kums nach § 10 Absatz 2 Buchstabe d) der Theo-
logischen Prüfungsordnung für das erste Theo-
logische Examen werden übernommen.

e) Examenszuschuss
für die letzten beiden Studiensemester aufgrund
einer erklärten Bedürftigkeit in Höhe des zuletzt
gezahlten BAFöG-Satzes, maximal EUR 500
monatlich bzw. EUR 1.500 je Semester. Der Zu-
schuss ist nicht zurückzuzahlen.

f) Examensdarlehen (zusätzlich zum Examenszu-
schuss).
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Voraussetzung für die Zahlung des Darlehens ist
die Zulassung zum Ersten theologischen Exa-
men. Das Darlehen beträgt EUR 1.500 und ist
vom Beginn des Vorbereitungsdienstes mit EUR
70 monatlich zurückzuzahlen.

§ 3
Deutschlandstipendium

Die Lippische Landeskirche beteiligt sich am
Deutschlandstipendium (1 Stipendium).

§ 4
Konvent

Die Kosten (einschließlich Fahrtkosten) der zweimal
jährliche stattfindenden Konvente der Studierenden
der Theologie und der Vikarinnen und Vikare trägt die
Landeskirche.

§ 5
Inkrafttreten

Die Richtlinien treten am 1. Dezember 2014 in Kraft.

Detmold, 25. November 2014

Lippische Landeskirche
Der Landeskirchenrat

XVI.
Fracking

Die 35. ordentliche Landesynode hat auf ihrer Tagung
am 28. Oktober 2014 folgenden Beschluss gefasst, der
hiermit bekannt gegeben wird:
1. Die Landessynode lehnt den Einsatz der umstrit-

tenen Fracking-Methode zur Gewinnung von Erd-
gas aus unkonventionellen Lagerstätten ab. Die
Methode birgt erhebliche Risiken für Mensch und
Umwelt. Sie stellt eine hohe Gefährdung insbe-
sondere der natürlichen Ressource Wasser dar. Der
Schutz der Heilquellen und des Trinkwassers ist
unbedingt zu gewährleisten.

2. Die Landessynode begrüßt die Entscheidung der
nordrhein-westfälischen Landesregierung, bis auf
weiteres keine Genehmigungen für Erkundung und
Gewinnung der Lagerstätten unter Einsatz der Fra-
cking-Methode unabhängig von den eingesetzten
Materialien zu erteilen.

3. Die Landessynode bittet die EKD, sich beim Bun-
desgesetzgeber für eine Novellierung des Bundes-
berggesetzes einzusetzen mit dem Ziel, dass bei
Bergbauvorhaben ein Planfeststellungsverfahren
mit einer Umweltverträglichkeitsprüfung zwin-
gend vorgeschrieben wird.

Detmold, 25. November 2014
Lippische Landeskirche
Der Landeskirchenrat

XVII.
Schaffung eines Sonderfonds

für Erstaufnahmeeinrichtungen für
Asylbewerber

vom 28. Oktober 2014
Die 35. ordentliche Landesynode hat auf ihrer Tagung
am 28. Oktober 2014 folgenden Beschluss gefasst, der
hiermit bekannt gegeben wird:
„Die 35. ordentliche Landessynode beschließt für die
Erstaufnahmeeinrichtungen für Asylbewerber in Bad
Salzuflen, Oerlinghausen und Detmold einen Sonder-
fonds in Höhe von EUR 50.000,00 einzurichten, die-
ses zu Lasten des Haushaltsjahres 2014.“
Detmold, 25. November 2014

Lippische Landeskirche
Der Landeskirchenrat
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WAHLEN

XVIII.
Wahlen

in die 12. EKD-Synode
und Vollkonferenz der UEK ab 2015

Die 35. ordentliche Landessynode wählt auf ihrer Ta-
gung am 27. Oktober 2014 folgende Vertreter und
Vertreterinnen in die 12. Synode der Evangelischen
Kirche in Deutschland für die ab 2015 beginnende 6-
jährige Amtszeit (Art. 86 Ziff. 8 Verfassung LLK, Art.
24 Abs. 1 EKD-Grundordnung). Diese Synodalen, die
in der EKD-Synode mitarbeiten, gehören zugleich der
Vollkonferenz der Union Ev. Kirchen an (Verbin-
dungsmodell nach Art. 7 Abs. 2 Grundordnung der
UEK).
Mitglied Sup’in Christiane N o l t i n g, 1. Stellvertre-
ter Sup. Dieter B ö k e m e i e r , 2. Stellvertreterin
Pfr’n Brigitte F e n n e r
Mitglied Sup. Andreas L a n g e, 1. Stellvertreter Pfr.
Richard K r a u s e, 2. Stellvertreterin Pfr’in Steffie
L a n g e n a u

Detmold, 25. November 2014

Lippische Landeskirche
Der Landeskirchenrat

XIX.
Besetzung

der Arbeitsrechtlichen Kommission
für Rheinland-Westfalen-Lippe

(ARK-RWL)

Die 35. ordentliche Landesynode hat auf ihrer Tagung
am 27. Oktober 2014 folgenden Beschluss gefasst, der
hiermit bekannt gegeben wird:
Für die Amtszeit der Arbeitsrechtlichen Kommission
für Rheinland-Westfalen-Lippe vom 1. Januar 2015

bis zum 31. Dezember 2018 werden von Seiten der
Lippischen Landeskirche und ihres Diakonischen
Werkes als Vertreter der kirchlichen Arbeitgeber Frau
Marianne U l b r i c h als ordentliches Mitglied und
Herr Assessor Andreas H e i d e m a n n als stellver-
tretendes Mitglied entsandt (Art. 86 Ziff. 7 Verfas-
sung, § 7 Abs. 1 Arbeitsrechtsregelungsgesetz).“

Detmold, 25. November 2014

Lippische Landeskirche
Der Landeskirchenrat

XX.
Besetzung

der Arbeitsrechtlichen
Schiedskommission

für Rheinland-Westfalen-Lippe
(ARS-RWL)

Die 35. ordentliche Landesynode hat auf ihrer Tagung
am 27. Oktober 2014 folgenden Beschluss gefasst, der
hiermit bekannt gegeben wird:
Für die Amtszeit der Arbeitsrechtlichen Schiedskom-
mission für Rheinland-Westfalen-Lippe vom 1. Janu-
ar 2015 bis zum 31. Dezember 2018 werden von Seiten
der Lippischen Landeskirche und ihres Diakonischen
Werkes als Beisitzer Herr Rechtsanwalt Dirk H e n-
r i c h - H e l d sowie als erster Stellvertreter Herr Kir-
chenrat Dr. Arno S c h i l b e r g und als zweiter Stell-
vertreter Herr Dr. Helmut K a u t h e r  gewählt (Art. 86
Ziff. 7 Verfassung, § 16 Abs. 4 Arbeitsrechtsrege-
lungsgesetz).“

Detmold, 25. November 2014

Lippische Landeskirche
Der Landeskirchenrat
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BEKANNTMACHUNGEN

XXI.
16. Änderung der Satzung

der Gemeinsamen Versorgungskasse
für Pfarrer und Kirchenbeamte

vom 15. Dezember 2012 / vom 20. Oktober 2011 / vom
10. Oktober 2011

§ 1
16. Änderung der Satzung

Die Satzung der Gemeinsamen Versorgungskasse für
Pfarrer und Kirchenbeamte der Evangelischen Kirche
im Rheinland, der Evangelischen Kirche von Westfa-
len und der Lippischen Landeskirche, zuletzt geändert
durch die 15. Änderungssatzung vom 7. September
2010 / 14. Juli 2011 / 14. September 2010 (Ges. u.
VOBl. Bd. 15 Seite 121), wird wie folgt geändert:
1. In § 3 Abs. 4 werden die Worte „Richtlinien für die

Anlegung des Vermögens“ durch die Worte „All-
gemeine Richtlinie für das Management der Kapi-
talanlagen (einschließlich Spezielle Richtlinien,
Verfahrens- und Organisationsanweisungen),“ er-
setzt.

2. § 4 Abs. 4 Ziffer 5 wird wie folgt geändert:
„5) Genehmigung der Allgemeinen Richtlinie für
das Management der Kapitalanlagen (ohne Spezi-
elle Richtlinien, Verfahrens- und Organisationsan-
weisungen),“

3. In § 5 Abs. 1 Ziffer 3 wird die Zahl „65“ durch die
Zahl „67“ ersetzt.

§ 2
Inkrafttreten

Diese Satzungsänderung tritt am 15. September 2010
in Kraft. Hiervon abweichend tritt Nr. 3 (§§ 5 Abs. 1
Ziffer 3) am 1. Januar 2012 in Kraft.
Düsseldorf, 15. Dezember 2012

Ev. Kirche im Rheinland
Das Landeskirchenamt

Bielefeld, 20. Oktober 2011
Ev. Kirche von Westfalen
Das Landeskirchenamt

Detmold, 10. Oktober 2011
Lippische Landeskirche
Der Landeskirchenrat

XXII.
Richtlinien zur Besetzung von

Pfarrstellen im Gemeindepfarrdienst
ab 3. Juni 2014

1. Die Landeskirche verfolgt das Ziel, Pfarrstellen
möglichst mit Dienstumfängen von 100 v.H.
auszuschreiben.

2. Der Stellenumfang von Pfarrstellen wird nur in
Viertel Schritten festgelegt. Stellenanteile wer-
den wie folgt gerundet:

Gemein-
deglieder-
zahl,
Ergebnis
(vor Run-
dung)

divi-
diert
durch
Pfarr-
stel-
lenan-
teil
(ge-
run-
det)

REF: 2.500
entspricht

LT: 2.375
Gemeinde-
gliedern

ref. lt.
0,00-0,12 0,00 1-312 1-296
0,13-0,37 0,25 313-937 297-890
0,38-0,62 0,50 938-1.562 891-1.484
0,63-0,87 0,75 1.563-2.187 1.485-2.078
0,88-1,12 1,00 2.188-2.812 2.079-2.672
1,13-1,37 1,25 2.813-3.437 2.673-3.266
1,38-1,62 1,50 3.438-4.062 3.267-3.860
1,63-1,87 1,75 4.063-4.687 3.861-4.454
1,88-2,12 2,00 4.688-5.312 4.455-5.048
2,13-2,37 2,25 5.313-5.937 5.049-5.642
2,38-2,62 2,50 5.938-6.562 5.643-6.236
etc. etc. etc. etc.

3. Freie Pfarrstellen mit einem Umfang von unter
50 v.H. bedürfen keiner Ausschreibung. Sie
können vom Landeskirchenrat gemäß § 20
Pfarrstellenbesetzungsgesetz im Benehmen mit
dem Kirchenvorstand und Klassenvorstand be-
setzt werden.

4. Gemeindepfarrstellen mit einem Dienstumfang
von 50 v.H. oder mehr werden grundsätzlich
innerhalb der Lippischen Landeskirche ausge-
schrieben. Auf Antrag des Kirchenvorstandes
und mit Zustimmung des Klassenvorstands
kann die Pfarrstelle auch für den Gesamtbe-
reich der EKD ausgeschrieben werden.
Das Besetzungsrecht des Landeskirchenrates
gemäß § 2 Absatz 2 Pfarrstellenbesetzungsge-
setz ist dabei zu beachten. Es können sich alle
Pfarrerinnen und Pfarrer bewerben, denen die
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Anstellungsfähigkeit in der lippischen Landes-
kirche verliehen worden ist.

5. Zusatzaufträge an Inhaberinnen und Inhaber
von Pfarrstellen sind zumutbar, wenn
• die Pfarrerin oder der Pfarrer in der Regel

nicht mehr als 2 Dienstaufträge erfüllen
muss

• die Pfarrerin oder der Pfarrer in der Regel
nicht mehr als 3 Gottesdienste an einem
Wochenende halten muss.

Bei Teilzeitaufträgen ist eine Konzentration
von Aufgaben anzustreben. Auf individuelle
Härten ist im Rahmen der allgemeinen Fürsor-
gepflicht des Dienstherrn gem. § 47 Pfarr-
dienstgesetz EKD Rücksicht zu nehmen.

6. Pfarrerinnen und Pfarrer im Teildienst haben
das Recht, sich auf Pfarrstellen mit einem vol-
len Dienstumfang zu bewerben. Sie werden bei
der Auswahl im Rahmen der Ausschreibung
und der allgemeinen Grundsätze von Ermes-
sensentscheidungen berücksichtigt.

7. Pfarrstellen mit weniger als 50 v.H. Dienstum-
fang werden aufgehoben, sofern die Stellenin-
haberin oder der Stelleninhaber in den Ruhe-
stand tritt oder in eine andere Stelle wechselt (=
kw-Vermerk). Bei Stellenanteilen, die nicht
mehr als 50 v.H. erreichen, ist eine verbindliche
Kooperation mit Nachbargemeinden, eine
pfarramtliche Verbindung oder eine Fusion mit
einer anderen Kirchengemeinde anzustreben
oder der Stellenanteil von einer anderen Pfarr-
stelleninhaberin oder einem anderen Pfarrstel-
leninhaber zu versorgen. Über die pfarramtli-
che Verbindung entscheidet gemäß Artikel 11
der Verfassung die Landessynode. Wird der
Stellenanteil von einer anderen Pfarrstellenin-
haberin oder einem anderen Pfarrstelleninhaber
versorgt, entscheidet darüber der Landeskir-
chenrat auf Antrag der beteiligten Kirchenvor-
stände und der Klassenvorstände mit Zustim-
mung der betreffenden Pfarrerin bzw. des be-
treffenden Pfarrers.

8. Bei der Festlegung des Stellenumfangs werden
für den Zeitraum ab 1. Januar 2013 die von der
Synode beschlossenen Verhältniszahlen für ei-
ne volle Stelle (2.500 bzw. 2.375 für die Lu-
therische Klasse) als Richtzahl festgelegt. Als
Stichtag für die Bemessung des Dienstumfangs
ist der Tag der Stellenausschreibung heranzu-
ziehen. Bei einer pfarramtlichen Verbindung
von Pfarrstellen oder Vereinigung von Kir-
chengemeinden kann die Verhältniszahl befris-
tet um 25 v.H. gesenkt werden.

9. Die Freigabe zur Wiederbesetzung erfolgt im
Benehmen mit dem Klassenvorstand.

10. Gemäß § 20 Absatz 1 Pfarrstellenbesetzungs-
gesetz kann der Landeskirchenrat im Einver-
nehmen mit dem Kirchenvorstand und dem
Klassenvorstand auf eine Ausschreibung ver-
zichten. Bei Einvernehmen aller Beteiligten

kann das Besetzungsverfahren nach § 20 Ab-
satz 2 Pfarrstellenbesetzungsgesetz abgekürzt
werden.

Detmold, 3. Juni 2014

Lippische Landeskirche
Der Landeskirchenrat

XXIII.
Änderung der Ordnung

für das Rechnungsprüfungswesen
(Rechnungsprüfungsordnung - RPrO)

vom 1. Juli 2014
Der Landeskirchenrat hat in seiner Sitzung am 1. Juli
2014 folgende Änderung der Rechnungsprüfungsord-
nung beschlossen:
In § 5 (4) Satz 1 entfällt „§ 133“.

Detmold, 1. Juli 2014

Lippische Landeskirche
Der Landeskirchenrat

XXIV.
Ordnung für die

Erste Theologische Prüfung
(Theol. Prüfungsordnung I -ThPrO I)

vom 26. August 2014
Der Landeskirchenrat hat in seiner Sitzung am 26.
August 2014 die folgende Ordnung beschlossen, die
hiermit bekannt gegeben wird:

I. Allgemeines

§ 1
Zweck und allgemeiner Inhalt der Prüfung

(1) Die Erste Theologische Prüfung schließt das Theo-
logiestudium ab und ist zugleich eine Voraussetzung
für die Aufnahme in den kirchlichen Vorbereitungs-
dienst.
(2) Sie wird als zusammenhängende studienabschlie-
ßende Prüfung durchgeführt, unbeschadet der Mög-
lichkeit, dass einzelne Prüfungsleistungen nach Maß-
gabe der Prüfungsordnung vorgezogen werden kön-
nen.
(3) In der Prüfung wird festgestellt, ob die Kandidatin
oder der Kandidat während des Studiums die Fähigkeit
entwickelt hat, selbstständig theologisch zu arbeiten,
und ob sie oder er die hierzu nötigen Kenntnisse in den
einzelnen Prüfungsfächern erworben hat.
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§ 2
Regelstudienzeit

Die Regelstudienzeit beträgt für den Studiengang
Evangelische Theologie mit dem Abschluss Erste
Theologische Prüfung zehn Semester. Dies basiert auf
der für das Studium der Evangelischen Theologie er-
forderlichen Studienzeit von vier Semestern im
Grundstudium, vier Semestern im Hauptstudium und
zwei Semestern in der Integrationsphase. Zusätzlich
sind für den Erwerb der vorgeschriebenen Sprachprü-
fungen bis zu zwei Semester zur Regelstudienzeit hin-
zuzurechnen.1

§ 3
Termine

Die Meldung zur Ersten Theologischen Prüfung muss
für das Frühjahrsexamen bis zum 10. April des Vor-
jahres oder für das Herbstexamen bis zum 10. Oktober
des Vorjahres beim Landeskirchenamt eingehen.

§ 4
Theologisches Prüfungsamt

(1) Zur Durchführung der theologischen Prüfungen in
der Lippischen Landeskirche bildet der Landeskir-
chenrat ein theologisches Prüfungsamt und beruft des-
sen Mitglieder.
(2) Mitglieder des Theologischen Prüfungsamtes sind:
a) Die Landessuperintendentin oder der Landessu-

perintendent, das theologische Mitglied des Sy-
nodalvorstandes, die oder der theologische und
die oder der juristische Kirchenrätin bzw. Kir-
chenrat.

b) Vom Landeskirchenrat beauftragte Professorin-
nen und Professoren der evangelischen Theolo-
gie.

c) Vom Landeskirchenrat beauftragte Pfarrerinnen
und Pfarrer.

(3) Mit Rücksicht auf die verschiedenen Prüfungsfä-
cher sind die Professorinnen und Professoren als Fach-
vertreterin oder Fachvertreter zu berufen.
(4) Die Landessuperintendentin oder der Landessu-
perintendent führt den Vorsitz in dem Theologischen
Prüfungsamt.
(5) Im Falle der persönlichen Verhinderung über-
nimmt das theologische Mitglied des Synodalvorstan-
des den Vorsitz.
(6) Die mündlichen Prüfungen in den einzelnen Fä-
chern werden von drei Mitgliedern des Prüfungsamtes
abgenommen. Weitere Mitglieder des Prüfungsamtes
können mit Zustimmung der oder des Vorsitzenden an
der Prüfung teilnehmen, ohne als Prüferin oder Prüfer
beteiligt zu sein.
(7) Die Mitglieder des Theologischen Prüfungsamtes
sind in ihrer Prüfungstätigkeit unabhängig. Sie unter-
liegen der Amtsverschwiegenheit.

§ 5
Ausscheiden von Mitgliedern

(1) Scheidet ein Mitglied aus seinem jeweiligen Amt
aus, so erlischt grundsätzlich die Mitgliedschaft in
dem Theologischen Prüfungsamt. Über befristete
Ausnahmen entscheidet der Landeskirchenrat.
(2) Die in § 4 Absatz 2 Buchstaben b und c genannten
Mitglieder werden auf die Dauer von acht Jahren be-
rufen. Wiederberufung der ausgeschiedenen Mitglie-
der ist zulässig.
(3) Scheidet ein Mitglied auf eigenen Antrag vor Ab-
lauf seiner Amtszeit aus dem Prüfungsamt aus, so be-
ruft der Landeskirchenrat ein neues Mitglied, das dem
Prüfungsamt für die restliche Amtszeit des ausge-
schiedenen Mitgliedes angehört.
(4) Ist ein Mitglied an der Ausübung seines Amtes
verhindert, so kann die oder der Vorsitzende ein Er-
satzmitglied für einen Teil oder für die Dauer der fol-
genden Prüfung berufen.
(5) Die Sitzungen des Theologischen Prüfungsamtes
sind nicht öffentlich.

§ 6
Anerkennung von Studienzeiten,

Studienleistungen und Prüfungsleistungen
(1) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungs-
leistungen werden ohne Gleichwertigkeitsprüfung an-
erkannt, wenn sie an einer Evangelisch-Theologischen
Fakultät oder einer Kirchlichen Hochschule im Be-
reich der EKD erbracht wurden. Ebenso wird die Zwi-
schenprüfung ohne Gleichwertigkeitsprüfung aner-
kannt.
(2) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungs-
leistungen in Studiengängen, die nicht unter Absatz 1
fallen, werden angerechnet, soweit die Gleichwertig-
keit gegeben ist.
Gleichwertigkeit ist festzustellen, wenn Studienzei-
ten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen in In-
halt, Umfang und in den Anforderungen denjenigen
des Studienganges Evangelische Theologie entspre-
chen. Dabei ist kein schematischer Vergleich, sondern
eine Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung vor-
zunehmen.
(3) Bei der Anrechnung von Studienzeiten, Studien-
leistungen und Prüfungsleistungen, die außerhalb der
Bundesrepublik Deutschland erbracht wurden, sind
die von Kultusministerkonferenz und Hochschulrek-
torenkonferenz gebilligten Äquivalenzvereinbarun-
gen zu beachten.

§ 7
Rücktritt und Versäumnis

(1) Ein Rücktritt von der Prüfung ist gegenüber der
oder dem Vorsitzenden des Theologischen Prüfungs-
amtes unter Darlegung der Gründe schriftlich zu er-
klären. Über das weitere Verfahren und die Anrech-
nung bereits erbrachter Prüfungsleistungen entschei-
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det die oder der Vorsitzende des Theologischen Prü-
fungsamtes.
(2) Erkrankt die Kandidatin oder der Kandidat wäh-
rend der Zeit, in der die Wissenschaftliche Hausarbeit
oder die Praktisch-theologische Hausarbeit anzuferti-
gen ist, kann die oder der Vorsitzende des Theologi-
schen Prüfungsamtes bei unverzüglicher Vorlage ei-
nes ärztlichen Zeugnisses eine angemessene Fristver-
längerung einräumen.
Das Gleiche gilt, wenn aus anderen schwer wiegenden
Gründen, die nicht von der Kandidatin oder dem Kan-
didaten zu vertreten sind, die Wissenschaftliche Haus-
arbeit oder die Praktisch-theologische Hausarbeit
nicht termingerecht eingereicht werden kann. Gege-
benenfalls kann die oder der Vorsitzende anordnen,
dass die Arbeit zu einem späteren Zeitpunkt mit einem
anderen Thema anzufertigen ist.
(3) Kann die Kandidatin oder der Kandidat wegen
Krankheit oder anderer schwerwiegender Gründe, die
sie oder er nicht zu vertreten hat, gesetzte Termine für
die Klausuren oder die mündliche Prüfung nicht ein-
halten, kann die oder der Vorsitzende des Theologi-
schen Prüfungsamtes die Anfertigung der Klausuren
zu einem späteren Termin und die Fortsetzung der
Prüfung mit dem mündlichen Teil zu einem späteren
Prüfungstag im Verlaufe des Prüfungstermins oder
zum nächsten Prüfungstermin anordnen.
(4) Über die Anerkennung der nach den Absätzen 1
bis 3 geltend gemachten Gründe entscheidet die oder
der Vorsitzende des Theologischen Prüfungsamtes.
Die Kandidatin oder der Kandidat hat erforderliche
Bescheinigungen, auf Verlangen auch ein amts- oder
vertrauensärztliches Zeugnis, vorzulegen.
(5) Gibt eine Kandidatin oder ein Kandidat eine
schriftliche Hausarbeit aus anderen als in Absatz 2 ge-
nannten Gründen nicht oder verspätet ab, so wird die
betreffende Prüfungsleistung mit 0 Punkten bewertet.
Diese Bewertung wird von der oder dem Vorsitzenden
des Theologischen Prüfungsamtes festgestellt. Das
Gleiche gilt, wenn eine Kandidatin oder ein Kandidat
aus anderen als in Absatz 3 genannten Gründen ge-
setzte Termine für die Klausuren und für die mündli-
che Prüfung nicht einhält.

§ 8
Verstöße gegen die Ordnung

(1) Bei einem Täuschungsversuch oder einem anderen
Verstoß gegen die Prüfungsordnung entscheidet im
Verlauf der schriftlichen Prüfung die oder der Vorsit-
zende des Theologischen Prüfungsamtes, im Verlauf
der mündlichen Prüfung das Prüfungsamt, wie zu ver-
fahren ist.
(2) Versucht die Kandidatin oder der Kandidat, das
Ergebnis ihrer oder seiner Prüfungsleistungen durch
Täuschung oder Benutzung nicht zugelassener Hilfs-
mittel zu beeinflussen, gilt die betreffende Teilprüfung
als nicht bestanden. Eine Kandidatin oder ein Kandi-
dat, die oder der den ordnungsgemäßen Ablauf der
Prüfung stört, kann von der jeweiligen Prüferin oder
dem Prüfer oder der oder dem Aufsichtsführenden von

der Fortsetzung der Prüfungsleistung ausgeschlossen
werden; in diesem Fall gilt die betreffende Teilprüfung
als nicht bestanden. In schwerwiegenden Fällen kann
das Prüfungsamt die Kandidatin oder den Kandidaten
von der Erbringung weiterer Prüfungsleistungen aus-
schließen.
(3) Werden Verstöße gegen die Prüfungsordnung
nachträglich bekannt, so kann die oder der Vorsitzen-
de des Theologischen Prüfungsamtes die Prüfung für
nicht bestanden erklären, wenn nicht mehr als drei
Jahre nach Zustellung des Prüfungsergebnisses ver-
strichen sind; das Zeugnis ist einzuziehen.

§ 9
Öffentlichkeit der Prüfung

(1) Die Prüfung ist nicht öffentlich.
(2) Studierende, die die Zwischenprüfung bestanden
haben, können einmal als Zuhörerin oder Zuhörer bei
mündlichen Prüfungen zugelassen werden, sofern die
betroffenen Kandidatinnen und Kandidaten ihr Ein-
verständnis erteilt haben. Die Zuhörerin oder der Zu-
hörer sind zu Verschwiegenheit verpflichtet. An jeder
Einzelprüfung dürfen nur bis zu zwei Zuhörerinnen
oder Zuhörer teilnehmen. Die Zulassung als Zuhörerin
oder Zuhörer muss bei der oder dem Vorsitzenden des
Theologischen Prüfungsamtes acht Wochen vorher
schriftlich beantragt werden.
(3) Eine Zuhörerin oder ein Zuhörer kann ausgeschlos-
sen werden, wenn durch die Anwesenheit die Gefahr
der Beeinträchtigung der Prüfung gegeben ist.

II. Durchführung der Prüfung

§ 10
Zulassungsvoraussetzungen

(1) Die Zulassung zur Ersten Theologischen Prüfung
setzt voraus:
a) die Zugehörigkeit zu einer Gliedkirche der Evan-

gelischen Kirche in Deutschland,
b) die Aufnahme in die Liste der Theologiestudie-

renden der Lippischen Landeskirche,
c) den Nachweis eines ordnungsgemäßen Studiums

der Evangelischen Theologie. Bei der Zulassung
sind sechs Studiensemester nach der letzten
Sprachprüfung nachzuweisen und insgesamt in
der Regel sechs, mindestens jedoch vier Studi-
ensemester an einer deutschen staatlichen Uni-
versität. In besonders begründeten Einzelfällen
kann das Theologische Prüfungsamt Ausnahmen
zulassen.

(2) Voraussetzung für die Zulassung zur Ersten Theo-
logischen Prüfung sind außerdem Nachweise über:
a) eine bestandene Zwischenprüfung im Studien-

gang Evangelische Theologie (Erste Theologi-
sche Prüfung / Magister Theologiae) an einer
Evangelisch-Theologischen Fakultät oder an ei-
ner Kirchlichen Hochschule entsprechend der
EKD-Rahmenordnung für die Zwischenprüfung
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im Studiengang Evangelische Theologie (Erste
Theologische Prüfung/Magister Theologiae)
vom 3. Dezember 2010. Ersatzweise kann ein
Zeugnis über eine nach der EKD-Rahmenord-
nung für die Zwischenprüfung (auch Diplomvor-
prüfung) im Studiengang „Evangelische Theolo-
gie“ vom 8. / 9. Dezember 1995 bestandene Zwi-
schenprüfung anerkannt werden,

b) eine Prüfung in Bibelkunde (Biblicum), die im
Grundstudium oder im Rahmen der Zwischen-
prüfung mit Erfolg abgelegt worden ist. Für die
Anerkennung gilt Buchstabe a entsprechend,

c) eine mündliche Prüfung im Fach Philosophie
(Philosophicum), die im Grundstudium oder im
Rahmen der Zwischenprüfung oder zu einem an-
deren Zeipunkt während des Theologiestudiums
mit Erfolg abgelegt worden ist. Für die Anerken-
nung gilt Buchstabe a entsprechend,

d) das begleitete Gemeindepraktikum, das eine Prä-
senzzeit am Praktikumsort von mindestens vier
Wochen hat,

e) den Abschluss des Hauptstudiums (120 LP) und
den Eintritt in die Integratonsphase,

f) die Teilnahme an einem Aufbaumodul in jedem
Hauptfach (Altes Testament, Neues Testament,
Kirchengeschichte, Systematische Theologie,
Praktische Theologie), davon jeweils einen auf
Grund einer schriftlichen Seminararbeit mit min-
destens „ausreichend“ benoteten Hauptseminar-
schein (kein benotetes Referat) in den Fächern
Altes Testament, Neues Testament, Kirchenge-
schichte und Systematische Theologie. Einer der
vier benoteten Hauptseminarscheine kann durch
einen auf Grund einer schriftlichen Proseminar-
arbeit mit mindestens „ausreichend“ benotetem
Proseminarschein ersetzt werden. Dieser Prose-
minarschein kann bereits zur Zwischenprüfung
im Studiengang Evangelische Theologie einge-
bracht worden sein. Ersatzweise können Nach-
weise über vorher erbrachte vergleichbare Studi-
enleistungen anerkannt werden.

g) die Anfertigung einer Predigtarbeit, die mit min-
destens „ausreichend“ bewetet worden ist,

h) die Anfertigung eines Unterrichtsentwurfs, der
mit mindestens „ausreichend“ bewertet worden
ist,

i) eine mündliche Prüfung im Fach Religionswis-
senschaft und Interkulturelle Theologie, die mit
mindestens „ausreichend“ bewertet worden ist,

j) die Teilnahme an Lehrveranstaltungen in einem
gewählten Schwerpunkt des Studiums.

§ 11
Meldung

(1) Die Meldung zur Ersten Theologischen Prüfung ist
auf den dafür vorgesehenen Vordrucken an das Lan-
deskirchenamt zu richten. Mit der Meldung sind fol-
gende Unterlagen einzureichen, soweit sie nicht schon
im Landeskirchenamt vorliegen:

a) tabellarischer Lebenslauf,
b) Passbild,
c) Abiturzeugnis oder ein von den staatlichen Stel-

len für die allgemeine Hochschulreife als gleich-
wertig anerkanntes Zeugnis sowie gegebenen-
falls ein Nachweis über die abgelegten Sprach-
prüfungen (Griechisch, Hebräisch, Latein),

d) ausführlicher Studienbericht,
e) die Nachweise gemäß § 10
f) eine Erklärung darüber, ob bereits anderwärts die

Meldung zu einer theologischen Prüfung erfolgt
ist, und ggf. Ergebnisnachweise,

g) Angabe des Faches (Altes Testament, Neues Tes-
tament, Systematische Theologie, Kirchenge-
schichte, Praktische Theologie), in dem die Wis-
senschaftliche Hausarbeit geschrieben werden
soll, sowie die Meldung über die Erstgutachterin
oder den Erstgutachter (§ 16),

h) eine Erklärung darüber, ob das Grundwissen in
reformatorischer Theologie ausgehend von den
lutherischen oder reformierten Bekenntnisschrif-
ten geprüft werden soll,2

i) eine Erklärung darüber, in welchen Prüfungsfä-
chern (§ 14) die Klausuren geschrieben werden
sollen (§ 19),

j) die Schwerpunktgebiete für die einzelnen münd-
lichen Fachprüfungen einschließlich der Litera-
turangaben.

(2) Macht die Kandidatin oder der Kandidat durch ein
ärztliches Zeugnis glaubhaft, dass sie oder er wegen
länger andauernder oder ständiger körperlicher Be-
hinderung nicht in der Lage ist, die Prüfung ganz oder
teilweise in der vorgesehenen Form abzulegen, kann
die oder der Vorsitzende des Theologischen Prüfungs-
amtes der Kandidatin oder dem Kandidaten gestatten,
gleichwertige Prüfungsleistungen in einer anderen
Form zu erbringen.

§ 12
Zulassung zur Prüfung

(1) Das Landeskirchenamt entscheidet auf Grund der
eingereichten Unterlagen über die Zulassung zur Ers-
ten Theologischen Prüfung.
(2) Gegen die Nichtzulassung zu einer Prüfung kann
innerhalb einer Woche nach Zustellung der Entschei-
dung Beschwerde beim Landeskirchenamt erhoben
werden.
Hilft das Landeskirchenamt der Beschwerde nicht ab,
so steht der Kandidatin oder dem Kandidaten die Be-
schwerde bei dem Landeskirchenrat zu. Sie ist inner-
halb einer Woche nach Zustellung der Entscheidung
zu erheben. Die Entscheidung des Landeskirchenrates
über die Beschwerde ist endgültig. Für die Wahrung
der Fristen ist der Zugang beim Landeskirchenamt
maßgeblich.
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§ 13
Gegenstände der Ersten Theologischen Prüfung

Der Landeskirchenrat erlässt im Benehmen mit dem
Theologischen Prüfungsamt Stoffpläne und Richtlini-
en für die schriftlichen und mündlichen Prüfungen.3

§ 14
Prüfungsfächer

Prüfungsfächer der Ersten Theologischen Prüfung
sind
1. Altes Testament,
2. Neues Testament,
3. Kirchengeschichte,
4. Systematische Theologie (Dogmatik und Ethik),
5. Praktische Theologie.

§ 15
Prüfungsleistungen

Die Erste theologische Prüfung besteht aus folgenden
Prüfungsleistungen:
1. einer Wissenschaftlichen Hausarbeit (§ 16),
2. einer Praktisch-theologischen Hausarbeit (§ 17),
3. den Fachprüfungen (§ 18).

§ 16
Wissenschaftliche Hausarbeit

(1) Die Wissenschaftliche Hausarbeit soll zeigen, dass
die Kandidatin oder der Kandidat in der Lage ist, in-
nerhalb eines begrenzten Zeitraums eine Fragestel-
lung selbstständig nach wissenschaftlichen Methoden
zu bearbeiten.
(2) Sie wird in einem der fünf Prüfungsfächer gemäß
§ 14 geschrieben. Die Kandidatin oder der Kandidat
wählt bei der Meldung zur Ersten Theologischen Prü-
fung das Prüfungsfach und teilt mit, welche Hoch-
schullehrerin oder welcher Hochschullehrer als Erst-
gutachterin oder Erstgutachter die Arbeit bewerten
soll. Erstgutachterin oder Erstgutachter können nur
Professorinnen oder Professoren sein. Die Ausgabe
des Themas erfolgt durch das Theologische Prüfungs-
amt und ist an seine Zustimmung gebunden. Es wird
von der Erstgutachterin oder vom Erstgutachter in der
Regel nach einem Gespräch mit der Kandidatin oder
dem Kandidaten der oder dem Vorsitzenden des Prü-
fungsamtes benannt. Die Bewertung der Arbeit erfolgt
durch die Erstgutachterin oder den Erstgutachter so-
wie eine weitere Gutachterin oder einen weiteren Gut-
achter, die oder der dem Theologischen Prüfungsamt
angehört.
(3) Die Hausarbeit darf den Umfang von 60 Seiten
(ohne Anmerkungen) zu je 60 Zeichen pro Zeile, 40
Zeilen pro Seite, 144.000 Zeichen insgesamt nicht
überschreiten. Für die Ausarbeitung der Hausarbeit
stehen 12 Wochen zur Verfügung.
(4) Auf Grund einer von einem Evangelisch-Theolo-
gischen Fachbereich oder einer Kirchlichen Hoch-
schule im Bereich der EKD angenommenen Disserta-

tion kann das Theologische Prüfungsamt die Wissen-
schaftliche Hausarbeit auf Antrag erlassen. Die Note
einer solchen Arbeit wird nicht in das Zeugnis über-
nommen und bleibt bei der Ermittlung des Gesamter-
gebnisses der Prüfung außer Betracht.
(5) Absatz 4 findet entsprechende Anwendung, wenn
im Falle einer von einer ausländischen Hochschule
angenommenen Dissertation deren Gleichwertigkeit
durch das Theologische Prüfungsamt festgestellt wor-
den ist.

§ 17
Praktisch-theologische Hausarbeit

(1) Die Praktisch-theologische Hausarbeit soll zeigen,
dass die Kandidatin oder der Kandidat in der Lage ist,
innerhalb eines begrenzten Zeitraumes eine Praxis-
aufgabe (Predigt) selbstständig zu bearbeiten.
(2) Die Aufgabe des Predigtentwurfs umfasst alle er-
forderlichen Schritte und deren Begründung sowie die
ausgeführte Predigt.
(3) Das Thema der Praktisch-theologischen Hausar-
beit bestimmt das Theologische Prüfungsamt, in
Dringlichkeitsfällen die oder der Vorsitzende.
(4) Der Gesamtumfang der Arbeit darf einschließlich
der Vorarbeiten den Umfang von 20 Seiten (ohne An-
merkungen) zu je 60 Zeichen pro Zeile, 40 Zeilen pro
Seite, 48.000 Zeichen insgesamt nicht überschreiten.
Für die Anfertigung der Arbeit stehen zwei Wochen
zur Verfügung.
(5) Die Predigt ist spätestens vier Wochen nach dem
Abgabetermin in einem Gemeindegottesdienst zu hal-
ten. Die Gemeindepfarrerin oder der Gemeindepfarrer
berichtet über den Predigtvortrag. Der Termin des
Gottesdienstes ist der oder dem Vorsitzenden des Prü-
fungsamtes mitzuteilen.

§ 18
Fachprüfungen

(1) Die Fachprüfungen bestehen aus folgenden Ein-
zelleistungen:
1. einem schriftlichen Teil (drei Klausuren) und
2. einem mündlichen Teil (fünf mündlichen Prüfun-

gen).
(2) Sie werden in den fünf Prüfungsfächern gemäß §
14 abgelegt.
(3) In den Fächern, in denen keine Klausur geschrie-
ben wird, zählen die mündlichen Prüfungen als Fach-
prüfungen.

§ 19
Klausuren

(1) In den Klausuren soll die Kandidatin oder der Kan-
didat nachweisen, dass sie oder er ein Thema des je-
weiligen Faches auf der Basis des notwendigen
Grundwissens in begrenzter Zeit, mit begrenzten
Hilfsmitteln und mit den gängigen Methoden bearbei-
ten kann.
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(2) Die Kandidatin oder der Kandidat wählt drei Prü-
fungsfächer, in denen die Klausuren geschrieben wer-
den sollen; dabei scheidet das Prüfungsfach, in dem
die Wissenschaftliche Hausarbeit geschrieben wird,
aus.
(3) Die oder der Vorsitzende bestimmt für die einzel-
nen Prüfungsfächer jeweils drei Themen zur Auswahl.
Der Auswahl liegen Themenvorschläge von Mitglie-
dern des Theologischen Prüfungsamtes zu Grunde.
(4) Für jede Klausur steht ein Bearbeitungszeitraum
von vier Stunden zur Verfügung. Jede Kandidatin und
jeder Kandidat wählt innerhalb von fünfzehn Minuten
nach Bekanntgabe der Themen ein Thema aus. Da-
nach beginnt die Zeit, die für die Anfertigung der
Klausur zur Verfügung steht.
(5) Das Theologische Prüfungsamt bestimmt, welche
Wörterbücher und ob weitere Hilfsmittel benutzt wer-
den dürfen. Bei Klausuren im Alten Testament ist die
Biblia Hebraica und im Neuen Testament das Novum
Testamentum Graece zugrunde zu legen.

§ 20
Mündliche Prüfung

(1) Durch die mündlichen Prüfungen soll die Kandi-
datin oder der Kandidat nachweisen, dass sie oder er
über ein dem Studienziel entsprechendes Grundwis-
sen verfügt, die Zusammenhänge des Prüfungsgebie-
tes erkennt und ein von ihr oder ihm gewähltes Spe-
zialgebiet mit seinen Fragestellungen in diese Zusam-
menhänge einzuordnen und kritisch zu beurteilen ver-
mag.
(2) Die von der Kandidatin oder dem Kandidaten in
den einzelnen Prüfungsfächern gewählten Spezialge-
biete dürfen sich weder untereinander noch mit dem
Thema der Wissenschaftlichen Hausarbeit über-
schneiden.
(3) Entspricht ein Spezialgebiet nicht den Anforde-
rungen, kann es vom Theologischen Prüfungsamt in-
nerhalb von acht Wochen abgelehnt werden.
(4) Die mündliche Prüfung dauert in den Prüfungsfä-
chern Altes Testament und Neues Testament jeweils
25 Minuten und in den Prüfungsfächern Kirchenge-
schichte sowie Praktische Theologie jeweils 20 Mi-
nuten. Im Prüfungsfach Systematische Theologie
(Dogmatik und Ethik) dauert die mündliche Prüfung
30 Minuten. Die Prüfungsdauer kann in begründeten
Einzelfällen geringfügig überschritten werden.
(5) Die mündlichen Prüfungen erfolgen im Rahmen
von Einzelprüfungen, die jeweils von mindestens drei
Mitgliedern des Prüfungsamtes abgenommen werden.
Gemeinschaftsprüfungen finden nicht statt. Über jede
Einzelprüfung ist eine Niederschrift zu fertigen, die
von den Prüferinnen oder Prüfern zu unterzeichnen ist.
Die Niederschrift muss den wesentlichen Verlauf der
Prüfung wiedergeben und die Bewertung der Prü-
fungsleistung enthalten.

§ 21
Bewertung der Prüfungsleistungen

(1) Die Prüfungsleistungen (§ 15) und die Einzelleis-
tungen (§ 18) werden nach folgenden Maßstäben be-
wertet:
sehr gut (15/14/13 Punkte):
eine hervorragende Leistung;
gut (12/11/10 Punkte):
eine Leistung, die erheblich über den durchschnittli-
chen Anforderungen liegt;
befriedigend (9/8/7 Punkte):
eine Leistung, die durchschnittlichen Anforderungen
entspricht;
ausreichend (6/5/4 Punkte):
eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch den Anfor-
derungen genügt;
mangelhaft (3/2/1 Punkte):
eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den An-
forderungen nicht mehr genügt, die jedoch erkennen
lässt, dass Grundkenntnisse vorhanden sind und die
Mängel in absehbarer Zeit behoben werden können;
ungenügend (0 Punkte):
eine Leistung, die wegen fehlender Grundkenntnisse
den Anforderungen nicht entspricht und die nicht er-
kennen lässt, dass die Mängel in absehbarer Zeit be-
hoben werden können.
(2) Die schriftlichen Prüfungsarbeiten werden von je
zwei Mitgliedern des Theologischen Prüfungsamtes
begutachtet. Ausnahme ist die Bewertung der wissen-
schaftlichen Hausarbeit nach § 16. Stimmen die Be-
wertungen um einen Punkt nicht überein, so wird die
bessere Punktzahl als Note zugrunde gelegt. Stimmen
die Bewertungen um zwei Punkte nicht überein, wird
der mittlere Punktwert festgelegt. Stimmen die Be-
wertungen um drei oder mehr Punkte nicht überein, so
wird die Prüfungsarbeit von der oder dem Vorsitzen-
den des Theologischen Prüfungsamtes im Rahmen der
beiden Gutachten abschließend bewertet.

§ 22
Feststellung des Prüfungsergebnisses

(1) Die Ergebnisse der schriftlichen Prüfungsarbeiten
stellt die oder der Vorsitzende auf Grund der vorlie-
genden Bewertungen nach § 22 Absatz 2 fest. Die Er-
gebnisse der mündlichen Prüfungen werden nach Be-
richt und Vorschlag der Fachprüferinnen oder Fach-
prüfer durch das Prüfungsamt festgestellt. Anschlie-
ßend stellt es die Fachnote der Fachprüfungen nach
den in § 21 Absatz 1 genannten Maßstäben fest. Be-
steht eine Fachprüfung aus zwei Einzelleistungen, er-
rechnet sich die Fachnote aus dem Mittel der beiden
Punktwerte. Dabei wird nur die erste Dezimalstelle
hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stel-
len werden ohne Rundung gestrichen.
(2) Das Prüfungsamt stellt das Gesamtergebnis fest.
Das Gesamtergebnis errechnet sich aus dem Durch-
schnitt der Punktwerte aller Prüfungsleistungen ge-
mäß § 15. Dabei zählt die Note der Wissenschaftlichen
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Hausarbeit zweifach. Bei der Bildung der Gesamtnote
wird nur die erste Stelle hinter dem Komma berück-
sichtigt, alle weiteren Stellen werden ohne Rundung
gestrichen. Dem ermittelten Punktwert entsprechen
folgende Noten:

15,0
12,4
9,4
6,4

-
-
-
-

12,5
9,5
6,5
4,0

= sehr gut
= gut
= befriedigend
= ausreichend

(3) Entspricht das Gesamtergebnis den Anforderun-
gen, so ist die Prüfung für bestanden zu erklären. Das
Gesamtergebnis kann lauten: sehr gut, gut, befriedi-
gend oder ausreichend. Entspricht das Gesamtergeb-
nis nicht den Anforderungen, ist die Prüfung für nicht
bestanden zu erklären. § 23 Absatz 5 bleibt unberührt.
(4) Die Erste Theologische Prüfung ist bestanden,
wenn nicht mehr als eine Prüfungsleistung (§ 15) mit
weniger als 4,0 Punkten bewertet worden ist. Davon
bleiben Absatz 6 Buchstaben a und c unberührt.
(5) Wenn zwei Prüfungsleistungen mit weniger als 4,0
Punkten bewertet wurden, entscheidet das Prüfungs-
amt, ob und welche Prüfungsleistungen im Rahmen
einer Nachprüfung wiederholt werden können; davon
bleibt Absatz 6 Buchstabe b unberührt. Die Nachprü-
fung findet im nachfolgenden Prüfungsdurchgang
statt. Wird nicht in jeder Prüfungsleistung der Nach-
prüfung mindestens eine Bewertung von 4,0 Punkten
erreicht, so ist die Gesamtprüfung nicht bestanden.
(6) Die Erste Theologische Prüfung ist nicht bestan-
den, wenn
a) die Wissenschaftliche Hausarbeit mit der Note

ungenügend (0 Punkte) oder
b) beide Hausarbeiten oder mehr als zwei Prüfungs-

leistungen (§ 15) mit weniger als 4,0 Punkten be-
wertet wurden oder

c) der rechnerische Durchschnitt der Bewertungen
aller Prüfungsleistungen weniger als 4,0 Punkte
ergibt.

(7) Schließt bereits die Bewertung der schriftlichen
Hausarbeiten das Bestehen der Ersten Theologischen
Prüfung aus (Absatz 6), so stellt die oder der Vorsit-
zende des Theologischen Prüfungsamtes vor Beginn
der mündlichen Prüfung das Ergebnis fest und erklärt
die Prüfung für nicht bestanden.

§ 23
Freiversuch

(1) Legt eine Kandidatin oder ein Kandidat, die oder
der ein ordnungsgemäßes Studium der Evangelischen
Theologie nach § 10 Absatz 1 Buchstabe c nachweist,
die Erste Theologische Prüfung innerhalb der Regel-
studienzeit zu dem in der Prüfungsordnung vorgese-
henen Zeitpunkt nach ununterbrochenem Studium ab
und besteht diese Prüfung erstmals nicht, so gilt sie als
nicht unternommen (Freiversuch). Ein zweiter Frei-
versuch ist ausgeschlossen. Satz 1 gilt nicht, wenn die
Prüfung auf Grund eines ordnungswidrigen Verhal-

tens, insbesondere eines Täuschungsversuchs, für
nicht bestanden erklärt wurde.
(2) Bei der Berechnung des in Absatz 1 genannten
Zeitpunktes bleiben Fachsemester unberücksichtigt
und gelten nicht als Unterbrechung, während denen
die Kandidatin oder der Kandidat nachweislich wegen
längerer schwerer Krankheit oder aus einem anderen
zwingenden Grund am Studium gehindert war. Ein
Hinderungsgrund ist insbesondere anzunehmen, wenn
mindestens vier Wochen der Mutterschutzfrist in die
Vorlesungszeit fallen. Für den Fall einer Erkrankung
ist erforderlich, dass unverzüglich eine amtsärztliche
Untersuchung herbeigeführt und mit der Meldung das
amtsärztliche Zeugnis vorlegt wird, aus dem sich die
Studienunfähigkeit ergibt.
(3) Unberücksichtigt bleibt auch ein Auslandsstudium
bis zu zwei Semestern, wenn die Kandidatin oder der
Kandidat nachweislich an einer ausländischen Hoch-
schule für das Studienfach Evangelische Theologie
eingeschrieben war und darin Lehrveranstaltungen in
angemessenem Umfang besucht und je Semester min-
destens einen Leistungsnachweis erworben hat.
(4) Ferner bleiben Fachsemester in angemessenem
Umfang, höchstens jedoch bis zu zwei Semestern un-
berücksichtigt, wenn die Kandidatin oder der Kandi-
dat nachweislich während dieser Zeit als gewähltes
Mitglied in gesetzlich vorgesehenen Gremien, sat-
zungsgemäßen Organen der Universität oder Kirchli-
chen Hochschule tätig war.
(5) Wer die Erste Theologische Prüfung bei Vorliegen
der Voraussetzungen nach den Absätzen 1 bis 4 be-
standen hat, kann zur Verbesserung der Note bestan-
dene Fachprüfungen einmal wiederholen. Der Antrag
ist spätestens bis zum übernächsten Prüfungstermin zu
stellen. Dabei zählt das bessere Ergebnis.

§ 24
Wiederholung

(1) Wird die Erste theologische Prüfung nicht bestan-
den, so kann sie einmal wiederholt werden. Die Wie-
derholungsprüfung darf nicht früher als ein halbes Jahr
und soll nicht später als zwei Jahre nach der vorange-
gangenen Prüfung liegen.
(2) Fehlversuche vor Prüfungsämtern anderer EKD-
Gliedkirchen sind anzurechnen.

§ 25
Zeugnis

(1) Die Bewertung der Einzelleistungen und die Ent-
scheidung über das Gesamtergebnis der Prüfung wer-
den unmittelbar nach der Feststellung durch die oder
den Vorsitzenden des Prüfungsamtes verkündet und
der Kandidatin oder dem Kandidaten alsbald mit einer
Rechtsbehelfsbelehrung zugestellt.
(2) Über die bestandene Prüfung wird ein Zeugnis
ausgestellt. Das Zeugnis enthält die Gesamtnote und
die Durchschnittspunktzahl sowie die Benotung und
die Punktzahl der Bewertung der einzelnen Prüfungs-
leistungen. Das Zeugnis wird von der oder dem Vor-
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sitzenden unterschrieben. Die Urkunde ist mit dem
Siegel des Prüfungsamtes und mit dem Datum, an dem
die Prüfung endgültig bestanden ist, zu versehen.

§ 26
Einsicht in die Prüfungsunterlagen

Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des Prüfungs-
verfahrens wird der Kandidatin oder dem Kandidaten
auf Antrag in angemessener Frist Einsicht in ihre oder
seine schriftlichen Prüfungsarbeiten, in die darauf be-
zogenen Gutachten gewährt.

III. Rechtsbehelfe

§ 27
Rechtsweg

Der Rechtsweg gegen Entscheidungen in Prüfungsan-
gelegenheiten, die die Kandidatin oder den Kandida-
ten in ihren oder seinen Rechten verletzt haben könn-
ten, richtet sich nach dem Kirchengesetz über die Ver-
waltungsgerichtsbarkeit der EKD (Verwaltungsge-
richtsgesetz der EKD - VwGG.EKD) vom 10. No-
vember 2010 (Ges. u. VOBl. Bd. 15 S. 12). Gegen die
Beurteilung einer einzelnen Prüfungsleistung (§ 15)
ist der Rechtsweg nicht gegeben.

IV. Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 28
Ausführungsbestimmungen

Das Landeskirchenamt kann Ausführungsbestimmun-
gen erlassen.

§ 29
Inkrafttreten, Übergangsbestimmungen

(1) Die Ordnung tritt am 1. September 2014 in Kraft.
Sie gilt für diejenigen, die nach dem 1. Januar 2012 ihr
Theologiestudium aufgenommen haben.
Detmold, 26. August 2014

Lippische Landeskirche
Der Landeskirchenrat

1 Davon bleibt die Tatsache unberührt, dass in der Regel für das Erlernen von Latein und
Griechisch je zwei Semester und für das Erlernen von Hebräisch ein Semester benötigt
wird.

2 Die Dogmatikprüfung im Rahmen der Prüfung in Systematischer Theologie enthält die
Prüfung in Reformatorischer Theologie.

3 Siehe Stoffpläne für die mündlichen Prüfungen im Rahmen der Ersten theologischen
Prüfung vom 26. August 2014. Siehe Richtlinien zur Anfertigung der Hausarbeiten und
Klausuren im Rahmen des Ersten theologischen Examens vom 26. August 2014.

XXV.
Stoffpläne für die mündlichen

Prüfungen im Rahmen der
Ersten Theologischen Prüfung

vom 26. August 2014
Auf Grund von § 13 der Ordnung für die Erste Theo-
logische Prüfung (Theol. Prüfungsordnung I - ThPrO
vom 26. August 2014 hat der Landeskirchenrat am 26.
August 2014 folgende Stoffpläne erlassen:

Die Stoffpläne für die mündlichen Prüfungen im Rah-
men der Ersten Theologischen Prüfung sind an der
Übersicht der EKD über die Gegenstände des Studi-
ums der Evangelischen Theologie und die Vorausset-
zungen und Gegenstände der theologi-schen Prüfun-
gen orientiert.

ALTES TESTAMENT

A. Grundwissen
1. Hebräische Sprachkenntnisse zum Übersetzen des

Alten Testaments, die durch kursorische Lektüre
fundiert sind.

2. Kenntnis der Hauptprobleme der Einleitung in das
Alte Testament.

3. Kenntnis der Geschichte Israels (bis 70 n. Chr.) in
den Grundzügen, auch im Rahmen der Geschichte
und der Religionsgeschichte des Alten Orients;
Überblick über die Landeskunde Palästinas.

4. Nähere Kenntnis mindestens je eines Buches aus
den Gruppen Penta-teuch/Thora, „Frühere Prophe-
ten“, „Spätere Propheten“ sowie der „Schriften“
des alttestamentlichen Kanons auf Grund exemp-
larischer Exegese.

5. Nähere Kenntnis der Hauptprobleme alttestament-
licher Theologie (anhand mindestens einer „Theo-
logie des Alten Testaments“) und von Fragestel-
lungen christlicher und jüdischer Hermeneutik.
Gesichtspunkte und Probleme der theologischen
Frauenforschung sind zu berücksichtigen.

B. Spezialgebiete
Als Beispiele für mögliche Spezialgebiete werden ge-
nannt:
Schöpfung/Königtum in Israel / Deuteronomistisches
Geschichtswerk / Recht und Gesetz im Alten Testa-
ment / Tempel und Kult / Ein Aspekt alttestamentli-
cher Theologie im religionsgeschichtlichen Zusam-
menhang / Ethik der Weisheitsschriften / Gottesbilder
im Alten Testament / Ein alttestamentliches Buch von
vergleichbarem Umfang (z. B. Hosea, Amos, Proto-
jesaja, Deuterojesaja, Psalmen, Proverbia) / Frauen-
gestalten im Alten Testament / Probleme christlicher
und jüdischer Hermeneutik und deren Wirkungsge-
schichte im Rahmen des Verhältnisses von Christen
und Juden.

NEUES TESTAMENT

A. Grundwissen
1. Griechische Sprachkenntnisse zum Übersetzen des

Neuen Testaments, die durch kursorische Lektüre
fundiert sind.

2. Kenntnis der Hauptprobleme der Einleitung in das
Neue Testament.

3. Kenntnis der Umwelt des Neuen Testaments, ins-
besondere der politischen und religiösen Geschich-
te des Judentums unter römischer Herrschaft und
der Geschichte des Urchristentums in Grundzügen.
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4. Nähere Kenntnis folgender Schriften des Neuen
Testaments auf Grund exegetischer Bearbeitung
des griechischen Textes:
a) ein synoptisches Evangelium unter Berück-

sichtigung der Grundzüge des synoptischen
Vergleiches,

b) das Johannesevangelium,
c) der Römerbrief,
d) zwei weitere neutestamentliche Schriften, da-

von mindestens eine nichtpaulinische.
5. Nähere Kenntnis der Hauptprobleme neutesta-

mentlicher Theologie unter Einbeziehung des Ver-
hältnisses zum Alten Testament und zur Theologie
des Judentums sowie von Fragestellungen christ-
licher Hermeneutik. Gesichtspunkte und Probleme
theologischer Frauenforschung sind zu berück-
sichtigen.

B. Spezialgebiete
Als Beispiele für mögliche Spezialgebiete werden ge-
nannt:
- eine der Hauptschriften des Neuen Testaments (z.

B. ein synoptisches Evangelium, Johannesevan-
gelium, Römerbrief, 1. Petrusbrief, Hebräerbrief,
Johannesoffenbarung),

- Themen der neutestamentlichen Theologie (z. B.
Gottesherrschaft in der Verkündigung Jesu,
Abendmahl, Theologie des Markus, Johannei-
sche Passionsgeschichte, Gesetz bei Paulus bzw.
Matthäus, Ekklesiologie der Deuteropaulinen,
ein Aspekt neutestamentlicher Theologie im re-
ligionsge-schichtlichen Zusammenhang),

- Fragen der Geschichte des Urchristentums und
seiner Verklammerung mit der Umwelt (z. B. Jo-
hannes der Täufer, Die Pharisäer im Neuen Tes-
tament, Dia-konie im Urchristentum, Die ur-
christliche Mission, Urchristentum und römi-
scher Staat),

- Frauen im Neuen Testament (z. B. Frauen um Je-
sus, Frauen in der frühchristlichen Gemeindeent-
wicklung).

Außerbiblische Quellen zum religiösen und politi-
schen Umfeld des Urchristentums sind je nach Sa-
cherfordernis mindestens in Übersetzung heranzuzie-
hen.

KIRCHENGESCHICHTE

A. Grundwissen
1. Das Grundwissen erstreckt sich auf einen Über-

blick über die Epochen der Kirchengeschichte, auf
bestimmende Personen und Ereignisse mit einigen
wichtigen Daten als Orientierungspunkte und auf
die zentralen Problemstellungen der einzelnen
Epochen.
Dabei ist an folgende Epochen gedacht:
- Alte Kirche (z. B. Entstehung des trinitari-

schen und christologischen Dogmas),

- Mittelalter (z. B. Scholastik),
- Reformation,
- Pietismus und Aufklärung,
- 19. und 20. Jahrhundert.

2. Das Grundwissen soll außerdem an einem Längs-
schnitt anhand eines Haupt-themas der Kirchenge-
schichte orientiert werden.
Als Beispiele werden genannt:
Kirche und Staat / Geschichte des Papsttums /
Konziliengeschichte / Geschichte des Mönch-
tums / Ketzergeschichte / Missionsgeschichte / Ge-
schichte der Christologie / der Gnaden- bzw.
Rechtfertigungslehre / des Kirchenbegriffs, der
Sakramentslehre, der Eschatologie.
Das ausgewählte Hauptthema ist je nach Sacher-
fordernis im Horizont der römisch-katholischen
Kirche, der orthodoxen, anglikanischen und pro-
testantischen Kirchen sowie der ökumenischen
Diskussion der Gegenwart zu behandeln.

3. Zum Grundwissen gehört außerdem die Kenntnis
des Verhältnisses von Christen und Juden in Ge-
schichte und Gegenwart. Gesichtspunkte und Pro-
bleme der theologischen Frauenforschung sind zu
berücksichtigen.

B. Spezialgebiete
Als Beispiele für ein Spezialgebiet werden genannt:
- ein begrenztes Thema aus einer der unter A 1 ge-

nannten Epochen (Querschnitt), z. B. Bekennt-
nisbildung in der alten Kirche, Investiturstreit,
Mittelalterliche Frauenmystik, Entwicklung des
jungen Luther, Diakonie im 19. Jahrhundert, Pro-
testantismus und Frauenbewegung im 19. Jahr-
hundert, Kirche im Dritten Reich,

- ein Thema aus der Kirchen- und Theologiege-
schichte, wie unter A 2 genannt (Längsschnitt),

- z. B. Kirche und Staat, Sakramente, Mönchtum,
Diakonisches Handeln, Frauenbild bei Augustin,
Thomas v. Aquin und Luther,

- Schwerpunkte aus der christlich-jüdischen Ge-
schichte (z.B. Luther und die Juden, Judentum
und Kirche im Nationalsozialismus), Geschichte
der ökumenischen Bewegung, Ein Aspekt der
Kirchengeschichte im religionsgeschichtlichen
Horizont,

- Frauen in der Kirchengeschichte (z. B. Hildegard
von Bingen, Dominikanerinnen, Hexenprozesse,
Frauen im Kirchenkampf).

Bei dem Schwerpunkt werden die Lektüre von exemp-
larischen Quellenschriften und die Beschäftigung mit
ausgewählter Sekundärliteratur vorausgesetzt.

SYSTEMATISCHE THEOLOGIE
(DOGMATIK UND ETHIK)

Im Fach Systematische Theologie (Dogmatik und
Ethik) soll die Fähigkeit zu theologischer Urteilsbil-
dung nachgewiesen werden. Dazu sollen in exempla-
rischer Weise gegenwärtige Probleme in Auseinan-
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dersetzung mit der biblischen und theologiegeschicht-
lichen Tradition verstanden sowie mögliche Lösungen
vorgestellt und beurteilt werden. Die Prüfung besteht
aus zwei Teilen, in denen zum einen dogmatische und
zum anderen ethische Fragestellungen behandelt wer-
den.

A. Grundwissen
1. Kenntnis der Grundzüge reformatorischer Theolo-

gie, unter Berücksichtigung der lutherischen und
reformierten Bekenntnisschriften,

2. Kenntnis eines dogmatischen bzw. einer systema-
tisch-theologischen Gesamt-darstellung,

3. Grundkenntnisse in der römisch-katholischen
Lehrbildung,

4. Grundkenntnisse des christlich-jüdischen Dialogs,
5. Kenntnis eines ethischen Entwurfs des 19./20.

Jahrhunderts (seit Schleiermacher),
6. Kenntnis der theologischen Grundlagen der Ethik

(z. B. Gesetz und Evangelium, Gute Werke, Recht-
fertigung und Heiligung, Nachfolge, Gewissen).
Vermögen, ethische Fragen und Themen in über-
greifende theologische Zusammenhänge einzuord-
nen. Kenntnis von Argumentationsverfahren und
methodischen Ansätzen (z. B. Teleologie, Situati-
onsethik, Kasuistik),

7. Kenntnis eines grundlegenden Entwurfs philoso-
phischer Ethik.

8. In beiden Bereichen der systematischen Theologie
(Dogmatik und Ethik) sind Gesichtspunkte und
Probleme der theologischen Frauenforschung zu
berück-sichtigen.

B. Spezialgebiete
Hier wird dem Prüfling die Gelegenheit gegeben nach-
zuweisen, dass er im Prü-fungsbereich Dogmatik
- eine Gesamtdarstellung seit dem 19. Jahrhundert

in ihrem argumentativen Aufbau erarbeitet hat,
ihre charakteristischen Unterschiede gegenüber
einer anderen Darstellung kennt und ihren Ertrag
für gegenwärtige Probleme und Urteile selbst-
ständig zu bewerten vermag,

- im Rahmen eines gewichtigen dogmatischen To-
pos (z. B. Gotteslehre, Chri-stologie, Trinitäts-
lehre, Eschatologie, Ekklesiologie) selbstständig
denken und verschiedene Lehrmeinungen hin-
sichtlich ihrer biblischen Begründung, ihrer me-
thodischen Voraussetzungen sowie ihrer kirchli-
chen Tragweite und ihrer ethischen Implikatio-
nen beurteilen kann,

Dem Prüfling wird im Prüfungsbereich Ethik die Mög-
lichkeit gegeben,
- angesichts eines konkreten ethischen Spezialge-

bietes aus dem Bereich der Individualethik oder
der Sozialethik in der Lage ist, Sachkunde und
Wissen darzulegen sowie unter Bezugnahme auf
die biblische und kirchliche Tradition und in Auf-
nahme von Erkenntnissen heutiger Wissenschaf-

ten seine Urteilsfä-higkeit unter Beweis zu stel-
len. Der Prüfling muss zudem fähig sein, das
ethische Spezialwissen auf entsprechende
Grundlagen der Dogmatik zu beziehen.

Als Beispiele für dogmatische Spezialgebiete werden
genannt:
Theologie als Wissenschaft / Das Problem der natür-
lichen Theologie / Die Frage nach der Existenz Got-
tes / Grundfragen der Trinitätslehre / Verbindlichkeit
der Bibel / Die reformatorische Rechtfertigungslehre
im ökumenischen Dialog / Grundfragen christlicher
Anthropologie / Christliche Eschatologie im Ver-
gleich mit gegenwärtigen Formen der Zukunftserwar-
tung / Ein systematisch-theologisches Problem in fe-
ministischer Perspektive / Ein systematisch-theologi-
sches Problem in der Perspektive des christlich-jüdi-
schen Dialogs / Ein systematisches Problem in öku-
menischer Perspektive / Ein dogmatisches Thema im
religionsgeschichtlichen Horizont.
Als Beispiele für ethische Spezialgebiete werden ge-
nannt:
Arbeit und Arbeitslosigkeit / Eigentum / Wirtschafts-
ordnung und Wirtschaftsethik / Probleme der Welt-
wirtschaft / Probleme der Friedensethik / Staatsver-
ständnis / Ethische Grundprobleme der Diakonie /
Menschenrechte / Widerstandsrecht / Strafe / Eid / Ehe
und Ehescheidung / Sterbehilfe und Euthanasie /
Schwangerschaftsabbruch / Probleme der Bioethik (z.
B. Gentechnik) / Verantwortung für das Leben / Ein
ethisches Problem in ökumenischer Perspektive.

PRAKTISCHE THEOLOGIE
In der Praktischen Theologie verbinden sich theologi-
sche, humanwissenschaftliche, historische, didakti-
sche und ästhetische Fragestellungen.
In diesem Fach werden Kenntnisse, methodisches
Können und kritisches Verständnis erwartet mit dem
Ziel, kirchliches Handeln und religiöse Phänomene in
gesellschaftlichen Kontexten zu analysieren und zu
konzipieren.

A. Grundwissen
Das Grundwissen bezieht sich auf elementare Kennt-
nisse zu folgenden Gebieten:
Homiletik, Seelsorge, Liturgik, Kasualien, Religions-
pädagogik, Diakonik, Gemeindeaufbau, Gemeinde-
leitung, Pastoraltheologie. Gesichtspunkte und Pro-
bleme der theologischen Frauenforschung sind zu be-
rücksichtigen.
Das Grundwissen kann anhand eines Lehrbuches und/
oder anhand von Monographien zu einzelnen Gebie-
ten der Praktischen Theologie erworben werden.

B. Spezialgebiete
Spezialwissen erwächst aus einem Gebiet der Prakti-
schen Theologie, mit dem im Studium eine vertiefte
Auseinandersetzung stattfand. Es kann aber auch meh-
rere Gebiete in der Praktischen Theologie berühren.
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Der Prüfling muss zudem fähig sein, das Spezialwis-
sen auf entsprechende Grundfragen der Praktischen
Theologie zu beziehen.
Als Beispiele für Spezialgebiete werden genannt:
Begriff und Aufgabe der Praktischen Theologie / Die
Methodenfrage in der Praktischen Theologie / Ver-
ständnis und Formen des Pfarramtes / Pastorale Iden-
tität von Männern und Frauen/Kooperation in der Ge-
meinde / Der evangelische Gottesdienst / Abend-
mahlsverständnis und Abendmahlpraxis / Theorie und
Praxis der kirchlichen Taufe / Das Evangelische Ge-
sangbuch / Kirche und Kunst / Konzeptionen im Ver-
gleich / Die politische Predigt / Die missionarische
Predigt / Konzeptionen der Seelsorge im Vergleich /
Ziele und Wege der Krankenseelsorge / Gewalt gegen
Mädchen und Frauen als Thema der Seelsorge / Kirche
und Diakonie / Diakonisches Handeln in der Gemein-
de/Kirche in der pluralen Gesellschaft / Kirchen- und
Staatskirchenrecht / Kirche und Schule / Glaubens-
entwicklung im Lebenslauf / Religionspädagogische
Konzeptionen im Vergleich / Ziele und Methoden der
Konfirmandenarbeit / Theorie und Praxis der kirchli-
chen Erwachsenenbildung / Konzepte des Gemeinde-
aufbaues / Ansätze zu ökumenischem Lernen und öku-
menischer Gemeindeerneuerung.

II. Schlussbestimmungen
1. Diese Stoffpläne treten am 1. September 2014 in

Kraft.
2. Sie gelten für alle, die nach dem 1. Januar 2012 ihr

Studium der Theologie aufgenommen haben.
Detmold, 26. August 2014

Lippische Landeskirche
Der Landeskirchenrat

XXVI.
Änderung der Satzung
für das Evangelische

Studentenwohnheim „Die Burse“
vom 26. August 2014

Der Landeskirchenrat hat in seiner Sitzung am 26.
August 2014 die nachstehende Änderung der Satzung
für das Evangelische Studierendenwohnheim „Die
Burse“ beschlossen, die hiermit bekannt gegeben
wird.

Satzung
für die Evangelische Studierendenarbeit
im Studierendenwohnheim „Die Burse“

vom 26.08.2014

§ 1
Name und Sitz

Die Lippische Landeskirche ist Träger der Evangeli-
schen Studierendenarbeit im Studierendenwohnheim
„Die Burse“ in Detmold.

§ 2
Auftrag

1. Die Burse ist ein Wohnheim des Landesverbandes
Lippe für Studierende der Hochschule für Musik
Detmold und der Fachhochschule Lippe mit den
jeweiligen Fachbereichen in Detmold.

2. Der Landesverband Lippe hat der Lippischen Lan-
deskirche das Recht eingeräumt, in der Burse An-
gebote im Rahmen evangelischer Studierendenar-
beit anzubieten.

3. Die Evangelische Studierendenarbeit im Studie-
rendenwohnheim „Die Burse“ hat den Auftrag,
Voraussetzungen zum Studium, Möglichkeiten
zum menschlichen Miteinander und zum Aus-
tausch in Glaubens- und Lebensfragen in ökume-
nischer Offenheit innerhalb der Hausgemeinschaft
zu schaffen.

§ 3
Kuratorium

1. Die Landeskirche beruft für diesen Zweck durch
den Landeskirchenrat ein Kuratorium.

2. Dem Kuratorium gehören an:
a) ein Mitglied des Landeskirchenrates,
b) je ein Mitglied des Lehrkörpers der Hoch-

schule für Musik Detmold und Fachhoch-
schule Lippe,

c) ein Vertreter des öffentlichen Lebens,
d) der / die für die Seelsorge an Studierenden

zuständige Pfarrer/in,
e) der Landesjugendpfarrer,
f) der Senior,
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g) der Tutor,
h) ein Vertreter des Landesverband Lippe.

3. Die Berufung erfolgt für die Dauer der Amtszeit
der Landessynode.

4. Das Kuratorium wählt aus seiner Mitte den Vor-
sitzenden und dessen Stellvertreter.

5. Das Kuratorium kann Gäste einladen.
6. Das Kuratorium tagt nach Bedarf, mindestens

zweimal im Jahr.

§ 4
Aufgaben des Kuratoriums

1. Das Kuratorium hat insbesondere folgende Aufga-
ben:
a) Entscheidung über Vorschläge des Landes-

verband Lippe über Abschluss, Verlängerung
und Kündigung von Mietverträgen,

b) Erlass einer Heimordnung,
c) Mitwirkung bei der Gestaltung der inhaltli-

chen und organisatorischen Arbeit in der Bur-
se,

d) Vorschläge in Finanz- und Personalangele-
genheiten,

e) Vorschläge zur Instandhaltung des Gebäudes
und dessen Einrichtungen.

2. Der Träger kann dem Kuratorium weitere Aufga-
ben übertragen. In allen wichtigen Entscheidungen
hat der Träger zuvor das Kuratorium zu hören.

3. Die Einstellung und Entlassung von Mitarbeitern
sowie der Abschluss von Arbeitsverträgen und Er-
lass von Dienstanweisungen obliegt dem Träger.

4. Das Kuratorium ist beschlussfähig, wenn zwei
Drittel seiner Mitglieder anwesend ist. Beschlüsse
bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der einfachen
Mehrheit der anwesenden Mitglieder. Bei Stim-
mengleichheit ist ein Beschluss nicht zustande ge-
kommen.

§ 5
Leitung der Burse

1. Der / Die für die Seelsorge an Studierenden zu-
ständige Pfarrer/in ist Leiter/in der Evangelischen
Studierendenarbeit in der Burse. Er / Sie ist für die
ordnungsgemäße Führung und Verwaltung gegen-
über dem Träger verantwortlich. Außerdem wir-
ken Mitglieder der Hausgemeinschaft, die nach der
Heimordnung gewählt werden, an der Erfüllung
seiner / ihrer Aufgaben mit.

2. Einzelheiten werden in einer Pfarrdienstordnung
sowie in einer Heimordnung festgelegt.

§ 6
Verhältnis der Burse zur Ev. Studentengemeinde
Die Angebote der Ev. Studentengemeinde stehen allen
Heimbewohnern offen. Der Evangelischen Studen-
tengemeinde Detmold stehen in der Burse Räume für
eigene Veranstaltungen zur Verfügung.

§ 7
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage der Verkündung im Ge-
setz- und Verordnungsblatt in Kraft. Gleichzeitig wird
die bisherige Satzung (Ges. u. VOBl. Bd. 11 S. 300)
aufgehoben.
Detmold, 26. August 2014

Lippische Landeskirche
Das Landeskirchenamt

XXVII.
Vereinbarung

zur Umsetzung eines
Präventionskonzepts

„Arbeits- und Gesundheitsschutz in der
Evangelischen Kirche in Deutschland

(EKD)“
vom 26. August 2014

Der Landeskirchenrat erklärt für die Lippische Lan-
deskirche und ihre Kirchengemeinden sowie deren
Einrichtungen ohne Rechtspersönlichkeit den Beitritt
zu dem überarbeiteten und neu gefassten öffentlich-
rechtlichen Vertrag „Vereinbarung zur Umsetzung ei-
nes Präventionskonzeptes `Arbeits- und Gesundheits-
schutz in der Evangelischen Kirche in Deutschland
(EKD)´ zwischen dem Kirchenamt der EKD und der
Verwaltungsberufsgenossenschaft vom 26. Juni bzw.
14. Juli 2014“.

Präambel
Die bisherige „Vereinbarung ,Präventionskonzept Ar-
beitssicherheit und Gesundheitsschutz in der Evange-
lischen Kirche in Deutschland (EKD)´ “ hat sich be-
währt, für ihren Geltungsbereich nach Maßgabe von
§ 16 ASiG einen dem früheren durch Unfallverhü-
tungsvorschrift (UVV) geregelten Recht über Be-
triebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssicherheit
gleichwertigen arbeitsmedizinischen und sicherheits-
technischen Arbeitsschutz sicherzustellen.
Mit der Außerkraftsetzung dieser früheren UVV und
dem zeitgleichen Inkrafttreten der Unfallverhütungs-
vorschrift „Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeits-
sicherheit“ (DGUV Vorschrift 2) hat sich das der bis-
herigen Vereinbarung zugrunde gelegte Recht geän-
dert.
Durch die neue DGUV Vorschrift 2 ist der arbeitsme-
dizinische und sicherheitstechnische Arbeitsschutz
weiterentwickelt und stärker auf die individuellen Er-
fordernisse der Einrichtungen ausgerichtet worden,
indem der spätestens durch das Arbeitsschutzgesetz
eingeleitete Paradigmenwechsel im Arbeitsschutz
auch auf den Umfang und die Inhalte der betriebsärzt-
lichen und sicherheitstechnischen Betreuung in den
Einrichtungen (Betrieben) übertragen worden ist. Da-
nach geht zeitgemäßes Arbeitsschutzhandeln aller Ak-
teure von der jeweiligen Situation in der betrieblichen
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Einrichtung und vom Gefährdungspotenzial aus und
nicht von starren Vorgaben. Zu solchen Gefährdungs-
potenzialen gehören heute – mehr als früher – auch die
Verhütung arbeitsbedingter Gesundheitsgefahren, na-
mentlich insbesondere arbeitsbedingte psychische Ge-
fährdungen der Gesundheit. In den Fokus rücken aber
auch zunehmend besondere einrichtungsspezifische
Gefährdungen, wie sie bei den Kirchen etwa durch den
Einsatz von versicherten Ehrenamtlichen entstehen.
Die nachfolgende Vereinbarung schafft den Rahmen,
dass in den von ihr betroffenen Einrichtungen der
EKD bei der betriebsärztlichen und sicherheitstechni-
schen Betreuung auch weiterhin ein den Grundsätzen
des ASiG und der DGUV Vorschrift 2 gleichwertiger
arbeitsmedizinischer und sicherheitstechnischer Ar-
beitsschutz gewährleistet werden kann.

1 Zielsetzung
Die nachstehende Vereinbarung dient zur
• Erfüllung der Forderungen des Arbeitssi-

cherheitsgesetzes und der Unfallverhü-
tungsvorschrift „Betriebsärzte und Fach-
kräfte für Arbeitssicherheit“ für alle unter
den Geltungsbereich fallenden Einrichtun-
gen,

• Sicherstellung einer guten Beratung von
Entscheidungsträgern und Unterstützung
der Einrichtungen bei der Umsetzung aller
gesetzlichen Vorgaben zum Arbeitsschutz
und

• Verbesserung des Niveaus von Arbeits-
und Gesundheitsschutz in den Einrichtun-
gen für die Beschäftigten und die ehren-
amtlich Tätigen, indem die Belange des
Arbeitsschutzes in die Entscheidungspro-
zesse aller Führungsstrukturen in den Ein-
richtungen systematisch integriert werden.

Die Regelungen dieser Vereinbarung berück-
sichtigen die besonderen Verhältnisse in der
EKD.

2 Geltungsbereich
Diese Vereinbarung wird in den folgenden Ein-
richtungen/Bereichen, soweit diese Arbeitgeber
im Sinne von § 1 ASiG und öffentliche Verwal-
tung im Sinne von § 16 ASiG sind, umgesetzt:
• Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in

Deutschland (EKD) mit allen Kirchenkrei-
sen, Dekanaten, Propsteien, Kirchenge-
meinden und sonstigen öffentlich-rechtli-
chen Körperschaften, Anstalten und Stif-
tungen sowie deren Einrichtungen, sofern
deren Einrichtungen keine eigene Rechts-
persönlichkeit besitzen,

• Union Evangelischer Kirchen in der EKD
mit gesamtkirchlichen Einrichtungen,
Werken und Diensten,

• Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kir-
che Deutschlands mit gesamtkirchlichen
Einrichtungen, Werken und Diensten,

• EKD mit gesamtkirchlichen Einrichtun-
gen, Werken und Diensten sowie

• andere kirchliche Bereiche (z. B. Freikir-
chen) auf vertraglicher Grundlage.

Die Vereinbarung kann auf Einrichtungen mit
eigener Rechtspersönlichkeit, soweit diese Ar-
beitgeber im Sinne von § 1 ASiG und öffentliche
Verwaltung im Sinne von § 16 ASiG sind, er-
weitert werden, wenn sie
• überwiegend im Auftrag oder mit aus-

drücklicher Einwilligung der in den vor-
stehenden Nummern 1 bis 5 genannten
Einrichtungen/Bereiche handeln,

• Mitglied der VBG sind,
• sich schriftlich zur Umsetzung dieses Prä-

ventionskonzeptes gegenüber der VBG
verpflichten und

• die EKD zugestimmt hat.
3 Evangelische Fachstelle für Arbeits- und Ge-

sundheitsschutz
Die EKD unterhält eine Fachstelle für Arbeits-
und Gesundheitsschutz gemäß der vom Rat der
EKD beschlossenen Ordnung der Evangeli-
schen Fachstelle für Arbeits- und Gesundheits-
schutz (EFAS), um die in den Gliedkirchen und
Einrichtungen tätigen Entscheidungsträger und
Versicherten bei der Erfüllung der in Ziffer 1
genannten Ziele zu unterstützen.
Hierzu nimmt die EFAS folgende Aufgaben
wahr:

3.1 Strategische Aufgaben
• Ermittlung von Arbeitsschwerpunkten,
• empirische / wissenschaftliche Untersu-

chungen veranlassen bzw. durchführen,
• Evaluationen und Erhebungen,
• Entwicklung von allgemeinen Konzepten

zur Verbesserung des Arbeitsschutzes in
der EKD sowie

• Entwicklung von Bewertungsmaßstäben
für den Nutzen der geleisteten Arbeit der
EFAS und der landeskirchlichen Arbeits-
schutzorganisation für die Einrichtungen.
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3.2 Konzeptionelle und organisatorische Aufga-
ben
• Hilfe und Beratung bei der Organisation

des Arbeitsschutzes und des Berichtswe-
sens in den Gliedkirchen durch Entwick-
lung von Leitfäden und durch Beratung vor
Ort,

• Hilfe und Beratung der Landeskirchen bei
der Gewinnung, Motivation und Fortbil-
dung von Koordinatoren und Ortskräften
für Arbeits- und Gesundheitsschutz in den
Gliedkirchen und deren Einrichtungen,

• Entwicklung von Handlungsanleitungen
für Ortskräfte,

• Entwicklung von Handlungshilfen für
Ortskräfte (z. B. Formblätter, Checklisten,
Infoblätter),

• Entwicklung von Informationsmedien,
• Verteilung der von der EKD bereitgestell-

ten Ressourcen im Arbeitsschutz auf die
Gliedkirchen sowie

• Entwicklung von Steuerungsinstrumenten
zum effizienten Ressourceneinsatz bei
sinnvollem Nutzen für die betreuten Ein-
richtungen.

3.3 Operative Aufgaben
• Beratung der Gliedkirchen, deren Koordi-

natoren und Ortskräfte,
• Beratung im Einzelfall vor Ort in den Ein-

richtungen (i. d. R. bei Fragestellungen mit
grundsätzlicher Bedeutung),

• Unterstützung bei Sitzungen der Arbeits-
schutzausschüsse im Einzelfall,

• fachliche Schulungen von Koordinatoren
und Ortskräften,

• personelle Unterstützung bei Organisation
und Durchführung von Veranstaltungen
für Multiplikatoren zum Arbeitsschutz in
den Gliedkirchen,

• personelle Unterstützung der Koordinato-
ren und Ortskräfte im Einzelfall,

• Anleitung, Information, Fortbildung und
Motivation der Koordinatoren und Orts-
kräfte sowie

• Zusammenarbeit mit den Interessenvertre-
tungen der Mitarbeiterschaft.

Die EKD stellt sicher, dass die EFAS über das
für die Wahrnehmung der vorstehenden Aufga-
ben notwendige und entsprechend den Anfor-
derungen des ASiG und der DGUV Vorschrift
2 sicherheitstechnisch und arbeitsmedizinisch
qualifizierte Personal in ausreichender Anzahl
verfügt.

4 Koordination der Arbeitsschutzaktivitäten
der Gliedkirchen
Jede Gliedkirche übernimmt die Koordination
der sicherheitstechnischen und betriebsärztli-

chen Betreuung und trägt die Verantwortung für
die Umsetzung der vereinbarten Präventions-
maßnahmen in ihrem Zuständigkeitsbereich.
Zudem wird der VBG eine zentrale Ansprech-
person (Koordinator für Arbeits- und Gesund-
heitsschutz) benannt, die im Dienste der jewei-
ligen Gliedkirche steht. Voraussetzung für die
Bestellung eines Koordinators ist dessen erfor-
derliche Qualifikation (sicherheitstechnische
Fachkunde) einer Fachkraft für Arbeitssicher-
heit. Der Koordinator ist in der Regel die lei-
tende Fachkraft für Arbeitssicherheit der Glied-
kirche. Ausnahmsweise genügt dessen spezielle
Ausbildung zur Ortskraft, wenn in der jeweili-
gen Gliedkirche eine kirchliche Ortskraft, die
über die Qualifikation einer Fachkraft für Ar-
beitssicherheit verfügt, als leitende Fachkraft
für Arbeitssicherheit der Gliedkirche bestellt ist
und mit dem Koordinator eng zusammenarbei-
tet.
Für die Aufgabenwahrnehmung aus seiner
Funktion als Fachkraft für Arbeitssicherheit soll
der Koordinator in der Regel 50 v.H. der regel-
mäßigen Arbeitszeit einer Vollzeitstelle auf-
wenden. Hinzu kommt der zeitliche Aufwand
für seine Tätigkeit als Koordinator.
In seiner Funktion als Koordinator hat er fol-
gende Aufgaben:

4.1 Strategische Aufgaben
• Koordination der sicherheitstechnischen

Betreuung und
• Unterstützung der arbeitsmedizinischen

Betreuung in der Gliedkirche auf Basis des
„Konzepts der arbeitsmedizinischen Be-
treuung der Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter in der evangelischen Kirche“.

4.2 Konzeptionelle und organisatorische Aufga-
ben
• Ermitteln von Unfall- und Arbeitsschwer-

punkten; Führen und Auswerten entspre-
chender Statistiken,

• Entwicklung von Arbeitsschutzkonzepten
für die Gliedkirche mit entsprechender
Festschreibung von Zielen und geeigneten
Controllinginstrumenten,

• Entwicklung von Handlungsanleitungen
und Handlungshilfen für Ortskräfte,

• Festlegung von Verfahren zu Vorgehens-
weisen für Ortskräfte, soweit diese nicht
bereits von der EFAS erarbeitet wurden,

• Organisation der sicherheitstechnischen
Betreuung,

• Kontrolle der Umsetzung der vereinbarten
Präventionsmaßnahmen sowie

• Zusammenarbeit mit den Mitarbeiterver-
tretungen.
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4.3 Operative Aufgaben
• Information über Arbeitsschutz in kirchli-

chen Gremien,
• Mitwirkung in Arbeitsschutzausschüssen

der Gliedkirchen,
• Schulung der Ortskräfte, ggf. auch der

Fachkräfte und Betriebsärzte zu vorgese-
henen Arbeitsschutzkonzepten und Ver-
fahren sowie

• Teilnahme an den jährlich stattfindenden
Fortbildungsveranstaltungen der EFAS für
Koordinatoren.

5 Ortskräfte für Arbeitssicherheit
Die sicherheitstechnische Betreuung der Ein-
richtungen in einer Gliedkirche wird abhängig
vom tatsächlichen Bedarf einer oder mehreren
Ortskräften übertragen. Die Bestellung der Orts-
kräfte erfolgt durch die zuständige Gliedkirche
bzw. die EKD analog § 5 ASiG. Die Übertra-
gung der Aufgaben erfolgt analog § 6 ASiG auf
die Ortkräfte, soweit deren Fachkunde diese
Übertragung zulässt. Bei der Bestellung werden
eigene kirchliche Mitarbeiter bevorzugt. Orts-
kräfte wirken in den Arbeitsschutzausschüssen
in ihrem Betreuungsbereich mit.
Mindestens eine Ortskraft besitzt die Qualifika-
tion einer Fachkraft für Arbeitssicherheit. Bei
dieser beträgt der zeitliche Umfang der Tätig-
keit in ihrer Funktion einer Fachkraft für Ar-
beitssicherheit wenigstens 50 v.H. der regelmä-
ßigen Arbeitszeit einer Vollzeitstelle. Abwei-
chend davon beträgt bei ihr der funktionsbezo-
gene zeitliche Mindestumfang in der Evangeli-
schen Landeskirche Anhalts, der Bremischen
Evangelischen Kirche, der Lippischen Landes-
kirche, der Evangelisch-reformierten Kirche so-
wie der Evangelisch-Lutherischen Landeskir-
che Schaumburg-Lippe wenigstens 25 v.H. der
regelmäßigen Arbeitszeit einer Vollzeitstelle.
Die Auswahl der Ortskräfte erfolgt durch die
Gliedkirche. Voraussetzungen für die Auswahl
sind
• das Interesse, Entscheidungsträger unter-

stützen zu wollen,
• das Bestreben, für die Beschäftigten und

die ehrenamtlich Tätigen in der Gliedkir-
che die Arbeitsbedingungen verbessern zu
wollen,

• gute kommunikative und didaktische Fä-
higkeiten in der Vermittlung von Verfah-
ren und Abläufen.

Voraussetzungen für die Bestellung und den
Einsatz von Ortskräften sind
• mindestens für eine Ortskraft die Qualifi-

kation einer Fachkraft für Arbeitssicher-
heit, im Übrigen wenigstens die erfolgrei-
che Teilnahme an einer speziellen Ausbil-
dung für Ortskräfte in Seminaren der VBG
nach den jeweils aktuellen Regelungen mit

einer Dauer von zurzeit zwei Wochen (s.
8.1),

• die SichersteIlung eines zeitlichen Tätig-
keitsumfanges von wenigstens 30 v.H. der
regelmäßigen Arbeitszeit einer Vollzeit-
stelle, soweit vorstehend für eine Ortskraft
in der Funktion einer Fachkraft für Arbeits-
sicherheit kein Zeitanteil von 50 v.H. vo-
rausgesetzt wird,

• die Anwendung von Handlungsanleitun-
gen für Ortskräfte,

• die Nutzung von Handlungshilfen durch
Ortskräfte und

• die regelmäßige Teilnahme an Fortbildun-
gen entsprechend den Regelungen der
VBG für Ortskräfte.

Nur wenn die Größe und die Strukturen sowie
die räumliche Lage der Einrichtung es zwingend
erfordern, zulassen und auch im Übrigen sicher-
gestellt ist, dass die tür die Ausübung der Tä-
tigkeit als Ortskraft erforderliche Fachkunde er-
halten bleibt, kann im Einvernehmen mit der
örtlich zuständigen Aufsichtsperson der VBG
vom vorstehenden zeitlichen Mindestumfang
der Tätigkeit einer Ortskraft abgewichen wer-
den.

6 Betriebsärzte
Die betriebsärztliche Betreuung der Einrichtun-
gen wird Ärzten mit arbeitsmedizinischer Fach-
kunde übertragen. Die EKD kann die Betreuung
auch im Rahmen eines Pauschalvertrages durch
einen externen Dienstleister sicherstellen.
Ziele und Qualität der betriebsärztlichen Be-
treuung sind im „Konzept der arbeitsmedizini-
schen Betreuung der Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter in der evangelischen Kirche“ festgelegt.
Notwendige Anpassungen erfolgen zeitnah und
im Benehmen zwischen VBG und EKD.

7 Präventionsmaßnahmen der Gliedkirche
Arbeits- und Gesundheitsschutz kann nur sinn-
voll umgesetzt werden, wenn er in einem aus-
reichenden Maß bei einer Entscheidungsfin-
dung eines Verantwortlichen Berücksichtigung
findet. Hierfür sind ein entsprechendes Be-
wusstsein, die Motivation und eine entsprechen-
de Handlungskompetenz bei den Entschei-
dungsträgern Voraussetzung. Erforderlich ist
daher, die Verantwortungsträger zu sensibilisie-
ren, zu motivieren und zu informieren.
Dies beginnt mit dem persönlichen Kontakt des
Beraters zum Entscheidungsträger und wird
vertieft durch gemeinsames Arbeiten und Han-
deln, Coaching, Schulung und Information.
Hierbei ist eine systematische Dienstleistung
der Gliedkirche notwendig, da nur dadurch eine
effiziente und gleichzeitig ressourcenschonende
Prävention gewährleistet werden kann.
Im Folgenden werden die diesen Zielen dienen-
den Maßnahmen der Gliedkirche aufgeführt.
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7.1 Betreuung der Einrichtungen
Jeder Einrichtung werden die betreuende Orts-
kraft und der betreuende Betriebsarzt nament-
lich zugeordnet; ersatzweise reicht eine gebiets-
bezogene Zuordnung. Dies gilt entsprechend,
wenn der betreuende Betriebsarzt nach Ziffer 6
einem externen Dienstleister angehört. Das Ver-
zeichnis der Zuordnungen wird in der Gliedkir-
che geführt und ist für die Einrichtungen, die
EFAS und die VBG jederzeit einsehbar.
Der Koordinator stellt sicher, dass sowohl bei
Einsatz mehrerer Ortskräfte als auch bei Einsatz
mehrerer Betriebsärzte die Leistungen fachge-
recht aufeinander abgestimmt werden.

7.2 Betreuung von Einrichtungen mit höchstens
50 Beschäftigten
Die Gliedkirche organisiert die Betreuung der
Einrichtungen derart, dass in jeder Einrichtung
innerhalb von 5 Jahren eine Grundbetreuung
stattfindet. Die Grundbetreuung erfolgt in der-
Regel durch Ortskräfte. Ziel der Grundbetreu-
ung ist es, die Entscheidungsträger in den Ein-
richtungen zu sensibilisieren, zu motivieren und
zu befähigen, ihre Aufgaben im Arbeitsschutz
angemessen wahrnehmen zu können und ihren
Bedarf an spezifischer Unterstützung durch Be-
triebsärzte oder Ortskräfte der Gliedkirche ge-
meinsam zu ermitteln.
Inhalte der Grundbetreuung sind:
• Überblick über die Aktivitäten der Einrich-

tung, wie z. B. Gruppen, Veranstaltungen;
ständige Arbeiten und Aufgaben u. Ä.,

• Überblick über den Verantwortungsbe-
reich des anwesenden Verantwortungsträ-
gers,

• gemeinsame Beurteilung der Arbeitsbe-
dingungen (Gefährdungsbeurteilung) an
einer beispielhaften Tätigkeit eines Mitar-
beitenden im Verantwortungsbereich des
Gesprächspartners,

• gemeinsame Erarbeitung sinnvoller Maß-
nahmen zur Gestaltung der Arbeitsbedin-
gungen; sowohl bezogen auf die Verhält-
nisse als auch das Verhalten sowie

• Festlegen notwendiger weiterer spezifi-
scher Unterstützung.

Die Dauer der Grundbetreuung beträgt in der
Regel vier Stunden.
Eine weitere spezifische Unterstützung wird
insbesondere gewährleistet durch:
• Information und Beratung der Entschei-

dungsträger zum Arbeitsschutz vor Ort,
• Angebote zu Fort- und Weiterbildungs-

möglichkeiten der Entscheidungsträger,
• Beratung vor Ort zu speziellen Fachthemen

sowie
• arbeitsmedizinische Beratung von Mitar-

beitenden.

Die Gliedkirche stellt eine angemessene weitere
spezifische Unterstützung durch Ortskräfte oder
Betriebsärzte sicher. Sie findet jährlich in we-
nigstens 20 v.H. der Einrichtungen statt und soll
in der Regel einen zeitlichen Umfang von zwei
Stunden je Einrichtung nicht unterschreiten. In
Einrichtungen, die auf Grund ihrer besonderen
Gefährdungen einer anteils- oder zeitmäßig da-
rüber hinausgehenden spezifischen Betreuung
bedürfen, ist diese im erforderlichen Umfange
zusätzlich zu gewährleisten. Wenn es die Auf-
gaben erfordern, soll die Betreuung im Rahmen
der spezifischen Unterstützung durch eine Orts-
kraft mit der Qualifikation zur Fachkraft für Ar-
beitssicherheit erfolgen.

7.3 Betreuung von Einrichtungen mit mehr als
50 Beschäftigten
Die Gliedkirche organisiert die Betreuung der
Einrichtungen derart, dass in jeder Einrichtung
jährlich eine Betreuung stattfindet. Die Betreu-
ung erfolgt sowohl durch Ortskräfte als auch
Betriebsärzte.
Es soll sichergestellt werden, dass der Betreu-
ungsumfang der sicherheitstechnischen Grund-
betreuung jährlich insgesamt 0,3 Stunden je Be-
schäftigten und der arbeitsmedizinischen
Grundbetreuung 0,2 Stunden je Beschäftigten je
Kalenderjahr beträgt. Soweit sich durch Maß-
nahmen der Gliedkirche und der EFAS nach den
folgenden Punkten die Gefährdung in den Ein-
richtungen nachweislich verringert, können sich
diese Zeiten entsprechend um bis zu 25 v.H.
verringern.
Ergibt sich aus den einrichtungsspezifischen
Verhältnissen bzw. aus der Gefährdungsbeur-
teilung ein zusätzlicher Bedarf an Betreuung, ist
diese entsprechend den tatsächlichen Erforder-
nissen der Einrichtung sicherzustellen; wenn es
die Aufgaben erfordern, soll hieran eine Orts-
kraft mit der Qualifikation zur Fachkraft für Ar-
beitssicherheit mitwirken.
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7.4 Schulung der Entscheidungsträger in Ein-
richtungen
Die Gliedkirche organisiert mit Unterstützung
durch die EFAS regelmäßig stattfindende Schu-
lungsveranstaltungen für die Entscheidungsträ-
ger der Einrichtungen. Die Veranstaltungen sol-
len ortsnah organisiert werden. Die Gliedkirche
hält die Entscheidungsträger dazu an, an diesen
Veranstaltungen teilzunehmen.
Jede Veranstaltung dauert i. d. R. 2 bis 4 Stunden
und behandelt zum einen grundsätzliche Frage-
stellungen der Verantwortung und der Aufga-
ben der Entscheidungsträger, zum anderen ein
Thema aus dem Gebiet des Arbeitsschutzes. Als
Referenten können sowohl der Koordinator,
Ortskräfte als auch Betriebsärzte eingesetzt
werden. Auch der Einsatz entsprechend qualifi-
zierter externer Referenten ist möglich.
Für die Qualifizierung von Mitgliedern des Kir-
chenvorstands kann alternativ eine spezielle
Qualifizierungsmaßnahme mit der VBG verein-
bart werden, bei der die VBG Schulungen für
die Mitglieder des Kirchenvorstands in den
Schulungsstätten der VBG entsprechend den je-
weils aktuellen Seminarbedingungen durch-
führt.

7.5 Schulung der Multiplikatoren
Die Gliedkirche organisiert mit Unterstützung
der EFAS regelmäßig stattfindende Schulungs-
veranstaltungen für Multiplikatoren. Multipli-
katoren sind Personen, die neben den Entschei-
dungsträgern Wissen und Informationen zum
Arbeitsschutz weitergeben, zu deren Verbrei-
tung beitragen oder aufgrund ihrer Tätigkeit
Einfluss auf den Arbeitsschutz in der Einrich-
tung haben, wie z. B. Mitarbeitervertretungen,
Pfarramtssekretärinnen, Mesner, Küster, Haus-
meister, IT-Mitarbeiter oder Einkäufer.
Jede Veranstaltung dauert mindestens 2 Stun-
den und behandelt zum einen grundsätzliche
Fragestellungen zu den Aufgaben im Arbeits-
schutz, zum anderen ein adressatengerechtes
Thema aus dem Gebiet des Arbeitsschutzes. Als
Referenten können der Koordinator, Betriebs-
ärzte sowie Ortskräfte eingesetzt werden. Auch
der Einsatz entsprechend qualifizierter externer
Referenten ist möglich.
Alternativ kann eine spezielle Qualifizierungs-
maßnahme der VBG genutzt werden, bei der die
VBG Schulungen für Multiplikatoren nach dem
jeweils verfügbaren Seminarprogramm und den
jeweils aktuellen Seminarbedingungen durch-
führt.

7.6 Information der Einrichtungen und der Mul-
tiplikatoren
Die Gliedkirche organisiert die Verteilung von
Informationen zum Arbeitsschutz an die Ein-
richtungen. Ebenfalls organisiert sie die direkte
Verteilung von Informationsmaterialien zum
Arbeitsschutz an die Ansprechpartner in den

Einrichtungen mit bis zu 50 Beschäftigten und
an die bekannten Multiplikatoren. Der Koordi-
nator entscheidet über die Verteilung der Infor-
mationen.
Die EFAS und die Gliedkirchen sammeln Bei-
spiele guter Praxis und publizieren sie in geeig-
neter Weise.

7.7 PKW- / Fahrrad-Unfallverhütungstraining
Die Gliedkirche bewirbt für alle Personen, die
regelmäßig beruflich ein Fahrzeug bewegen, die
Möglichkeit der Teilnahme an einem Unfallver-
hütungstraining, soweit dies kostenfrei von der
VBG angeboten wird, und wirkt auf eine Teil-
nahme hin.

7.8 Controlling
Die Gliedkirche legt mit Unterstützung der
EFAS jedes Jahr prüfbare quantitative und qua-
litative Ziele zum Arbeitsschutz fest. Hierzu
werden in der Regel
• Zielgruppen, zu betreuende Einrichtungen

und Themenschwerpunkte festgelegt,
• die Ziele in Bezug auf die Zielgruppe und/

oder die Einrichtungen definiert,
• die Maßnahmen zum Erreichen der Ziele

entwickelt,
• die Ortskräfte und Betriebsärzte vorberei-

tet,
• die Maßnahmen durchgeführt sowie
• eine einfache Wirksamkeitskontrolle mit

Stichprobenumfang bzw. Messverfahren
zur Feststellung der Zielerreichung be-
schrieben.

7.9 Mitwirkung in Projekten
Jede Gliedkirche unterstützt von der EFAS
durchgeführte Projekte zum Arbeitsschutz
durch die Mitarbeit von Koordinatoren und
Ortskräften.

8 Unterstützungsleistungen der VBG
Die Leistungen der VBG tragen dazu bei, dass
zum einen qualifizierte Ortskräfte und Betriebs-
ärzte bestellt werden und zum anderen die in
diesem Vertrag genannten Maßnahmen zur Er-
reichung der in Ziffer 1 genannten Ziele wirk-
sam durchgeführt werden.
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8.1 Qualifizierungsmaßnahmen
Die VBG bietet für die von der Gliedkirche be-
nannten angehenden Ortskräfte, die eine Quali-
fikation als Fachkraft für Arbeitssicherheit vor-
weisen müssen, Ausbildungslehrgänge an, so-
weit diese die Voraussetzungen nach § 4 Un-
fallverhütungsvorschrift „Betriebsärzte und
Fachkräfte für Arbeitssicherheit“ (DGUV Vor-
schrift 2) erfüllen. Für die sonstigen von der
Gliedkirche benannten angehenden Ortskräfte
bietet die VBG die spezielle Ausbildung zur
Ortskraft an.
Für Ortskräfte und Betriebsärzte werden von der
VBG unterschiedliche branchenspezifische Se-
minare, Workshops und andere Fortbildungs-
veranstaltungen angeboten. Speziell werden Se-
minare zur Gesprächsführung und zur Beglei-
tung der Entscheidungsträger bei der Gefähr-
dungsbeurteilung gehalten.
Für die Entscheidungsträger und Multiplikato-
ren werden unterschiedlichste branchenspezifi-
sche Qualifizierungsmaßnahmen angeboten.
Für die Koordinatoren der Gliedkirchen werden
jährlich zwei von der EFAS inhaltlich gestaltete
zwei- bis dreitägige Fortbildungsveranstaltun-
gen von der VBG durchgeführt.

8.2 Mitarbeit und Sachleistungen
Die VBG unterstützt die Aktivitäten der EKD,
ihrer Gliedkirchen und kirchlichen Einrichtun-
gen im Rahmen der nach Ziffer 7 von der Glied-
kirche zu erbringenden Leistungen wie folgt:
• Schulung der Entscheidungsträger und

Multiplikatoren
Die VBG stellt hierbei im Rahmen verfüg-
barer Kapazitäten der zuständigen Bezirks-
verwaltung der VBG einen Referenten für
einen Teil der Veranstaltung. Termine und
Inhalte sind rechtzeitig, möglichst ein Jahr
vor Beginn der Veranstaltung, mit der zu-
ständigen Aufsichtsperson der VBG abzu-
stimmen.
Im Einzelfall kommt darüber hinausge-
hend, abhängig von der Dauer, der Ziel-
gruppe und den Inhalten der Veranstaltung
sowie den sächlichen und personellen
Möglichkeiten der VBG, auch eine weitere
Unterstützung etwa durch Informations-
mittel, durch die Mitwirkung eines sonsti-
gen Mitarbeiters des Bereiches Prävention
der VBG oder durch andere geeignete Leis-
tungen in Betracht.

• Unfallverhütungstraining
Die VBG bietet zurzeit allen Versicherten,
also den Beschäftigten und den Ehrenamt-
lichen, die für die evangelische Kirche
dienstlich mit dem PKW unterwegs sind,
ein PKW-Unfallverhütungstraining kos-
tenfrei an. Für alle Versicherten, die für ih-
re Tätigkeit mit dem Fahrrad beruflich un-
terwegs sind, besteht die Möglichkeit, bei

entsprechender Teilnehmeranzahl ein kos-
tenfreies Fahrradtraining vor Ort durchzu-
führen.

Darüber hinaus unterstützt die VBG die EKD,
die EFAS und die Gliedkirchen in deren Bemü-
hungen im Hinblick auf den Arbeitsschutz pro-
jekt- oder aufgabenbezogen durch Mitarbeit
und/oder Sachleistungen, soweit diese Bemü-
hungen über die bereits vertraglich vereinbarten
Leistungen hinausgehen. Hierbei sind die bun-
desweit zur Verfügung stehenden Ressourcen
der Prävention der VBG für die Religionsge-
meinschaften begrenzt und werden entspre-
chend verteilt.

8.3 Unterstützung regionaler Arbeitsgruppen
Wirken regionale Arbeitsgruppen der EFAS
über ihre nach dieser Vereinbarung übernom-
menen Aufgaben hinaus bei der Erfüllung der
der VBG obliegenden Aufgaben der Arbeitssi-
cherheit und des Gesundheitsschutzes in we-
sentlicher unterstützender Weise mit, unter-
stützt die VBG die Organisation und die Durch-
führung von Arbeitsbesprechungen, Workshops
oder sonstigen Veranstaltungen dieser Arbeits-
gruppen, an denen eine Aufsichtsperson der
VBG teilnimmt, mit geeigneten Mitteln projekt-
bzw. aufgabenbezogen. Die in Betracht kom-
menden Leistungen sind begrenzt durch die je-
weils verfügbaren Haushaltsmittel und richten
sich nach den jeweils aktuellen Regelungen für
Seminarmaßnahmen der VBG.
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9 Dokumentation
Die EKD weist gegenüber der VBG jährlich
schriftlich nach:
• Arbeitsschwerpunkte,
• Nutzen der Arbeit der EFAS und landes-

kirchlicher Organisationen im Arbeits-
schutz für die Einrichtungen,

• Handlungsanleitungen und Handlungshil-
fen für Ortskräfte sowie

• entwickelte Medien.
Die EKD weist gegenüber der VBG alle fünf
Jahre schriftlich nach:
• veranlasste empirisch/wissenschaftliche

Untersuchungen,
• Evaluationsergebnisse zur sicherheitstech-

nischen und betriebsärztlichen Betreuung,
• Konzept zur Verbesserung des Arbeits-

schutzes in der EKD,
• Bewertungmaßstäbe für den Nutzen der

Arbeit für die Einrichtungen sowie
• Steuerungsinstrumente zum effizienten

Ressourceneinsatz
Die Gliedkirchen halten folgende Angaben vor:
• Verzeichnis der Gebiete und der diesen zu-

geordneten Ortskräfte und Betriebsärzte,
• Anzahl Einrichtungen, in denen eine

Grundbetreuung stattfand,
• Anzahl Einrichtungen, in denen eine spe-

zifische Betreuung stattfand,
• Liste der Einrichtungen mit mehr als 50

Beschäftigten und Datum der letzten Be-
sichtigung,

• Anzahl durchgeführter Schulungen nach
Punkt 7.4 und die Anzahl der Teilnehmen-
den sowie

• die Dokumentation über die Ziele, die
Maßnahmen und die Wirksamkeitskon-
trollen nach Ziffer 7.8.

10 Übergangs- und Schlussbestimmungen
Diese Vereinbarung tritt am 17. Juli 2014 in
Kraft. Mit ihrem Inkrafttreten tritt die „Verein-
barung über das Präventionskonzept Arbeitssi-
cherheit und Gesundheitsschutz in der Evange-
lischen Kirche in Deutschland“ vom 17. Sep-
tember 2003 außer Kraft, soweit sich aus dem
nachfolgenden Absatz nicht ihre teilweise und
vorübergehende Weiteranwendung ergibt.
Die Übergangszeit bis zur Umsetzung aller
Maßnahmen in der Gliedkirche beträgt drei Jah-
re beginnend mit dem Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens dieser Vereinbarung. Bis zur Umsetzung
aller Maßnahmen aus dieser Vereinbarung sind
die dem Zweck nach entsprechenden und sich
aus der bisherigen und ansonsten außer Kraft
tretenden Vereinbarung vom 17. September

2003 ergebenden Maßnahmen weiter umzuset-
zen.
Diese Vereinbarung kann mit einer Frist von ei-
nem Jahr zum Ende eines Kalenderjahres unter
Angabe eines Kündigungsgrundes gekündigt
werden. Wird von einer Vertragspartei die Kün-
digung erwogen, verpflichtet sie sich, kurzfris-
tig Gespräche über Möglichkeiten und Voraus-
setzung der Fortführung des Vertrages anzubie-
ten.

Detmold, 26. August 2014

Lippische Landeskirche
Der Landeskirchenrat

XXVIII.
Ausbildungs- und Prüfungsordnung
für den Ausbildungsberuf zur / zum

Verwaltungsfachangestellten
- Fachrichtung Kirchenverwaltung in
den Gliedkirchen der Evangelischen

Kirche in Deutschland -
der Evangelischen Kirche im

Rheinland,
der Evangelischen Kirche von

Westfalen und
der Lippischen Landeskirche

(APO VfAFK RWL)
vom 19. September 2014 / vom 18. September 2014 /

vom 23. September 2014
Die Kirchenleitung der Evangelischen Kirche im
Rheinland (EKiR), die Kirchenleitung der Evangeli-
schen Kirche von Westfalen (EKvW) und der Lan-
deskirchenrat der Lippischen Landeskirche (LLK) ha-
ben auf Grund von Artikel 67 der Kirchenordnung der
EKiR, Artikel 53 der Kirchenordnung der EKvW und
Artikel 105 der Kirchenordnung der LLK in Verbin-
dung mit § 47 Abs. 1 Berufsbildungsgesetz vom 23.
März 2005 (BGBl. I S. 931) die folgende Ausbildungs-
und Prüfungsordnung erlassen.

I. Abschnitt
Ausbildung

§ 1
Ausbildungsberuf

(1) Der Ausbildungsberuf Verwaltungsfachangestell-
te / Verwaltungsfachangestellter
- Fachrichtung Kirchenverwaltung in den Gliedkir-
chen der Evangelischen Kirche in Deutschland -
ist ein staatlich anerkannter Ausbildungsberuf des
kirchlichen Dienstes. Er umfasst in der EKiR, der
EKvW und der LLK den staatlich anerkannten Aus-
bildungsberuf Verwaltungsfachangestellte / Verwal-
tungsfachangestellter im Lande Nordrhein-Westfalen
- Fachrichtung Kommunalverwaltung -.
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(2) In der EKiR, EKvW und LLK gliedert sich diese
Ausbildung in einen kommunalen und einen kirchli-
chen Teil. Für sie gelten neben den Bestimmungen
dieser Ordnung:
a) das Berufsbildungsgesetz (BBiG) vom 23. März

2005 (BGBl. I S. 931),
b) die Verordnung über die Berufsausbildung zum

Verwaltungsfachangestellten / zur Verwaltungs-
fachangestellten vom 19. Mai 1999 (BGBl. I S.
1029),

c) die Ordnung zur Regelung der Rechtsverhältnis-
se der kirchlichen Auszubildenden (AzubiO)
vom 17. Juni 1992 (KABl. S. 185, KABl. S. 157,
Ges. u. VOBl. Bd. 15 Nr. 8 S. 342),

in der jeweils gültigen Fassung,
für den kommunalen Teil der Ausbildung darüber hin-
aus
d) die Verordnung über die Abschlussprüfung für

die Ausbildungsberufe zur Verwaltungsfachan-
gestellten / zum Verwaltungsfachangestellten im
Lande Nordrhein-Westfalen - Fachrichtungen
Landes- und Kommunalverwaltung - (APO Ver-
waltungsfachangestellte) vom 11. Juni 2014
(GV. NRW S. 325)

in der jeweils gültigen Fassung.

§ 2
Zuständige Stelle

Zuständige Stelle nach dem Berufsbildungsgesetz ist
das jeweilige Landeskirchenamt. Für die Abschnitte
IV und V dieser Ordnung ist das Landeskirchenamt
der EKiR die zuständige Stelle. Im Übrigen ist für die
gemeinsamen Aufgaben nach dieser Ordnung das
Landeskirchenamt der EKvW zuständig; es trifft seine
Entscheidungen in Absprache mit den Landeskirchen-
ämtern der EKiR und der LLK.

§ 3
Ausbildungsstätte

(1) Ausbildungsstätten sind die Kirchengemeinden,
Kirchenkreise, Verbände von Kirchengemeinden
und / oder Kirchenkreisen, die Landeskirche und
kirchliche Einrichtungen.
(2) Über die Anerkennung als Ausbildungsstätte ent-
scheidet das jeweilige Landeskirchenamt.
(3) Für die Anerkennung als Ausbildungsstätte gelten
die Voraussetzungen des § 27 BBiG.

§ 4
Ausbildende/r, Ausbilderin / Ausbilder

Ausbildende oder Ausbildender ist, wer die Auszubil-
dende oder den Auszubildenden auf Grund des Be-
rufsausbildungsvertrages einstellt. Ausbilderin oder
Ausbilder ist die Person, die vom Ausbildenden mit
der Wahrnehmung der Ausbildung beauftragt worden
ist.

§ 5
Eignung der Ausbilderin oder des Ausbilders

(1) Ausbilderin oder Ausbilder kann nur sein, wer die
persönliche und fachliche Eignung im Sinne des Be-
rufsbildungsgesetzes besitzt. Sie oder er muss den
Nachweis der berufs- und arbeitspädagogischen
Kenntnisse gemäß der Ausbilder-Eignungsverord-
nung vom 21. Januar 2009 (BGBl. I S. 88) in der je-
weils geltenden Fassung führen können.
(2) Die Landeskirchenämter fördern gemeinsam die
Fortbildung der Ausbilderinnen und Ausbilder.

§ 6
Berufsausbildungsverhältnis

(1) Zur Begründung des Berufsausbildungsverhältnis-
ses ist mit der oder dem Auszubildenden ein Berufs-
ausbildungsvertrag (Anlage 1) zu schließen. Das Be-
rufsausbildungsverhältnis beginnt jeweils am 1. Au-
gust eines Jahres. Ausnahmen von diesem Einstel-
lungsdatum können in besonders begründeten Fällen
vom jeweiligen Landeskirchenamt zugelassen wer-
den.
(2) Die Begründung eines Berufsausbildungsverhält-
nisses setzt voraus, dass die oder der Auszubildende
der evangelischen Kirche angehört und mindestens die
Fachoberschulreife besitzt.
(3) Der Abschluss oder die Änderung des Berufsaus-
bildungsvertrages bedürfen der Genehmigung durch
das jeweilige Landeskirchenamt. Dem Genehmi-
gungsantrag sind neben dem Berufsausbildungsver-
trag beizufügen:
a) Lebenslauf mit Lichtbild,
b) Schulabgangszeugnis,
c) Nachweis über die Zugehörigkeit zur evangeli-

schen Kirche
(in der EKiR s. Kirchengesetz über die ausnahms-
weise Einstellung von Mitarbeitenden, die nicht
der evangelischen Kirche angehören (Mitarbei-
tenden-Ausnahme-Gesetz - MitarbAusnG) vom
13. Januar 1999, Rechtssammlung der EKiR Nr.
630.),

d) Ausbildungsplan.

§ 7
Ausbildungsdauer

(1) Die Ausbildungsdauer beträgt 36 Monate.
(2) Die Ausbildungszeit kann in Ausnahmefällen auf
Antrag der oder des Auszubildenden vom jeweiligen
Landeskirchenamt verlängert werden, wenn die Ver-
längerung erforderlich ist, um das Ausbildungsziel zu
erreichen. Vor der Entscheidung ist die oder der Aus-
bildende zu hören.
(3) Bestehen Auszubildende die Abschlussprüfung
nicht, so verlängert sich das Berufsausbildungsver-
hältnis auf ihr oder sein Verlangen bis zur nächstmög-
lichen Wiederholungsprüfung, höchstens um ein Jahr.
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§ 8
Ausbildungsberufsbild

(1) Gegenstand der Berufsausbildung sind mindestens
die folgenden Fertigkeiten und Kenntnisse:
1. Der Ausbildungsbetrieb:
1.1 Struktur, Stellung und Aufgaben des Ausbil-

dungsbetriebes,
1.2 Berufsbildung,
1.3 Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Ar-

beit,
1.4 Umweltschutz;
2. Arbeitsorganisation und bürowirtschaftliche

Abläufe;
3. Informations- und Kommunikationssysteme;
4. Kommunikation und Kooperation;
5. Verwaltungsbetriebswirtschaft:
5.1 Betriebliche Organisation,
5.2 Haushaltswesen,
5.3 Rechnungswesen,
5.4 Beschaffung;
6. Personalwesen;
7. Allgemeines Verwaltungsrecht und Verwal-

tungsverfahren.
(2) Der Gegenstand in der Fachrichtung des kommu-
nalen Teils der Berufsausbildung ergibt sich aus den
staatlichen Vorschriften.
(3) Gegenstand in der Fachrichtung des kirchlichen
Teils der Berufsausbildung sind mindestens Kennt-
nisse und Fertigkeiten aus folgenden Bereichen:
1. Leben und Lehre der Kirche,
2. Kirchliches Verfassungs- und Organisations-

recht,
3. Kirchliches Verwaltungsrecht,
4. Kirchliches Dienst- und Arbeitsrecht,
5. Kirchliches Finanzwesen,
6. Kirchliches Personenstands- und Meldewesen,
7. Kirchliches Grundstücks-, Bau- und Friedhofs-

wesen,
8. fallbezogene praktische Rechtsanwendung in

Aufgabengebieten der Ausbildungsstätte.

§ 9
Ausbildungsrahmenplan

Die Kenntnisse und Fertigkeiten nach § 8 sollen nach
der in der Anlage 2 enthaltenen Anleitung zur sachli-
chen und zeitlichen Gliederung der Berufsausbildung
(Ausbildungsrahmenplan) vermittelt werden.

§ 10
Ausbildungsplan

Die oder der Ausbildende hat unter Zugrundelegung
des Ausbildungsrahmenplans für die Auszubildende
oder den Auszubildenden einen Ausbildungsplan zu
erstellen. Eine vom Ausbildungsrahmenplan abwei-

chende sachliche und zeitliche Gliederung der Aus-
bildungsinhalte ist insbesondere zulässig, soweit eine
berufsbezogene Grundbildung vorausgegangen ist
oder verwaltungspraktische Erfordernisse die Abwei-
chung notwendig machen.

§ 11
Durchführung der Berufsausbildung

(1) Die Berufsausbildung ist unterteilt in die prakti-
sche und die theoretische Ausbildung.
(2) Die praktische Ausbildung erfolgt
a) in der Ausbildungsstätte und
b) in einer kommunalen Verwaltungsstelle, die der

oder dem Auszubildenden von der oder dem Aus-
bildenden auf Grund einer Vereinbarung mit dem
zuständigen kommunalen Träger zugewiesen
wird.

c) in der dienstbegleitenden Unterweisung des kom-
munalen Teils und

d) in der dienstbegleitenden Unterweisung des
kirchlichen Teils der Ausbildung.

Während der praktischen Berufsausbildung soll die
oder der Auszubildende mit Verwaltungsvorgängen
befasst werden, die den im Ausbildungsrahmenplan
bezeichneten Kenntnissen und Fertigkeiten entspre-
chen. Soweit die erforderlichen Kenntnisse und Fer-
tigkeiten nicht in vollem Umfang in der Ausbildungs-
stätte vermittelt werden können, ist die oder der Aus-
zubildende für die Dauer der Vermittlung dieser
Kenntnisse und Fertigkeiten zu einer anderen aner-
kannten Ausbildungsstätte zu entsenden. Die prakti-
sche Ausbildung in der kommunalen Verwaltungs-
stelle beträgt mindestens zwölf Wochen.
(3) Darüber hinaus erfolgt eine theoretische Ausbil-
dung im Berufsschulunterricht.
(4) Das jeweilige Landeskirchenamt überwacht die
Durchführung der Berufsausbildung und nimmt die
Ausbildungsberatung nach dem Berufsbildungsgesetz
wahr.

§ 12
Dienstbegleitende Unterweisung

(1) Die dienstbegleitende Unterweisung dient der wei-
teren Ergänzung und Vertiefung der praktischen Be-
rufsausbildung sowohl für den kommunalen als auch
für den kirchlichen Teil der Ausbildung.
(2) Die dienstbegleitende Unterweisung des kommu-
nalen Teils der Ausbildung wird von einem Studien-
institut für kommunale Verwaltung durchgeführt, das
von den Landeskirchenämtern gemeinsam bestimmt
wird. Sie richtet sich nach § 4 Absatz 5 der Verordnung
über die Berufsausbildung zum Verwaltungsfachan-
gestellten / zur Verwaltungsfachangestellten vom 19.
Mai 1999.
(3) Die dienstbegleitende Unterweisung des kirchli-
chen Teils der Ausbildung wird von den Landeskir-
chenämtern gemeinsam durchgeführt. Sie umfasst
mindestens 240 Unterrichtsstunden und richtet sich
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nach dem kirchlichen Stoffgliederungsplan (Anlage
3). Die nach diesem anzufertigenden schriftlichen Ar-
beiten sind von den Lehrkräften entsprechend § 27 zu
bewerten.
(4) Die Landeskirchenämter bestimmen gemeinsam
Beginn, Dauer und Ort des Unterrichts unter Beach-
tung der Pflicht der Auszubildenden zum Besuch des
Berufsschulunterrichts und der dienstbegleitenden
Unterweisung des kommunalen Teils.
(5) Die Kosten der dienstbegleitenden Unterweisung
einschließlich einer zentralen Unterbringung und Ver-
pflegung trägt die jeweilige Landeskirche nach den für
sie geltenden Regelungen.

§ 13
Lehrkräfte

Für die dienstbegleitende Unterweisung des kirchli-
chen Teils der Ausbildung berufen die Landeskirchen-
ämter geeignete Lehrkräfte. Sie erhalten für ihre Tä-
tigkeit Reisekostenvergütung nach dem Landesreise-
kostengesetz NRW sowie eine Vergütung nach einer
gemeinsamen Regelung der Landeskirchenämter. Die
Fortbildung der Lehrkräfte wird von den Landeskir-
chenämtern gemeinsam gefördert. Die Landeskir-
chenämter führen regelmäßig für die Lehrkräfte ge-
meinsame Tagungen durch.

§ 14
Berichtsheft

Die oder der Auszubildende hat ein Berichtsheft in
Form eines Ausbildungsnachweises zu führen. Ihr
oder ihm ist Gelegenheit zu geben, das Berichtsheft
während der Ausbildungszeit zu führen. Die Ausbil-
derin oder der Ausbilder hat das Berichtsheft regel-
mäßig durchzusehen.

II. Abschnitt
Zwischenprüfung

§ 15
Zwischenprüfung

Die Zwischenprüfung wird in dem kommunalen Teil
der Ausbildung nach § 7 der Verordnung über die Be-
rufsausbildung zum Verwaltungsfachangestellten /
zur Verwaltungsfachangestellten vom 19. Mai 1999
vom Studieninstitut für kommunale Verwaltung
durchgeführt.

III. Abschnitt
Abschlussprüfung

§ 16
Allgemeine Bestimmungen
für die Abschlussprüfung

(1) Durch die Abschlussprüfung ist festzustellen, ob
die oder der Auszubildende über die für den Beruf der
oder des Verwaltungsfachangestellten - Fachrichtung
Kirchenverwaltung in den Gliedkirchen der Evange-
lischen Kirche in Deutschland - erforderlichen Kennt-
nisse und Fertigkeiten verfügt.

(2) Die Abschlussprüfung wird für den kommunalen
Teil und für den kirchlichen Teil gesondert durchge-
führt. Die Abschlussprüfung für den kommunalen Teil
richtet sich nach der APO Verwaltungsfachangestellte
in der jeweils geltenden Fassung. Die Abschlussprü-
fung für den kirchlichen Teil (kirchliche Abschluss-
teilprüfung) richtet sich nach den folgenden Bestim-
mungen.

IV. Abschnitt
Kirchliche Abschlussteilprüfung

§ 17
Kirchliche Abschlussteilprüfung

Die kirchliche Abschlussteilprüfung erstreckt sich auf
die im Ausbildungsrahmenplan sowie die im kirchli-
chen Stoffgliederungsplan (Anlage 3) aufgeführten
Kenntnisse und Fertigkeiten.
Sie besteht aus einer schriftlichen und einer mündli-
chen Prüfung. Die Prüfungen sind nicht öffentlich.

§ 18
Gemeinsamer Prüfungsausschuss

für die kirchliche Abschlussteilprüfung
(1) Für die kirchliche Abschlussteilprüfung errichten
die Landeskirchenämter einen gemeinsamen Prü-
fungsausschuss beim Landeskirchenamt der EKiR.
Ihm gehören an:
a) für die EKiR und die EKvW je ein Mitglied, das

die Befähigung zum Richteramt hat, davon min-
destens ein Mitglied eines Landeskirchenamtes.

b) für jede Landeskirche eine Mitarbeiterin oder ein
Mitarbeiter des gehobenen oder des höheren
kirchlichen Verwaltungsdienstes.

Für jedes Mitglied ist nach diesen Vorgaben eine Ver-
tretung zu bestellen. Die Mitglieder und die stellver-
tretenden Mitglieder werden für die Dauer von drei
Jahren berufen.
(2) Den Vorsitz und den stellvertretenden Vorsitz
übernimmt ein Mitglied, das die Befähigung zum
Richteramt besitzt; sie werden von den Landeskir-
chenämtern der EKiR und der EKvW gemeinsam be-
stimmt. Der Vorsitz und seine Stellvertretung sollen
nicht derselben Landeskirche angehören. In der je-
weils folgenden Amtszeit des Prüfungsausschusses
soll der Vorsitz und die Stellvertretung von der jeweils
anderen Landeskirche übernommen werden. Sind in
einer Sitzung der Vorsitz und seine Stellvertretung
nicht anwesend, übernimmt ein Mitglied des Prü-
fungsausschusses den Vorsitz, das die Befähigung
zum Richteramt besitzt.
(3) Der gemeinsame Prüfungsausschuss ist beschluss-
fähig bei Anwesenheit von mehr als der Hälfte seiner
Mitglieder. Er entscheidet mit der Mehrheit der Stim-
men der anwesenden Mitglieder. Bei Stimmengleich-
heit entscheidet die Stimme der oder des Vorsitzen-
den.
(4) Die Mitglieder des gemeinsamen Prüfungsaus-
schusses erhalten für ihre Tätigkeit Reisekostenver-
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gütung nach dem Landesreisekostengesetz NRW so-
wie Prüfungsgebühren nach einer gemeinsamen Re-
gelung der Landeskirchenämter.
(5) Für den gemeinsamen Prüfungsausschuss wird
beim Landeskirchenamt der EKiR eine Geschäftsstel-
le gebildet.

§ 19
Prüfungstermine und Prüfungsort

Die oder der Vorsitzende des gemeinsamen Prüfungs-
ausschusses bestimmt Art und Termine der schriftli-
chen und der mündlichen Prüfung und teilt sie den
Landeskirchenämtern zur rechtzeitigen Weiterleitung
an die Auszubildenden und die Ausbildenden mit.

§ 20
Anmeldung zur kirchlichen Abschlussteilprüfung
(1) Die oder der Ausbildende hat die Auszubildende
oder den Auszubildenden über das jeweilige Landes-
kirchenamt beim gemeinsamen Prüfungsausschuss
zur kirchlichen Abschlussteilprüfung anzumelden.
(2) Der Anmeldung sind beizufügen:
a) eine Bestätigung der oder des Ausbildenden, dass

das Berichtsheft ordnungsgemäß geführt wurde,
b) das letzte Zeugnis des Berufskollegs,
c) eine Bescheinigung über die Teilnahme an der

kommunalen Zwischenprüfung,
d) eine Abschrift der Anmeldung zum kommunalen

Teil der Abschlussprüfung.

§ 21
Zulassung zur kirchlichen Abschlussteilprüfung

(1) Zur kirchlichen Abschlussteilprüfung wird zuge-
lassen,
1. wer die Ausbildungszeit zurückgelegt hat oder des-

sen Ausbildungszeit nicht später als zwei Monate
nach dem Prüfungstermin endet,

2. an der kommunalen Zwischenprüfung teilgenom-
men und das Berichtsheft geführt hat und

3. wessen Berufsausbildungsverhältnis in das Ver-
zeichnis der Berufsausbildungsverhältnisse einge-
tragen ist oder aus einem Grund nicht eingetragen
ist, den weder sie oder er noch die gesetzliche Ver-
treterin oder der gesetzliche Vertreter zu vertreten
hat.

(2) Schwerbehinderte Menschen und ihnen gleichge-
stellte Menschen sind zur kirchlichen Abschlussteil-
prüfung auch zuzulassen, wenn die Voraussetzungen
nach Absatz 1 Nr. 2 und 3 nicht vorliegen.
(3) Für die Zulassung in besonderen Fällen gilt § 45
Berufsbildungsgesetz.
(4) Über die Zulassung zur kirchlichen Abschlussteil-
prüfung entscheidet die zuständige Stelle (§ 2). Hält
sie die Zulassungsvoraussetzungen nicht für gegeben,
so entscheidet der gemeinsame Prüfungsausschuss.
Auszubildenden, die Elternzeit in Anspruch genom-

men haben, darf bei der Entscheidung über die Zulas-
sung hieraus kein Nachteil erwachsen.
(5) Die Geschäftsstelle des gemeinsamen Prüfungs-
ausschusses teilt den Prüfungsbewerberinnen und den
Prüfungsbewerbern die Entscheidung über die Zulas-
sung unter Angabe der Prüfungstermine, des Prü-
fungsortes und der erlaubten Hilfsmittel mit.

§ 22
Schriftliche Prüfung

(1) Der gemeinsame Prüfungsausschuss bestimmt die
Aufgaben der schriftlichen Prüfung und die Hilfsmit-
tel, die benutzt werden dürfen. Er kann die Lehrkräfte,
die die ausgewählten Fächer der schriftlichen Prüfung
unterrichten, zu Vorschlägen für die Aufgaben auf-
fordern.
(2) In der schriftlichen Prüfung sollen die Prüfungs-
teilnehmenden in jeweils 120 Minuten je eine Arbeit
aus den Prüfungsbereichen
a) Kirchliches Verfassungsrecht und
b) Kirchliches Finanzwesen oder Kirchliches Per-

sonalwesen
anfertigen.
(3) Die Prüfungsarbeiten dürfen keinen Hinweis auf
den Namen der Verfasserin oder des Verfassers ent-
halten.
(4) Die Prüfungsarbeiten sind unter Aufsicht von Be-
auftragten des gemeinsamen Prüfungs-ausschusses
anzufertigen. Die Prüfungsteilnehmenden sind auf die
Folgen von ordnungswidrigem Verhalten (§ 24) hin-
zuweisen. Die oder der Aufsichtsführende fertigt eine
Niederschrift an und vermerkt in ihr jede Unregelmä-
ßigkeit. Die Niederschrift ist dem gemeinsamen Prü-
fungsausschuss vorzulegen.

§ 23
Mündliche Prüfung

(1) Die mündliche Prüfung besteht aus einem Prü-
fungsgespräch. Sie erstreckt sich auf die im kirchli-
chen Stoffgliederungsplan (Anlage 3) genannten Fä-
cher. Es sollen nicht mehr als sechs Prüfungsteilneh-
mende gleichzeitig geprüft werden. Die mündliche
Prüfung soll für den einzelnen Prüfungsteilnehmen-
den nicht länger als 30 Minuten dauern.
(2) Die oder der Vorsitzende des gemeinsamen Prü-
fungsausschusses bestimmt die Prüferinnen und Prü-
fer. Sie oder er kann auch Lehrkräfte, die nicht Mit-
glied des gemeinsamen Prüfungsausschusses sind, be-
auftragen, Prüfungsfragen zu stellen und Bewertungs-
vorschläge zu machen.
(3) Bei der Beratung des Prüfungsergebnisses dürfen
außer den Mitgliedern des gemeinsamen Prüfungs-
ausschusses die an der mündlichen Prüfung beteiligten
Lehrkräfte beratend teilnehmen sowie eine Vertreterin
oder ein Vertreter der Geschäftsstelle des gemeinsa-
men Prüfungsausschusses anwesend sein.
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§ 24
Täuschungshandlungen und Ordnungsverstöße

(1) Eine Prüfungsteilnehmende oder ein Prüfungsteil-
nehmender, die oder der sich bei der Anfertigung einer
schriftlichen Arbeit ordnungswidrig verhält, kann die
oder der Aufsichtsführende von der Fortsetzung dieser
Arbeit ausschließen. Unternimmt die oder der Prü-
fungsteilnehmende bei der Anfertigung einer schrift-
lichen Arbeit eine Täuschung oder einen Täuschungs-
versuch, so hat die Aufsichtsführung dies in der Nie-
derschrift zu vermerken und den gemeinsamen Prü-
fungsausschuss unverzüglich zu unterrichten.
(2) Über die Folgen einer Täuschung oder eines Täu-
schungsversuchs in der schriftlichen Prüfung oder ei-
nes erheblichen Verstoßes gegen die Ordnung ent-
scheidet der gemeinsame Prüfungsausschuss. Er be-
wertet die vorliegende Arbeit mit der Note „ungenü-
gend“ und dem Punktwert 0. In besonderen Fällen
kann er nach dem Grad der Verfehlung die Wieder-
holung dieser Prüfungsleistung anordnen oder die Prü-
fung für nicht bestanden erklären.
(3) Hat die oder der Prüfungsteilnehmende bei der
schriftlichen Prüfung getäuscht und wird diese Tatsa-
che erst nach Aushändigung des Prüfungszeugnisses
bekannt, so kann der gemeinsame Prüfungsausschuss
die kirchliche Abschlussprüfung nachträglich für
nicht bestanden erklären, jedoch nur innerhalb einer
Frist von einem Jahr nach dem Abschluss der münd-
lichen Prüfung.
(4) Vor Entscheidungen des gemeinsamen Prüfungs-
ausschusses nach Absatz 2 und 3 ist die oder der Prü-
fungsteilnehmende zu hören.
(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten für die mündliche Prü-
fung entsprechend.

§ 25
Besondere Verhältnisse behinderter Menschen

Die Prüfung ist für schwerbehinderte Menschen und
ihnen gleichgestellte Menschen im Verfahrensablauf
im notwendigen Umfang zu erleichtern. Schwerbe-
hinderte Menschen und ihnen gleichgestellte Men-
schen sind auf Antrag die ihrer körperlichen Behinde-
rung angemessenen Erleichterungen zu gewähren. Die
Entscheidung trifft die oder der Vorsitzende des ge-
meinsamen Prüfungsausschusses, dabei dürfen die
fachlichen Anforderungen nicht geringer bemessen
werden.

§ 26
Rücktritt, Nichtteilnahme

(1) Ein Rücktritt von der Prüfung ist nur zu Beginn der
Prüfung und durch schriftliche Erklärung gegenüber
der oder dem Vorsitzenden des gemeinsamen Prü-
fungsausschusses möglich.
(2) Versäumt die oder der Prüfungsteilnehmende ei-
nen Prüfungstermin aus Gründen, die sie oder er nicht
zu vertreten hat, so werden bereits erbrachte selbstän-
dige Prüfungsleistungen anerkannt. Der Grund für das
Versäumen ist der oder dem Vorsitzenden des ge-

meinsamen Prüfungsausschusses unverzüglich mitzu-
teilen und nachzuweisen. Im Krankheitsfall ist die
Vorlage eines ärztlichen Attestes erforderlich. Für die
Fortsetzung der Prüfung findet § 19 Anwendung.
(3) Nimmt die oder der Prüfungsteilnehmende an der
Prüfung oder einzelnen Prüfungsleistungen aus Grün-
den, die sie oder er zu vertreten hat, nicht teil, wird die
Prüfung bzw. die Prüfungsleistung vom gemeinsamen
Prüfungsausschuss mit 0 Punkten bewertet.

§ 27
Bewertungsschlüssel

Die Prüfungsleistungen sind wie folgt zu bewerten:

sehr gut
(1)

= 14 oder 15 Punkte
- eine den Anforderungen in
besonderem Maße entspre-
chende Leistung,

gut
(2)

= 11, 12 oder 13 Punkte
- eine den Anforderungen voll
entsprechende Leistung,

befriedigend
(3)

= 8, 9 oder 10 Punkte
- eine den Anforderungen im
allgemeinen entsprechende
Leistung,

ausreichend
(4)

= 5, 6 oder 7 Punkte
- eine Leistung, die zwar Män-
gel aufweist, aber im Ganzen
den Anforderungen noch ent-
spricht,

mangelhaft
(5)

= 2, 3 oder 4 Punkte
- eine Leistung, die den Anfor-
derungen nicht entspricht, je-
doch erkennen lässt, dass die
notwendigen Grundkenntnisse
vorhanden sind und die Män-
gel in absehbarer Zeit behoben
werden könnten,

ungenügend
(6)

= 0 Punkte oder 1 Punkt
- eine den Anforderungen nicht
entsprechende Leistung, bei
der selbst die Grundkenntnisse
so lückenhaft sind, dass die
Mängel in absehbarer Zeit
nicht behoben werden könn-
ten.

§ 28
Bewertung der schriftlichen Prüfungsarbeiten

(1) Jede Prüfungsarbeit ist von zwei Mitgliedern des
gemeinsamen Prüfungsausschusses, die die oder der
Vorsitzende bestimmt, zu bewerten. An die Stelle ei-
nes der beiden Mitglieder des gemeinsamen Prüfungs-
ausschusses kann auch eine Lehrkraft treten, die nicht
Mitglied des gemeinsamen Prüfungsausschusses ist.
Bei der Bewertung ist die Richtigkeit der Lösung, die
Gliederung der Arbeit, sowie die sprachliche Darstel-
lung zu berücksichtigen.
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(2) Bei abweichender Bewertung entscheidet der ge-
meinsame Prüfungsausschuss endgültig.
(3) Erst nach endgültiger Bewertung sämtlicher Prü-
fungsarbeiten ist die Anonymität (§ 22 Absatz 3) auf-
zuheben.

§ 29
Ergebnis der schriftlichen Prüfung /
Zulassung zur mündlichen Prüfung

(1) Der gemeinsame Prüfungsausschuss entscheidet
nach der schriftlichen Prüfung über die Zulassung zur
mündlichen Prüfung. Die Zulassung ist zu versagen,
wenn der Durchschnittswert der schriftlichen Prü-
fungsarbeiten weniger als 5 Punkte beträgt.
(2) Wird die Zulassung zur mündlichen Prüfung ver-
sagt, so gilt die kirchliche Abschlussteilprüfung als
nicht bestanden.
(3) Der oder dem Prüfungsteilnehmenden sind die
Entscheidung über die Zulassung zur mündlichen Prü-
fung und die Ergebnisse der schriftlichen Prüfungsar-
beiten mitzuteilen.

§ 30
Feststellung des Ergebnisses

der kirchlichen Abschlussteilprüfung
(1) Nach Beendigung der mündlichen Prüfung ent-
scheidet der gemeinsame Prüfungsaus-schuss über das
Gesamtergebnis der kirchlichen Abschlussteilprüfung
(Gesamtnote).
(2) Bei der Ermittlung der Gesamtnote werden die
Durchschnittspunktwerte der folgenden Leistungen
addiert:
a) die schriftlichen Arbeiten der kirchlichen dienst-

begleitenden Unterweisung mit 30 vom Hundert,
b) die schriftlichen Prüfungsarbeiten mit 40 vom

Hundert und
c) die mündliche Prüfung mit 30 vom Hundert.

13,50 - 15,00 Punkte = sehr gut,
10,50 - 13,49 Punkte = gut,
7,50 - 10,49 Punkte = befriedigend,
5,00 - 7,49 Punkte = ausreichend,
1,50 - 4,99 Punkte = mangelhaft,
0,00 - 1,49 Punkte = ungenügend.

Bruchwerte sind bis zur zweiten Dezimalstelle zu er-
rechnen.
(3) Die Gesamtnote bestimmt sich nach dem nach Ab-
satz 2 errechneten Punktwert wie folgt:
(4) Die kirchliche Abschlussteilprüfung ist bestanden,
wenn die oder der Prüfungsteilnehmende als Gesamt-
note mindestens 5 Punkte erhalten hat und der Durch-
schnittswert der mündlichen Prüfung mindestens 5
Punkte beträgt.
(5) Das Prüfungsergebnis ist der oder dem Prüfungs-
teilnehmenden durch die Vorsitzende oder den Vor-

sitzenden des gemeinsamen Prüfungsausschusses un-
mittelbar mündlich mitzuteilen.
(6) Über die Prüfung ist für jede Prüfungsteilnehmen-
de oder jeden Prüfungsteilnehmenden eine Nieder-
schrift zu fertigen. Die Niederschrift ist von der oder
dem Vorsitzenden und einem weiteren Mitglied des
gemeinsamen Prüfungsausschusses zu unterzeichnen.
Sie ist zusammen mit den Prüfungsarbeiten und der
Niederschrift über die mündliche Prüfung beim jewei-
ligen Landeskirchenamt mindestens zehn Jahre lang
aufzubewahren.

§ 31
Zeugnis der kirchlichen Abschlussteilprüfung

(1) Über die bestandene kirchliche Abschlussteilprü-
fung erhält die oder der Prüfungsteilnehmende ein
Prüfungszeugnis mit folgendem Inhalt:
- die Bezeichnung „Prüfungszeugnis über die

kirchliche Abschlussteilprüfung“,
- die Personalien der oder des Prüfungsteilneh-

menden (Name, Vorname, Geburtsdatum),
- die Gesamtnote der kirchlichen Abschlussteil-

prüfung,
- das Datum des Bestehens der kirchlichen Ab-

schlussteilprüfung,
- die Unterschrift der oder des Vorsitzenden des

gemeinsamen Prüfungsausschusses mit dem Sie-
gel der EKiR.

Eine Ausfertigung des Prüfungszeugnisses ist der oder
dem Ausbildenden und dem jeweiligen Landeskir-
chenamt zu übersenden.
(2) Bei nicht bestandener Prüfung erhalten die oder der
Prüfungsteilnehmende und die gesetzliche Vertreterin
oder der gesetzliche Vertreter einen schriftlichen Be-
scheid. Darin ist anzugeben, welche Prüfungsleistun-
gen in einer Wiederholungsprüfung nicht mehr wie-
derholt werden müssen. Eine Ausfertigung des Be-
scheids ist der oder dem Ausbildenden und dem je-
weiligen Landeskirchenamt zu übersenden.
(3) Auf die besonderen Bestimmungen der Wiederho-
lungsprüfung gemäß § 32 ist hinzuweisen.
(4) Die schriftlichen Prüfungsarbeiten bleiben bei den
Prüfungsakten. Die oder der Prüfungsteilnehmende
kann die Prüfungsarbeiten und ihre Bewertungen in-
nerhalb eines Jahres nach Abschluss der mündlichen
Prüfung bei der Geschäftsstelle des gemeinsamen Prü-
fungsausschusses der EKiR unter Aufsicht einsehen.
Nach Ablauf der Jahresfrist sind die Prüfungsakten
dem jeweiligen Landeskirchenamt zur weiteren Auf-
bewahrung zuzuleiten.

§ 32
Wiederholungsprüfung

(1) Eine nicht bestandene Abschlussprüfung kann in-
nerhalb eines Jahres zweimal wiederholt werden. § 21
gilt entsprechend. Von der Jahresfrist in Satz 1 kann
die oder der Vorsitzende des gemeinsamen Prüfungs-
ausschusses in begründeten Fällen abweichen.
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(2) In einer Wiederholungsprüfung ist die oder der
Prüfungsteilnehmende auf Antrag von der Prüfung in
einzelnen Bereichen zu befreien, wenn ihre oder seine
Leistungen in diesen Prüfungsbereichen bei der zu-
rückliegenden Prüfung mit mindestens „ausreichend“
(5 Punkte) bewertet wurden.

V. Abschnitt
Abschlusszeugnis

§ 33
Abschlusszeugnis

(1) Die Ausbildung zu oder zum Verwaltungsfachan-
gestellten - Fachrichtung Kirchenverwaltung in den
Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land - ist abgeschlossen, wenn die oder der Auszubil-
dende die kommunale Abschlussprüfung und die
kirchliche Abschlussteilprüfung bestanden hat. Die
Feststellung über den Abschluss der Ausbildung trifft
der gemeinsame Prüfungsausschuss.
(2) Die Abschluss-Gesamtnote wird aus dem Mittel
der Punktwerte (einschließlich der zwei Dezimalstel-
len) des kommunalen Abschlusszeugnisses und des
kirchlichen Prüfungszeugnisses der Abschlussteilprü-
fung gebildet.
(3) Nach Abschluss der Ausbildung erhält die oder der
Prüfungsteilnehmende das Abschlusszeugnis nach §
37 Absatz 2 Berufsbildungsgesetz mit folgendem In-
halt:
- die Bezeichnung „Abschlusszeugnis über die

Ausbildung zur / zum Verwaltungsfachangestell-
ten - Fachrichtung Kirchenverwaltung in den
Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in
Deutschland -“,

- die Personalien der oder des Ausgebildeten
(Name, Vorname, Geburtsdatum),

- den Hinweis auf das Ergebnis der kommunalen
Abschlussprüfung und der kirchlichen Ab-
schlussteilprüfung,

- die Abschluss-Gesamtnote,
- das Datum des Bestehens des zuletzt bestandenen

Teils der Abschlussprüfung,
- die Unterschrift der oder des Vorsitzenden des

gemeinsamen Prüfungsausschusses mit dem Sie-
gel der EKiR.

Eine Ausfertigung des Abschlusszeugnisses ist der
oder dem Ausbildenden und dem jeweiligen Landes-
kirchenamt zu übersenden.
(4) Hat die oder der Auszubildende nur die kommu-
nale Abschlussprüfung bestanden, so richtet sich die
Befugnis zur Verwendung des Prüfungszeugnisses
über den Ausbildungsberuf Verwaltungsfachange-
stellte / Verwaltungsfachangestellter im Lande Nord-
rhein-Westfalen - Fachrichtung Kommunalverwal-
tung - nach den staatlichen Bestimmungen.

VI. Abschnitt
Rechtsbehelf

§ 34
Rechtsbehelf

(1) Gegen Entscheidungen, die unmittelbar auf Grund
dieser Ausbildungs- und Prüfungsordnung ergehen,
kann innerhalb eines Monats beim gemeinsamen Prü-
fungsausschuss schriftlich Widerspruch eingelegt
werden. Der Widerspruch ist nur zulässig, wenn
Rechtsverstöße geltend gemacht werden, die das Ge-
samtergebnis der kirchlichen Abschlussteilprüfung
oder das Ergebnis der Abschluss-Gesamtnote bestim-
men können. Hilft der gemeinsame Prüfungsaus-
schuss dem Widerspruch nicht ab, entscheidet über
den Widerspruch ein Beschwerdeausschuss, der beim
Landeskirchenamt der EKiR errichtet wird.
(2) In den Beschwerdeausschuss werden von den Kir-
chenleitungen der EKiR und der EKvW je zwei Mit-
glieder und von dem Landeskirchenrat der LLK ein
Mitglied für die Dauer von fünf Jahren berufen. Für
den Vorsitz und den stellvertretenden Vorsitz ist ein
Mitglied zu berufen, das die Befähigung zum Rich-
teramt besitzt. Für jedes Mitglied wird ein stellvertre-
tendes Mitglied bestellt. Sind in einer Sitzung der Vor-
sitz und seine Stellvertretung nicht anwesend, über-
nimmt ein Mitglied des Beschwerdeausschusses den
Vorsitz, das die Befähigung zum Richteramt besitzt.
(3) Der Beschwerdeausschuss ist beschlussfähig,
wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend ist.
Er entscheidet mit der Mehrheit der Stimmen seiner
anwesenden Mitglieder.
(4) Gegen Entscheidungen des Beschwerdeausschus-
ses kann innerhalb eines Monats nach Zustellung die
Verwaltungskammer der EKiR angerufen werden.
(5) Die Geschäftsführung des Beschwerdeausschusses
wird vom Landeskirchenamt der EKiR wahrgenom-
men.

VII. Abschnitt
Schlussbestimmungen

§ 35
Inkrafttreten, Außerkrafttreten,

Übergangsregelung
(1) Diese Ausbildungs- und Prüfungsordnung tritt am
1. August 2014 in Kraft. Gleichzeitig treten die Ver-
ordnung über die Ausbildung und Prüfung zum Ver-
waltungsfachangestellten / zur Verwaltungsfachange-
stellten in der Evangelischen Kirche im Rheinland -
Fachrichtung Kirchenverwaltung in den Gliedkirchen
der Evangelischen Kirche in Deutschland - APrVo
KVfA) vom 11. Juni 1999 (KABl. S. 191) und die
Ausbildungs- und Prüfungsordnung für den Beruf des
Verwaltungsfachangestellten - Fachrichtung Kirchen-
verwaltung der Evangelischen Kirche von Westfalen
- (APrO VfAFK) vom 8. August 1994 (KABl. 1994 S.
122) außer Kraft.
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(2) Auf Berufsausbildungen, die vor Inkrafttreten die-
ser Ausbildungs- und Prüfungsordnung begonnen ha-
ben, sind die bisherigen Vorschriften weiter anzuwen-
den.
(3) Die Anlagen dieser Ausbildungs- und Prüfungs-
ordnung können von den Landeskirchenämtern ge-
meinsam geändert werden.
(4) Die Landeskirchenämter können gemeinsam Ver-
waltungsvorschriften einschließlich Regelungen über
die Kostentragung erlassen.

Düsseldorf, 19. September 2014
Evangelische Kirche im Rheinland
Die Kirchenleitung

Bielefeld, 18. September 2014
Evangelische Kirche von Westfalen
Die Kirchenleitung

Detmold, 23. September 2014
Lippische Landeskirche
Der Landeskirchenrat
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Anlage 2
zur Ausbildungs- und Prüfungsordnung

für den Ausbildungsberuf zur / zum Verwaltungsfachangestellten
- Fachrichtung Kirchenverwaltung in den Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland -

der Evangelischen Kirche im Rheinland, der Evangelischen Kirche von Westfalen und der Lippischen
Landeskirche

(APO VfAFK RWL)

Ausbildungsrahmenplan
für den Ausbildungsberuf zur / zum Verwaltungsfachangestellten

- Fachrichtung Kirchenverwaltung in den Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland -
der Evangelischen Kirche im Rheinland, der Evangelischen Kirche von Westfalen und der Lippischen

Landeskirche
- sachliche Gliederung -

Abschnitt I:
Gemeinsame Fertigkeiten und Kenntnisse

Lfd.
Nr.

Teil des
Ausbildungsberufsbildes

zu vermittelnde
Fertigkeiten und Kenntnisse

1 Der Ausbildungsbetrieb
1.1 Struktur, Stellung und Aufga-

ben des Ausbildungsbetriebs
a) Stellung und Aufgaben des Ausbildungsbetriebs im Gesamtsys-

tem der öffentlichen Verwaltung beschreiben
b) Rechtsform und Aufbau des Ausbildungsbetriebs erläutern
c) Zusammenarbeit des Ausbildungsbetriebs mit Behörden, Wirt-

schaftsorganisationen und Organisationen der Arbeitgeber und
Arbeitnehmer darstellen

1.2 Berufsbildung a) Rechte und Pflichten aus dem Ausbildungsverhältnis feststellen
und Aufgaben der Beteiligten im dualen System beschreiben

b) Zusammenhänge zwischen der Ausbildungsordnung und dem
betrieblichen Ausbildungsplan darstellen

c) Notwendigkeit und Möglichkeiten beruflicher Fortbildung so-
wie deren Nutzen für die persönliche und berufliche Entwicklung
aufzeigen

d) Bedeutung, Zusammensetzung und Aufgabenstellung der Per-
sonalvertretung im Ausbildungsbetrieb darstellen

e) Mitbestimmungs- und Mitwirkungsrechte betriebsverfassungs-
rechtlicher oder personalvertretungsrechtlicher Organe erläutern

1.3 Sicherheit und Gesundheits-
schutz bei der Arbeit

a) Gefährdung von Sicherheit und Gesundheit am Arbeitsplatz fest-
stellen und Maßnahmen zu ihrer Vermeidung ergreifen

b) berufsbezogene Arbeitsschutz- und Unfallverhütungsvorschrif-
ten anwenden

c) Verhaltensweisen bei Unfällen beschreiben sowie erste Maß-
nahmen einleiten

d) Vorschriften des vorbeugenden Brandschutzes anwenden; Ver-
haltensweisen bei Bränden beschreiben und Maßnahmen zur
Brandbekämpfung ergreifen
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1.4 Umweltschutz Zur Vermeidung betriebsbedingter Umweltbelastungen im berufli-
chen Einwirkungsbereich beitragen, insbesondere
a) mögliche Umweltbelastungen durch den Ausbildungsbetrieb

und seinen Beitrag zum Umweltschutz an Beispielen erklären
b) für den Ausbildungsbetrieb geltende Regelungen des Umwelt-

schutzes anwenden
c) Möglichkeiten der wirtschaftlichen und umweltschonenden

Energie- und Materialverwaltung nutzen
d) Abfälle vermeiden, Stoffe und Materialien einer umweltschon-

enden Entsorgung zuführen
2 Arbeitsorganisation und büro-

wirtschaftliche Abläufe
a) Dienst- und Geschäftsordnungen sowie ergänzende Vorschriften

anwenden
b) Schriftgut verfassen und verwalten, Posteingang und -ausgang

bearbeiten
c) betriebliche Arbeits- und Organisationsmittel wirtschaftlich ein-

setzen
d) persönliche Arbeitsorganisation rationell und zweckmäßig ge-

stalten
e) Fachliteratur und andere Informationsmittel nutzen
f) Lern- und Arbeitsmethoden aufgabenorientiert einsetzen
g) Daten beschaffen, aufbereiten und auswerten
h) Termine planen, Fristen überwachen und erforderliche Maßnah-

men einleiten
3 Informations- und Kommunika-

tionssysteme
a) Organisation der Informations- und Kommunikationssysteme

des Ausbildungsbetriebs beschreiben
b) Informations- und Kommunikationssysteme aufgabenorientiert

einsetzen
c) Auswirkungen der im Ausbildungsbetrieb eingesetzten Informa-

tions- und Kommunikationssysteme auf Arbeitsabläufe, -bedin-
gungen und -anforderungen aufzeigen

d) Regelungen zur Datensicherheit anwenden, Daten sichern und
pflegen

e) Regelungen zum Datenschutz anwenden
4 Kommunikation und Koopera-

tion
a) externe und interne Dienstleistungen auf der Grundlage des Qua-

litätsmerkmals der Bürger- und Kundenorientierung erbringen
b) Grundsätze und Formen der Kommunikation und Kooperation

in unterschiedlichen Situationen anwenden
c) Kommunikation unter Beachtung rechtlicher, wirtschaftlicher

und formaler Anforderungen ziel-, adressaten- und situationsge-
recht gestalten

d) zur Vermeidung von Kommunikationsstörungen beitragen
e) Lösungsmöglichkeiten für Konfliktsituationen aufzeigen
f) Wirkungen des eigenen Handelns auf Betroffene und auf die Öf-

fentlichkeit bewerten
5 Verwaltungsbetriebswirtschaft
5.1 Betriebliche Organisation a) Zusammenhänge zwischen Aufgaben, Aufbauorganisation, Ent-

scheidungsstrukturen und Ablaufplanung des Ausbildungsbe-
triebs darstellen

b) betriebliche Organisationsvorgaben in Arbeitsabläufen umset-
zen
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5.2 Haushaltswesen a) Ziele und Notwendigkeit der Haushalts- und Wirtschaftsplanung
begründen

b) bei der Aufstellung des Haushalts- oder Wirtschaftsplanes mit-
wirken

c) Haushaltsmittel unter Berücksichtigung von Möglichkeiten des
flexiblen Mitteleinsatzes bewirtschaften

d) Haushaltsgrundsätze anwenden
e) Rechnungen prüfen, Kassenanordnungen fertigen
f) Voraussetzungen für Stundung, Niederschlagung und Erlass von

Forderungen prüfen
g) Zahlungsvorgänge bearbeiten

5.3 Rechnungswesen a) Zweck und Aufbau der Kosten- und Leistungsrechnung im Aus-
bildungsbetrieb erläutern

b) Kosten und Leistungen erfassen und berechnen
c) doppelte und kameralistische Buchführung unterscheiden, Bu-

chungsvorgänge bearbeiten
d) betriebstypische Wirtschaftlichkeitsberechnungen durchführen
e) Aufgaben des Controllings als Informations- und Steuerungsin-

strument am Beispiel des Ausbildungsbetriebs beschreiben
5.4 Beschaffung a) Beschaffungsgrundsätze anwenden

b) Sachgüter beschaffen und bewirtschaften
6 Personalwesen a) Ausbildungs-, Arbeits- und Dienstverhältnisse hinsichtlich

Rechtsgrundlagen, Art, Begründung und Beendigung unter-
scheiden

b) Vorgänge im Zusammenhang mit der Einstellung und dem Aus-
scheiden von Beschäftigten bearbeiten

c) Vorgänge im Zusammenhang mit Arbeits- und Fehlzeiten bear-
beiten

d) Vorgänge im Zusammenhang mit personellen Veränderungen,
insbesondere Höhergruppierungen und Umsetzungen bearbeiten

e) Vergütungen berechnen
f) Arbeitnehmerschutzgesetze anwenden
g) Beteiligungsrechte bei der Personalsachbearbeitung beschreiben
h) Ziele und Instrumente der Personalentwicklung beschreiben

7 Allgemeines Verwaltungsrecht
und Verwaltungsverfahren

a) Rangordnung von Rechtsquellen beachten
b) Rechtsgrundsätze des Verwaltungshandelns anwenden
c) Grundsätze des Verwaltungsverfahrens anwenden
d) Verwaltungsakte vorbereiten und entwerfen
e) Rücknahme und Widerruf von Verwaltungsakten prüfen
f) Widersprüche auf Form und Fristeinhaltung prüfen
g) förmliche Zustellung veranlassen
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Abschnitt II:
Kirchenverwaltung in den Gliedkirchen der Ev. Kirche in Deutschland

Lfd.
Nr.

Teil des
Ausbildungsberufsbildes

zu vermittelnde
Fertigkeiten und Kenntnisse

1 Leben und Lehre der Kirche a) Biblisches Grundwissen vermitteln, das ev. Schriftverständnis
und die Bedeutung der Bekenntnisbindung darstellen

b) Auftrag und Aufgaben der Kirche in der Gesellschaft erläutern
c) Ämter, Dienste und Werke in Kirche, Diakonie und Mission dar-

stellen
d) Wohlfahrtspflege kirchlicher und nicht kirchlicher Träger be-

schreiben
e) Gottesdienst und Amtshandlungen als Lebensäußerung der Kir-

che darstellen
f) Formen örtlicher und überörtlicher ökumenischer Zusammenar-

beit nennen
2 Kirchliches Verfassungs- und

Organisationsrecht
a) Entstehung und geschichtliche Entwicklung der Landeskirche

darstellen
b) Organisation und Aufgaben, Organe und Dienste der Kirchen-

gemeinden, Kirchenkreise, Verbände nach dem Verbandsgesetz
und der Landeskirche darstellen

c) Organisation und Aufgaben der Diakonie und Mission beschrei-
ben

d) Ablauf des Gesetzgebungsverfahrens erläutern
e) Rechtsnormen nach ihrer Rechtsqualität unterscheiden
f) Aufbau und Zuständigkeit kirchlicher Gerichte erklären
g) Organisation und Aufgabe der EKD, der UEK und sonstiger

kirchlicher Zusammenschlüsse darstellen
h) Das Verhältnis von Staat und Kirche nach Grundgesetz, Lan-

desverfassung und Staatskirchenverträgen erläutern; Beispiele
des Zusammenwirkens auf Landes- und Kommunalebene nen-
nen

3 Kirchliches Verwaltungsrecht a) Verwaltungsmaßnahmen dem nicht förmlichen oder einem
förmlichen Verwaltungsverfahren zuordnen sowie unter den Be-
griff des Verwaltungsaktes subsumieren

b) Fälle der Beteiligung kirchlicher Organe und anderer Stellen
nennen

c) Bei Aufnahme von Anträgen und Niederschriften sowie bei Fris-
tenüberwachung, Zustellung und Beglaubigung mitwirken

d) Zweck, Umfang und Mittel der Aufsichtsführung nennen
e) Verfahren bei der Überprüfung von Verwaltungsakten durch die

Behörde oder das zuständige Gericht erläutern
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4 Kirchliches Dienst- und Ar-
beitsrecht

a) Kirchenspezifische Regelungen im Dienstrecht der Pfarrer und
Kirchenbeamten nennen

b) Die kirchenspezifische Form des Zustandekommens von Ar-
beitsrechtsregelungen darstellen und kirchenspezifische Rege-
lungen im Arbeitsrecht nennen

c) Besondere Regelungen für kirchliche Berufe in Grundlagen dar-
stellen, z. B. Pfarrer, Kirchenmusiker Küster, Mitarbeiter in Ver-
kündigung, Unterweisung, Seelsorge und Diakonie

d) Kirchliche Sonderregelungen für nebenberufliche (teilzeitbe-
schäftigte) Mitarbeiter darstellen

5 Kirchliches Finanzwesen a) Rechtsgrundlagen für die Erhebung von Kirchensteuern und be-
sonderem Kirchgeld sowie für das Einwerben von allgemeinem
Kirchengeld

b) Steuerfestsetzungs- und Steuerhebungsverfahren anhand von
Beispielen erklären

c) Begründung und Beendigung der Kirchensteuerpflicht darlegen
d) Die Finanzverfassung der jeweiligen Landeskirchen (Kirchen-

steuerverteilung) darstellen und Ziele der Finanzplanung erläu-
tern

e) Andere kirchenspezifische Einnahmen (Kollekten, Sammlun-
gen, Gaben, Gebühren, Beiträge, Nutzungs- und Leistungsent-
gelte) und damit zusammenhängende Rechtsfragen

f) Bei der Vorbereitung und Abwicklung von Darlehnsaufnahmen
mitwirken, Rechtsvorschriften kennen lernen

g) Zweckbestimmung und Aufgabe kirchlichen Vermögens (Allg.
Zweckbestimmung und besondere Zweckbindungen, Finanz-
und Verwaltungsvermögen) erklären

h) Darstellung der Verwaltung kirchlicher Einrichtungen (z. B.
Kindergärten, Diakoniestationen, Alteneinrichtungen, Ferien-
und Freizeitstätten) in Grundzügen, Einblicknahme bzw. prakti-
sche Mitarbeit bei den laufenden Geschäften

6 Kirchliches Personenstands-
und Meldewesen

a) Die Kirchenmitgliedschaft (Kirchl. Mitgliedschaftsrecht, Staatl.
Austrittsrecht) und die damit verbundenen Rechte und Pflichten
erläutern

b) Das Kirchenbuch- und Registerwesen darstellen
c) Bei der Führung von Kirchenbüchern und -registern sowie bei

der Erstellung von Auszügen und Bescheinigungen mitwirken,
Gebührenregelungen etc. darstellen

d) Die Bestimmungen über kirchl. Amtshandlungen (Taufe, Kon-
firmation, Trauung, Bestattung) darstellen

e) Bei der Führung von Gemeindegliederkarteien (-dateien) mit-
wirken
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7 Kirchliches Grundstücks-, Bau-
und Friedhofswesen

a) Grundsätze der Grundstücksverwaltung erklären
b) Bei der Vorbereitung und Durchführung von Grundstücksver-

trägen mitwirken; Genehmigungsverfahren darstellen
c) Grundbesitznachweis führen
d) Grundzüge des Grundbuch- und Katasterwesens erläutern
e) Ablauf der Planung und Durchführung von Baumaßnahmen an

Beispielen erläutern, bei der Aufstellung von Kosten- und Fi-
nanzierungsplänen und der Erstellung der Schlussabrechnung
mitwirken

f) Wichtige staatliche und kirchliche Baubestimmungen nennen
g) Aufgaben der Kunst- und Denkmalspflege darlegen
h) Grundzüge des Friedhofsrechts anhand von Friedhofssatzung

und
-gebührenordnung erläutern

8 Fallbezogene praktische
Rechtsanwendung in Aufgaben-
gebieten der ausbildenden Stelle

a) Die Bestandteile eines Rechtssatzes (Tatbestand, Rechtsfolge)
erklären und unterscheiden

b) Bestimmte und unbestimmte Rechtsbegriffe erklären
c) Folgen der möglichen Formen der Verknüpfung zwischen Tat-

bestand und Rechtsfolge (ist, soll, kann) darstellen
d) Ausgangspunkt der Rechtsanwendung (Maßnahme, Antrag) und

Rechtsfolgen darstellen
e) Sachverhalt ermitteln und auf rechtserhebliche Tatsachen unter-

suchen
f) Konkreten Tatbestand in die einzelnen Tatbestandsmerkmale

(alternativ, kumulativ) aufgliedern
g) Rechtserhebliche Tatsachen den Tatbestandsmerkmalen zuord-

nen
h) Verhältnis mehrerer gesetzlicher Anspruchsgrundlagen zueinan-

der (allgemeine Vorschriften und Spezialvorschriften) darstellen

- zeitliche Gliederung -
(auf § 10 APO VfAFK RWL, besonders auf S. 2, wird

hingewiesen)

Erstes Ausbildungsjahr
(1) In einem Zeitraum von insgesamt drei bis vier Mo-
naten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und
Kenntnisse gemäß Abschnitt I der Berufsbildpositio-
nen
1.1 Struktur, Stellung und Aufgaben des Aus-

bildungsbetriebes,
1.2 Berufsbildung,
1.3 Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der

Arbeit,
2 Arbeitsorganisation und bürowirtschaftli-

che Abläufe, Lernziele a bis d,
4 Kommunikation und Kooperation, Lernzie-

le b bis d
zu vermitteln.

(2) In einem Zeitraum von drei bis sechs Monaten sind
schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und Kenntnisse
gemäß Abschnitt I der Berufsbildpositionen
2 Arbeitsorganisation und bürowirtschaftli-

che Abläufe, Lernziele e und f,
3 Informations- und Kommunikationssyste-

me,
5.2 Haushaltswesen
zu vermitteln und im Zusammenhang damit die Ver-
mittlung der Fertigkeiten und Kenntnisse der Berufs-
bildposition
2 Arbeitsorganisation und bürowirtschaftli-

che Abläufe, Lernziele c und d
fortzuführen.
(3) In einem Zeitraum von drei bis fünf Monaten sind
schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und Kenntnisse
gemäß Abschnitt I der Berufsbildpositionen
1.4 Umweltschutz,
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2 Arbeitsorganisation und bürowirtschaftli-
che Abläufe, Lernziele g und h,

5.4 Beschaffung
zu vermitteln und im Zusammenhang damit die Ver-
mittlung der Fertigkeiten und Kenntnisse der Berufs-
bildpositionen
1.3 Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der

Arbeit,
2 Arbeitsorganisation und bürowirtschaftli-

che Abläufe, Lernziele c und d,
3 Informations- und Kommunikationssyste-

me
fortzuführen.

Zweites Ausbildungsjahr
(1) In einem Zeitraum von zwei bis vier Monaten sind
schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und Kenntnisse
gemäß Abschnitt I der Berufsbildposition
5.3 Rechnungswesen, Lernziele a, c und d
zu vermitteln und im Zusammenhang damit die Ver-
mittlung der Fertigkeiten und Kenntnisse der Berufs-
bildpositionen
2 Arbeitsorganisation und bürowirtschaftli-

che Abläufe, Lernziele c und d,
3 Informations- und Kommunikationssyste-

me,
5.4 Beschaffung
fortzuführen.
(2) In einem Zeitraum von vier bis sechs Monaten sind
schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und Kenntnisse
gemäß Abschnitt I der Berufsbildpositionen
4 Kommunikation und Kooperation, Lernzie-

le a, e und f,
6 Personalwesen
zu vermitteln und im Zusammenhang damit die Ver-
mittlung der Fertigkeiten und Kenntnisse der Berufs-
bildposition
3 Informations- und Kommunikationssyste-

me
fortzuführen.
(3) In einem Zeitraum von drei bis fünf Monaten sind
schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und Kenntnisse
gemäß Abschnitt I der Berufsbildposition
7 Allgemeines Verwaltungsrecht und Ver-

waltungsverfahren
zu vermitteln und im Zusammenhang damit die Ver-
mittlung der Fertigkeiten und Kenntnisse der Berufs-
bildpositionen
1.3 Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der

Arbeit,
1.4 Umweltschutz,
2 Arbeitsorganisation und bürowirtschaftli-

che Abläufe,

3 Informations- und Kommunikationssyste-
me

fortzuführen.

Drittes Ausbildungsjahr
(1) In einem Zeitraum von insgesamt zwei bis vier
Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und
Kenntnisse gemäß Abschnitt I und II der Berufsbild-
positionen
I.5.1 Betriebliche Organisation,
I.5.3 Rechnungswesen, Lernziele b und e,
II.1 Leben und Lehre der Kirche
II.6 Kirchliches Personenstands- und Meldewe-

sen
II.7 Kirchliches Grundstück-, Bau- und Fried-

hofswesen
zu vermitteln und im Zusammenhang damit die Ver-
mittlung der Fertigkeiten und Kenntnisse der Berufs-
bildpositionen
I.1.4 Umweltschutz,
I.2 Arbeitsorganisation und bürowirtschaftli-

che Abläufe,
I.3 Informations- und Kommunikationssyste-

me
fortzuführen.
(2) In einem Zeitraum von insgesamt drei bis fünf
Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und
Kenntnisse gemäß Abschnitt I und II der Berufsbild-
position
II.2 Kirchliches Verfassungs- und Organisati-

onsrecht
II.3 Kirchliches Verwaltungsrecht
zu vermitteln und im Zusammenhang damit die Ver-
mittlung der Fertigkeiten und Kenntnisse der Berufs-
bildpositionen
I.3 Informations- und Kommunikationssyste-

me,
I.4 Kommunikation und Kooperation,
I.7 Verwaltungsverfahren,
fortzuführen.
(3) In einem Zeitraum von insgesamt vier bis sechs
Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und
Kenntnisse gemäß Anlage 1 der Berufsbildposition
II.4 Kirchliches Dienst- und Arbeitsrecht
II.5 Kirchliches Finanzwesen
II.8 Fallbezogene praktische Rechtsanwendung

in Aufgabengebieten der ausbildenden Stel-
le

zu vermitteln und im Zusammenhang damit die Ver-
mittlung der Fertigkeiten und Kenntnisse der Berufs-
bildpositionen
I.3 Informations- und Kommunikationssyste-

me,
I.4 Kommunikation und Kooperation,
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I.6 Personalwesen,
II.2 Kirchliches Verfassungs- und Organisati-

onsecht

II.3 Kirchliches Verwaltungsrecht
fortzuführen.

Anlage 3
zur Ausbildungs- und Prüfungsordnung

für den Ausbildungsberuf zur / zum Verwaltungsfachangestellten
- Fachrichtung Kirchenverwaltung in den Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland -

der Evangelischen Kirche im Rheinland, der Evangelischen Kirche von Westfalen und der Lippischen
Landeskirche

(APO VfAFK RWL)
Stoffgliederungsplan

für die dienstbegleitende Unterweisung des kirchli-
chen Teils der Ausbildung zur / zum Verwaltungs-
fachangestellten
- Fachrichtung Kirchenverwaltung in den Gliedkir-
chen der Evangelischen Kirche in Deutschland -
der Evangelischen Kirche im Rheinland, der Evange-
lischen Kirche in Westfalen und der Lippischen Lan-
deskirche
Vorbemerkungen:
Gem. § 12 Abs.3 Ausbildung- und Prüfungsordnung
für den Ausbildungsberuf zur / zum Verwaltungsfach-
angestellten - Fachrichtung Kirchenverwaltung in den
Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land - der Evangelischen Kirche im Rheinland, der
Evangelischen Kirche in Westfalen und der Lippi-
schen Landeskirche (APO VfAFK RWL) haben die
Landeskirchen gemeinsam den nachfolgenden Stoff-
gliederungsplan für die dienstbegleitende Unterwei-
sung des kirchlichen Teils der Ausbildung erlassen.
Sie haben ferner die Durchführung der dienstbeglei-
tenden Unterweisung in zentraler Form angeordnet.
Die dienstbegleitende Unterweisung dient der weite-
ren Ergänzung und Vertiefung der praktischen Be-
rufsausbildung. Die in der Ausbildung zu vermitteln-
den Kenntnisse und Fertigkeiten sind im Ausbildungs-
rahmenplan festgelegt, der als Anlage 2 zur APO
VfAFK RWL erlassen worden ist. Die Inhalte des
Stoffgliederungsplans sind mit denen des Ausbil-
dungs-rahmenplans sowie des Rahmenlehrplans für
den berufsbezogenen Unterricht des Berufskollegs
und des Bergischen Studieninstitut Wuppertal abge-
stimmt.
Die Lehrkräfte der dienstbegleitenden Unterweisung
sind gehalten, die grundlegenden Verschiedenheiten
der drei beteiligten Landeskirchen im Unterricht zu
vermitteln.
Die Anfertigungszeit für die vorgeschriebenen Klau-
suren beträgt jeweils 90 Minuten.
Fach 1
Lehre von der Kirche / Kirchliche Lebensordnung und
Grundzüge der Diakonie
26 Unterrichtsstunden
--- Klausuren
Zielformulierung:
Die Auszubildenden kennen das Wesen und den Auf-
trag der Kirche und können einen Kontext zu ihrem
Dienst in der Kirchlichen Verwaltung herstellen.

Inhalte:
1. Die Bibel
2. Bekenntnisse, Bekenntnisstand
3. Die Grundartikel der Kirchenordnung
4. Gottesdienst und Sakramente
5. Die Gemeinde, besonders Pfarrerin / Pfarrer und

weitere Mitarbeitende
6. Die Kirche
7. Das Evangelische Gesangbuch
8. Zeiten und Feste des Kirchenjahres
9. Grundzüge der Konfessionskunde (evangelisch /

katholisch)
Fach 2
Kirchliches Verfassungsrecht / Kirchliches Verwal-
tungsrecht
56 Unterrichtsstunden
2 Klausuren
(davon kann eine Klausur Teile aus den Themenbe-
reichen Nr. 7 - 10 enthalten)
Zielformulierung:
Die Auszubildenden können die Evangelische Kirche
im Rheinland, die Ev. Kirche von Westfalen und die
Lippische Kirche in staatliche und kirchliche Rechts-
systeme und Strukturen einordnen. Sie können Aufbau
und Organisation der verschiedenen Ebenen der je-
weiligen Landeskirche beschreiben und kennen die
Aufgaben und Arbeitsweisen der unterschiedlichen
Organe.
Die Auszubildenden können das Kirchenmitglied-
schaftsrecht und die Bestimmungen über die Mitwir-
kungsmöglichkeiten der Gemeindeglieder fallbezo-
gen anwenden.
Sie kennen den Auftrag der Kirche und Diakonie und
die verschiedenen Organisations- und Rechtsformen,
in denen diese Aufträge erfüllt werden.
Inhalte:

1. Grundlagen
2. Kirchengemeinde
3. Kirchenkreis
4. Kirchliche Verbände
5. Landeskirche
6. EKD / UEK, weitere Zusam-

menschlüsse
_______________________ 44 U-Stunden
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7. Kirchenmitgliedschaft
8. Meldewesen
9. Grundzüge des Kirchenbuch-

wesens
10. Datenschutz

_______________________ 12 U-Stunden

Fach 3
Kirchliches Finanzwesen
110 Unterrichtsstunden
2 Klausuren
Zielformulierung:
Die Auszubildenden kennen die Grundzüge des kirch-
lichen Finanz-, Haushalts- und Kassenwesens ein-
schließlich des kirchlichen Steuerrechts. Sie können
dieses Grundwissen fallbezogen in der Praxis anwen-
den. Außerdem können Sie das kirchliche Finanzwe-
sen in den Gesamtzusammenhang der staatlichen und
kirchlichen Rechtssysteme einordnen.
Inhalte:

1. Kirchliches Finanzwesen 70 U-Stunden
2. Kirchensteuerwesen 20 U-Stunden
3. Immobilienwirtschaft 20 U-Stunden

Fach 4
Kirchliches Personalwesen
50 Unterrichtsstunden
1 Klausur
Zielformulierung:
Die Auszubildenden kennen die Besonderheiten des
kirchlichen Arbeitsrechts. Sie können die Bestimmun-
gen des kirchlichen Dienst- und Vergütungsrechts
fallbezogen anwenden und Personalfälle von der Vor-
bereitung einer Einstellung bis zur Zahlbarmachung
der Bezüge selbständig bearbeiten.
Inhalte:

1. Kirchliche Arbeitsrechtsset-
zung (Dritter Weg)

2. Besonderheiten des BAT-KF
3. Besonderheiten im Vergü-

tungsrecht
4. Besondere Regelungen für

bestimmte Gruppen von Mit-
arbeitenden

5. Weitere kirchliche Rechts-
grundlagen des Arbeitsrechts

6. Mitarbeitervertretungsrecht
7. Pfarrdienstrecht / Kirchliches

Beamtenrecht - Grundlagen

XXIX.
Verordnung

zur Regelung des Siegelwesens in der
Lippischen Landeskirche

- Siegelordnung -
vom 23. September 2014

(Ges. u. VOBl. Bd. 8 S. 43)
Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland hat
die nachstehenden Richtlinien für das Siegelwesen er-
lassen (s. EKD-Amtsblatt 1/1966), die gemäß Artikel
106 Ziffer 13 der Verfassung der Landeskirche durch
Beschluss des Lippischen Landeskirchenrates vom
28. September 1983 für den Bereich der Lippischen
Landeskirche unter Hinzufügung von Ausführungs-
bestimmungen übernommen werden.

Anlage 2
Zur Ausführung der EKD-Richtlinien für das Siegel-
wesen hat der Lippische Landeskirchenrat am 23. Sep-
tember 2014 die Anlage 2 - Ausführungsbestimmung
- (die §§-Angabe in Klammern bezieht sich auf die
EKD-Richtlinie) beschlossen:
1. Das Siegel (§ 1 und § 5 Abs. 2) ist formgebun-

denes Beweiszeichen im Rechtsverkehr. We-
gen der Bedeutung für den urkundlichen Ver-
kehr soll die Benutzung des Siegels auf das
Notwendigste beschränkt werden. Zu beachten
ist auch, dass sog. öffentliche Beurkundungen
und Beglaubigungen nach dem Beurkundungs-
gesetz i. d. R. nur durch Notare vollzogen wer-
den dürfen.

2. Siegelberechtigt (§ 2 Abs. 1 Siegelordnung)
sind neben der Landeskirche und den Gemein-
den die Klassen (Superintendenten) und rechts-
fähigen Verbände, die aufgrund von Art. 53
Abs. 3 u. 4 der Verfassung der Landeskirche in
Verbindung mit den §§ 17 ff des Verbandsge-
setzes EKiR errichtet worden sind.

3. Als Siegelbild (§ 2 Abs. 2 und § 8) ist in der
Lippischen Landeskirche einheitlich die „lip-
pische Rose“ zu verwenden.

4. Vertretungsberechtigt (§ 4) sind Personen, die
in einem öffentlich-rechtlichen Dienst- und
Treueverhältnis stehen (Pfarrer, Kirchenbeam-
te) sowie Vorsitzende der Organe (z. B. die
Vorsitzende bzw. der Vorsitzende des Kirchen-
vorstandes oder die Stellvertretung). Weitere
Mitglieder der Organe sowie Angestellte kön-
nen durch Beschluss des Leitungsorgans zur
Siegelführung ermächtigt werden.

5. Bei der Beglaubigung von Abschriften/Foto-
kopien von Urkunden und sonstigen Schrift-
stücken (§ 5 Abs. 1 Buchstabe d) ist einheitlich
folgender Beglaubigungsvermerk zu verwen-
den:
Die Übereinstimmung vorstehender / nachste-
hender / umseitiger Abschrift oder Fotokopie
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mit dem Original wird beglaubigt (Nichtzutref-
fendes bitte streichen).
Das Original ist eine Urschrift / beglaubigte /
unbeglaubigte Abschrift / Zweitschrift (Nicht-
zutreffendes bitte streichen). Die Beglaubigung
wird nur zur Vorlage bei
____________________ erteilt.

_______________ _______________
(Ort) (Datum)

_______________
(Siegel) (Amtsbezeichnung)

Finden sich in der vorgelegten Urkunde Lü-
cken, Durchstreichungen, Einfügungen, Ände-
rungen oder unleserliche Worte, zeigen sich
Spuren der Beseitigung von Schriftzeichen,
insbesondere Radierungen, ist der Zusammen-
hang einer aus mehreren Blättern bestehenden
Urkunde aufgehoben oder sprechen andere
Umstände dafür, dass der ursprüngliche Inhalt
der Urkunde geändert worden ist, so muss dies
im Beglaubigungsvermerk festgestellt werden.
Besteht eine Urkunde aus mehreren Blättern, so
sind diese mit Schnur und Oblate zusammen-
zubinden und zu siegeln oder so zu siegeln, dass
der Siegelabdruck auf allen Seiten feststellbar
ist.

6. Eine Unterschrift darf nur beglaubigt werden (§
5 Abs. 1 Buchstabe e), wenn sie in Gegenwart
des Siegelführenden vollzogen wird. Überset-
zungen dürfen nur auf Richtigkeit und Voll-
ständigkeit bescheinigt werden, wenn der Sie-
gelführende der fremden Sprache mächtig ist.

7. Die Siegelumschrift (§ 9) darf nur den in der
Errichtungsurkunde festgelegten Namen der
Körperschaft unter Nennung des Organs, das
für die Körperschaft handelt, enthalten. Es darf
also nicht heißen: „Siegel der …“ oder „Kir-
chenvorstand der …“, sondern „EV.-REF.
KIRCHENGEMEINDE X – KIRCHENVOR-
STAND“ oder „Pfarramt I (oder West) der EV.-
LUTH. KIRCHENGEMEINDE X“.
Es ist darauf zu achten, dass bei der Konfessi-
ons- und Bekenntnisbezeichnung beide Worte
bzw. deren Abkürzungen mit großen Anfangs-
buchstaben zu schreiben sind.

8. Ein Beizeichen (§ 10) ist nur im Falle des § 24
Abs. 2 vorgesehen.

9. Die Gemeinden, Klassen (Superintendenturen)
und Landeskirche führen ausschließlich ein
kreisrundes Siegel (§ 11). Die Siegelgröße (§
12) beträgt einheitlich 30 mm. Ausnahmen be-
stehen nur für das Prägesiegel. Ein Prägesiegel
(§§ 12 und 13) führt nur der Landeskirchenrat.

10. Damit die Rechtssicherheit auf dem Gebiet des
Siegelwesens gewährleistet ist, bedarf die Ein-
führung eines neuen oder die Änderung eines
bestehenden Siegels der Genehmigung des

Landeskirchenamtes (§ 15). Der Auftrag zur
Anfertigung eines Siegels wird vom Landes-
kirchenamt auf Kosten des Siegelberechtigten
an einen Fachbetrieb vergeben (§ 16).

11. Die Siegelordnung und die dazu ergangenen
Ausführungsbestimmungen treten nach Be-
schlussfassung durch den Landeskirchenrat mit
dem Tage der Bekanntgabe im Gesetz- und
Verordnungsblatt in Kraft. Entgegenstehende
Bestimmungen verlieren ihre Gültigkeit. Die
bisher benutzten Siegel, die dieser Ordnung
nicht entsprechen, sind unverzüglich auszutau-
schen (§ 20).

Detmold, 23. September 2014
Lippische Landeskirche
Der Landeskirchenrat

XXX.
Ausführungsbestimmung

zur Verordnung zur Regelung des
Siegelwesens

in der Lippischen Landeskirche
- Siegelordnung -

vom 23. September 2014
(Ges. u. VOBl. Bd. 8 S. 43)

Artikel 1
„Die Anlage 2 der Verordnung zur Regelung des Sie-
gelwesens in der Lippischen Landeskirche - Siegel-
ordnung - vom 28. September 1983, zuletzt geändert
am 15. März 1989, wird wie folgt geändert:
1. In Nr. 2 werden die Worte „den §§ 7 ff“ ersetzt

durch „den §§ 17 ff“ ersetzt.
2. Nr. 4 der Anlage 2 wird vollständig neu gefasst und

erhält folgenden Wortlaut:
„Vertretungsberechtigt (§ 4) sind Personen, die in
einem öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treue-
verhältnis stehen (Pfarrer, Kirchenbeamte) sowie
Vorsitzende der Organe (z. B. die Vorsitzende
bzw. der Vorsitzende des Kirchenvorstandes oder
die Stellvertretung). Weitere Mitglieder der Orga-
ne sowie Angestellte können durch Beschluss des
Leitungsorgans zur Siegelführung ermächtigt wer-
den.“

3. In Nr. 5 wird der Schrägstrich zwischen „Abschrif-
ten“ und „Fotokopien“ ersetzt durch das Wort
„oder“

4. In Nr. 9 Satz 2 werden die Worte „und das Klein-
siegel“ gestrichen.

5. Nr. 9 Satz 4 wird gestrichen.
6. Nr. 11 Satz 4 wird gestrichen.
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Artikel 2
Die Änderung tritt mit Wirkung zum 15. Oktober 2014
in Kraft.“
Detmold, 23. September 2014

Lippische Landeskirche
Der Landeskirchenrat

XXXI.
Konstituierung des Gesamtausschusses

der Mitarbeitervertretungen der
Evangelischen Kirche von Westfalen

(EKvW) und der
Lippischen Landeskirche (LLK)

vom 22. Oktober 2014
Der nach dem 2. Mitarbeitervertretungsgesetz der
Evangelischen Kirche in Deutschland und den Ein-
führungs- und Ausführungsgesetzen gebildete Ge-
samtausschuss der Mitarbeitervertretungen der Evan-
gelischen Kirche von Westfalen (EKvW) und der Lip-
pischen Landeskirche (LLK) hat sich am 22. Oktober
2014 konstituiert.
Die gewählten Mitglieder des Gesamtausschusses
sind:
Michael B a r t s c h, Gestaltungsraum VII - Bielefeld,
Gütersloh, Halle, Paderborn, EKvW, Delegierter
Claudia L ö f f e l d, Gestaltungsraum VII - Bielefeld,
Gütersloh, Halle, Paderborn, EKvW, Vertreterin
Jörg B i e l a u, Gestaltungsraum IV - Hagen, Hattin-
gen-Witten, Schwelm, EKvW, Delegierter
Ina W o l f , Gestaltungsraum IV - Hagen, Hattingen-
Witten, Schwelm, EKvW, Vertreterin
Britta D ä u m e r, Gestaltungsraum III - Iserlohn, Lü-
denscheid-Plettenberg, EKvW, Delegierte
Almuth G ä r t n e r , Gestaltungsraum III - Iserlohn,
Lüdenscheid-Plettenberg, EKvW, Vertreter
Elke F r e i t a g, Gestaltungsraum IX - Bochum, Gel-
senkirchen u. Wattenscheid, Herne, EKvW, Delegier-
te
Jürgen F r ö s e, Gestaltungsraum IX - Bochum, Gel-
senkirchen u. Wattenscheid, Herne, EKvW, Vertreter
Arne-Hendrik G r e i ß, Gestaltungsraum VI - Arns-
berg, Soest, EKvW, Delegierter
Christine T r o s t , Gestaltungsraum VI - Arnsberg,
Soest, EKvW, Vertreterin
Katja G r ö n i n g, Gestaltungsraum I - Münster,
Steinfurt-Coesfeld-Borken, Tecklenburg, EKvW, De-
legierte
Ulrike G ü n t h e r, Gestaltungsraum I - Münster,
Steinfurt-Coesfeld-Borken, Tecklenburg, EKvW,
Vertreterin

Wolfgang G ü n t h e r, Gesamtmitarbeitervertretung,
EKvW, Delegierter
Stefan L o g e m a n n, Gesamtmitarbeitervertretung,
EKvW, Vertreter
Detlev I n g e n d o h, Gestaltungsraum X - Gladbeck-
Bottrop-Dorsten, Recklinghausen, EKvW, Delegier-
ter
Tanja J a r e n d t , Gestaltungsraum X - Gladbeck-Bot-
trop-Dorsten, Recklinghausen, EKvW, Vertreterin
Andrea S c h a e d e l , Gestaltungsraum II - Dortmund-
Mitte-Nordost, Do.-Süd, Do.-West, Lünen, EKvW,
Delegierte
Ralf P o r p s, Gestaltungsraum II - Dortmund-Mitte-
Nordost, Do.-Süd, Do.-West, Lünen, EKvW, Vertre-
ter
Michael S c h r ö d e r, Gestaltungsraum V - Hamm,
Unna, EKvW, Delegierter
Frauke H u r k e n s, Gestaltungsraum V - Hamm, Un-
na, EKvW, Vertreterin
Cornel S p a n n e l , Gesamtmitarbeitervertretung,
EKvW, Delegierter
Siegfried J u s c h k a, Gesamtmitarbeitervertretung,
EKvW, Vertreter
Carsten S t o l z, Gestaltungsraum XI - Siegen, Witt-
genstein, EKvW, Delegierter
Karin S t o c k i n g e r, Gestaltungsraum XI - Siegen,
Wittgenstein, EKvW, Vertreterin
Gabriele T ü c k e, Gestaltungsraum VIII - Herford,
Lübbecke, Minden, Vlotho, EKvW, Delegierte
N.N., Gestaltungsraum VIII - Herford, Lübbecke,
Minden, Vlotho, EKvW, Vertreter/in
Roland F r i t s c h, Lippische Landeskirche, Delegier-
ter
Ute W e b e r, Ev.-luth. Kirchengemeinde St. Marien,
Lemgo, LLK, Vertreterin
In den Vorstand des Gesamtausschusses wurden ge-
wählt:
Cornel S p a n n e l  (Vorsitzender)
Britta D ä u m e r (Stellvertretende Vorsitzende)
Roland F r i t s c h (Stellvertretender Vorsitzender)
Als Ansprechpartner der Lippischen Landeskirche
sind erreichbar:
Ute W e b e r, Stiftstraße 56, 32657 Lemgo, Telefon:
05261 - 2007, E-Mail: Ute.Weber@Lippische-Lan-
deskirche.de
Roland F r i t s c h, Leopoldstraße 27, 32756 Detmold,
Telefon: 05231 - 976 750, E-Mail: Ro-
land.Fritsch@Lippische-Landeskirche.de
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ARBEITSRECHTSREGELUNGEN

XXXII.
Arbeitsrechtsregelung über die
Anwendung der AVR-Diakonie

Deutschland
vom 26. Juni 2014

§1
Anwendung der AVR-Diakonie Deutschland

Die Arbeitsrechtliche Kommission Rheinland-West-
falen-Lippe bestimmt, dass die Mitglieder eines der
drei Diakonischen Werke, Diakonisches Werk der
Evangelischen Kirche im Rheinland, Diakonisches
Werk der Evangelischen Kirche von Westfalen, Dia-
konisches Werk der Lippischen Landeskirche, in frei-
er Trägerschaft, die in der Anlage zu dieser Arbeits-
rechtsregelung namentlich aufgeführt sind, die von der
Arbeitsrechtlichen Kommission der Diakonie
Deutschland beschlossenen Arbeitsrechtsregelungen
über den 30. Juni 2014 hinaus anwenden.

§2
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Arbeitsrechtsregelung tritt am 1. Juli 2014 in
Kraft.
Sie tritt am 31. Dezember 2014 außer Kraft.

Dortmund, 26. Juni 2014
Rheinisch-Westfälisch-Lippische
Arbeitsrechtliche Kommission
Der Vorsitzende

Anlage zur Arbeitsrechtsregelung
über die Anwendung

der AVR-Diakonie Deutschland
nach der Übergangsbestimmung

vom 26. Juni 2014
1. Diakonisches Werk Wittgenstein gGmbH,

Schützenstr. 4, 57319 Bad Berleburg
2. Stiftung Kreuznacher Diakonie, Ringstr. 58,

55543 Bad Kreuznach
3. Seniorenzentrum Bethel Bad Oeynhausen ge-

meinnützige GmbH, Am Hambkebach 8,
32545 Bad Oeynhausen

4. Diakonisches Werk im Kirchenkreis Vlotho e.
V., Elisabethstr. 7, 32545 Bad Oeynhausen

5. Diakonisches Werk im Kirchenkreis Vlotho,
Eduard Kuhlo gGmbH, Elisabethstr. 7, 32545
Bad Oeynhausen

6. Gemeinnützige Pflege des Diakonischen Wer-
kes im Kirchenkreis Vlotho gGmbH, Elisa-
bethstr. 7, 32545 Bad Oeynhausen

7. Johanniter Ordenshäuser Bad Oeynhausen
gGmbH, Johanniterstr. 7, 32545 Bad Oeynhau-
sen

8. Klinik am Korso gGmbH, Ostkorso, 32545 Bad
Oeynhausen

9. Wittekindshof - Diakonische Stiftung für Men-
schen mit Behinderungen, Zur Kirche 2, 32549
Bad Oeynhausen

10. Diakonische Dienstleistungsgesellschaft Wit-
tekindshof GmbH, Zur Kirche 2, 32549 Bad
Oeynhausen

11. Evangelisches Stift zu Wüsten Alten- und Pfle-
geheim, Langenbergstr. 14, 32108 Bad Salzuf-
len

12. Die Arche Christliches Kinder- und Jugend-
werk e. V., Tangermünder Str. 7, 12627 Berlin

13. Ev. Krankenhaus Bielefeld gGmbH, Kanten-
siek 11, 33617 Bielefeld

14. Krankenhaus Mara gGmbH, Kantensiek 11,
33617 Bielefeld

15. Diakonie Verband Brackwede - Gesellschaft
für Kirche und Diakonie mbH, Kirchweg 10,
33647 Bielefeld

16. Stiftung Bethel, Königsweg 1, 33617 Bielefeld
mit den Stiftungs- und Unternehmensbereichen
Bethel.regional, ProWerk, Diakonie Freistatt,
Zentraler Bereich sowie Schulen / Zionsge-
meinde

17. Altenhilfe OWL gGmbH, Nazarethweg 5-7,
33617 Bielefeld,
Einrichtung/en: Seniorenzentrum Dissen, Pfle-
gezentrum Quelle, Seniorenzentrum Breipohls
Hof

18. Fachhochschule der Diakonie gGmbH, Grete-
Reich-Weg 9, 33617 Bielefeld

19. Stiftung Sarepta, Nazarethweg 5, 33617 Biele-
feld
(Haus Abendfrieden/Haus Abendstern, Haus
Morgenstern, Mutterhaus/Haus der Stille, Haus
Elim, Boysenhaus, Sarepta Schwesternschaft,
Quellenhof Altenheim, Wohnstift Frieda v. Bo-
delschwingh, Haus Abendlicht, Pflegezentrum
Lohmannshof, Entsendungen Diakonissen und
Diakonische Schwestern, Hospiz Haus Zuver-
sicht & Kinder- und Jugendhospiz)

20. Stiftung Nazareth, Nazarethweg 5, 33617 Bie-
lefeld
(Freiwilligenagentur Bethel, Bildung & Bera-
tung Bethel, Fachseminar für Altenpflege, Ev.
Bildungsstätte für Diakonie und Gemeinde,
Entsendungen von Diakoninnen und Diakonen,
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Tagungszentrum Bethel, Diakonische Gemein-
schaft Nazareth)

21. Ev. Johanneswerk e. V., Schildescher Str. 101,
33611 Bielefeld

22. Diakonie für Bielefeld gGmbH, Schildescher
Str. 101, 33611 Bielefeld

23. proService Gesellschaft für Verwaltungs- und
Serviceleistungen im sozialen Bereich mbH,
Schildescher Str. 101, 33611 Bielefeld

24. Diakonische Altenzentren Bielefeld gGmbH,
Sogemeierstr. 22, 33739 Bielefeld

25. Diakonische Service- und Beratungsgesell-
schaft Bielefeld gGmbH, Sogemeierstr. 22,
33739 Bielefeld

26. Diakoniezentrum Ubbedissen e. V., Wietkamp
5, 33699 Bielefeld

27. Wohnstift Salzburg e. V., Memeler Str. 35,
33605 Bielefeld

28. Kirchliche Sozialstation Baumholder-Birken-
feld e. V., Schneewiesenstr. 18, 55765 Birken-
feld

29. JSD Johannes Seniorendienst Mitte GmbH,
Max-Planck-Str. 49, 53177 Bonn

30. Seniorenzentrum Heinrich Kolfhaus gGmbH,
Venner Str. 20, 53177 Bonn

31. Haus am Stadtwald gGmbH, Venner Str. 20,
53177 Bonn

32. GMKB - Gemeinnützige Medizinzentren
Köln-Bonn GmbH, Venner Str. 20, 53177
Bonn

33. GTB - Gemeinnützige Therapiezentren Bonn
GmbH, Venner Str. 20, 53177 Bonn

34. KJF - Gemeinnützige Evangelische Gesell-
schaft für Kind, Jugend und Familie mbH, Ven-
ner Str. 20, 53177 Bonn

35. Diakonisches Werk Gladbeck-Bottrop-Dorsten
e. V., Beckstr. 133, 46238 Bottrop

36. Wiehernhaus Ev. Jugendhilfe gGmbH,
Beckstr. 133, 46238 Bottrop

37. Seniorenhilfe gGmbH, Beckstr. 133, 46238
Bottrop

38. Selbstbestimmt Wohnen gGmbH, Beckstr.
133, 46238 Bottrop

39. Bottroper Werkstätten gGmbH, Beckstr. 133,
46238 Bottrop

40. Fürstin-Pauline-Stiftung, Palaisstr. 39, 32756
Detmold

41. diakonis Stiftung Diakonissenhaus, Sofienstr.
51, 32756 Detmold

42. diakonis Detmold gGmbH, Sofienstr. 51,
32756 Detmold

43. diakonis Lage gGmbH, Sofienstr. 51, 32756
Detmold

44. Stiftung Herberge zur Heimat, Mühlenstr. 9,
32756 Detmold

45. Diakonie ambulante. V., Röntgenstr. 16, 32756
Detmold

46. Ev. Altenhilfezentrum im Schlosspark zu Dül-
men gGbmH, Vollenstr. 12, 48249 Dülmen

47. Niederrhein Therapiezentrum Duisburg ge-
meinnützige GmbH, Dahlingstr. 250, 47229
Duisburg

48. Die Evangelischen Sozialstationen GmbH,
Bonhoefferstr. 6, 47138 Duisburg

49. Evangelisches Klinikum Niederrhein gGmbH,
Fahrner Str. 133, 47169 Duisburg, für den sach-
lichen Geltungsbereich Ärztinnen und Ärzte

50. Evangelisches Krankenhaus BETHESDA zu
Duisburg GmbH, Heerstr. 219, 47053 Duisburg

51. Johanniter-Krankenhaus Rheinhausen GmbH,
Kreuzacker 1-7, 47228 Duisburg

52. Ev. Altenzentrum am Emscherpark e. V., Loh-
wiese 20, 45329 Essen

53. Adolphi-Stiftung Senioreneinrichtungen
gGmbH, Obere Fuhr 42, 45136 Essen

54. Bonn-Josefshöhe, Senioreneinrichtungen
gGmbH, Obere Fuhr 42, 45136 Essen

55. Stiftung Diakonissenhaus Friedenshort, Frie-
denshortstr. 46, 57258 Freudenberg

56. Evangelische Jugendhilfe Friedenshort GmbH
Heimat für Heimatlose, Friedenshortstr. 46,
57258 Freudenberg

57. Gelsenkirchener Werkstätten für angepasste
Arbeit gGmbH, Braukämper Str. 100, 45899
Gelsenkirchen

58. Lebenswelt Gabriel gGmbH, Plaggenweg 31,
45897 Gelsenkirchen

59. Ev. Seniorenstift Gelsenkirchen gGmbH, Mun-
ckelstr. 27, 45879 Gelsenkirchen

60. Bethesda-Seniorenzentrum GmbH, Zum Lu-
kas-Krankenhaus 3, 48599 Gronau

61. Ev. Lukas-Krankenhaus Gronau gGmbH, Zum
Lukas-Krankenhaus 1, 48599 Gronau

62. Ev. Altenheim Hamm e. V., Alter-Uentroper-
Weg 26, 59071 Hamm

63. Ev. Krankenhaus Hamm gGmbH, Werler Str.
110, 59063 Hamm

64. EPD Ev. Pflegedienste im Kirchenkreis Hamm
gGmbH, Werler Str. 110, 59063 Hamm

65. EMD Ev. Gesellschaft für medizinische
Dienstleistungen mbH, Werler Str. 110, 59063
Hamm

66. Allgemeines Krankenhaus Hagen gern. GmbH,
Grünstr. 35, 58095 Hagen

67. Diakonie Mark-Ruhr gern. GmbH, MartinLu-
ther-Str. 9, 58095 Hagen

68. Diakonisches Werk Ennepe-Ruhr/Hagen
gGmbH, Martin-Luther-Str. 9, 58095 Hagen

69. Ev. Jugendhilfe Iserlohn-Hagen gGmbH, Mar-
tin-Luther-Str. 9, 58095 Hagen
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70. Ev. Pflegedienste Mark-Ruhr gGmbH, Martin-
Luther-Str. 9, 58095 Hagen

71. Diakonie Herne gGmbH, Altenhöfener Str. 19,
44623 Herne

72. Kirchliche Sozialstation e. V., Hauptstr. 99,
55743 Idar-Oberstein

73. Iserlohner Werkstätten gGmbH, Giesestr. 35,
58636 Iserlohn

74. Evangelische Stiftung Kleve, Hagsche Str.
83/85, 47533 Kleve

75. Sozialstation Kirche unterwegs Koblenz
gGmbH, Bogenstr. 53a, 56073 Koblenz

76. Blaues Kreuz Köln e. V., Piusstr. 101, 50823
Köln

77. Diakonie Michaelshoven e. V., Sürther Str.
169, 50999 Köln

78. Kinder- und Familienhilfen Michaelshoven
gGmbH, Pfarrer-te-Reh-Str. 2, 50999 Köln

79. Wohnen und Leben mit Behinderungen Micha-
elshoven gGmbH, Pfarrer-te-Reh-Str. 2, 50999
Köln

80. Wohnen und Leben im Alter Michaelshoven
gGmbH, Pfarrer-te-Reh-Str. 8, 50999 Köln

81. St. Loyen e. V. Lemgo, Steinmüllerweg 32,
32657 Lemgo

82. Diakoniestation am Ev. Krankenhaus Lippstadt
gGmbH, Barbarossastr. 134-138, 59555 Lipp-
stadt

83. Verein Altenwohnheim Menninghüffen e. V.,
An der Pfarre 3-5, 32584 Löhne

84. Diakonie Stiftung Salem gGmbH, Fischerallee
3a, 32423 Minden

85. Diakoniewerk im Ev. Kirchenkreis Minden e.
V., Fischerallee 3a, 32423 Minden

86. Diakonie Stiftung Salem, Kuhlenstr. 82, 32427
Minden

87. Pflege gGmbH - Ein Unternehmen der Diako-
nie, Ludwig-Weber-Str. 13, 41061 Mönchen-
gladbach

88. Diakonisches Werk Mönchengladbach
gGmbH, Ludwig-Weber-Str. 13, 41061 Mön-
chengladbach

89. Theodor-Fliedner-Stiftung, Fliednerstr. 2,
45481 Mülheim

90. Diakonie Münster - Diakoniestation GmbH,
Fliedner Str. 15, 48149 Münster

91. Ev. Perthes-Werk e. V., Wienburgstr. 62,
48147 Münster

92. Evangelisches Diaspora-Werk des Münsterlan-
des GmbH, Wienburgstr. 62, 48147 Münster

93. Diakonissenmutterhaus Münster gGmbH,
Coerdestr. 56, 48147 Münster

94. Ev. Krankenhaus Johannisstift Münster
gGmbH, Wichernstr. 8, 48147 Münster

95. Blaues Kreuz Diakonieverein e. V., Deierter
Weg 12, 58769 Nachrodt-Wiblingwerde

96. Ev. Bildungszentrum Schmiedel gGmbH, Auf
dem Schmiedel 4, 55469 Nannhausen

97. Kirchlicher Pflegedienst Netphen gGmbH,
Marktplatz 2a, 57250 Netphen

98. Ev. Krankenhaus Oberhausen GmbH, Vir-
chowstr. 20, 46047 Oberhausen

99. Kinderheimat e. V., Oestertalstr. 46, 58840
Plettenberg

100. Diakoniestation Radevormwald gGmbH, And-
reasstr. 2, 42477 Radevormwald

101. Hospizbewegung Ratingen e. V., Hans-Böck-
ler-Str. 20, 40878 Ratingen

102. Diakonisches Werk in Recklinghausen e. V.,
Hohenzollernstr. 72, 45659 Recklinghausen

103. Diakonisches Werk in Recklinghausen - Dia-
koniestation gGmbH, Hohenzollernstr. 72,
45659 Recklinghausen

104. Barke gGmbH, Elper Weg 7, 45657 Reckling-
hausen

105. Diakonisches Bildungszentrum Bergisch Land
gGmbH, Remscheider Str. 76, 42899 Rem-
scheid

106. Jakobi Altenzentrum Rheine gGmbH, Müns-
terstr. 58, 48431 Rheine

107. Verein für Sozialpsychiatrie gern. e. V., Am
Kleinbahnhof 7a, 66740 Saarlouis

108. Martinswerk e. V. Dorlar, Verein für Innere
Mission, Pfarrer-Birker-Str. 1, 57392 Schmal-
lenberg

109. Diakonie Pflege und Rehabilitation gGmbH,
Wichernstr. 40, 57074 Siegen

110. Ev. Altenhilfe und Krankenpflege Nahe Huns-
rück Mosel gGmbH, Hunsgasse 5, 55469 Sim-
mern

111. Diakonisches Werk Bethanien e. V., Aufder-
höher Str. 169-175, 42699 Solingen

112. Krankenhaus Bethanien gGmbH, Aufderhöher
Str. 169-175, 42699 Solingen

113. Ev. Sozialstation Straßenhaus gGmbH, Raiff-
eisenstr. 26, 56587 Straßenhaus

114. Diakonisches Werk Tecklenburg e. V., Son-
nenwinkel 1, 49545 Tecklenburg

115. von Bodelschwingh Diakonische Einrichtun-
gen Ibbenbüren gGmbH, Sonnenwinkel 1,
49545 Tecklenburg

116. Tagespflege Ibbenbüren gGmbH, Sonnenwin-
kel 1, 49545 Tecklenburg

117. Diakonischer Betreuungsverein e. V., Sonnen-
winkel 1, 49545 Tecklenburg

118. Diakonia - ambulanter Pflegedienst der Ev.
Kirchengemeinde Viersen gGmbH, Ringstr.
2-4, 41747 Viersen

119. Seniorenzentrum Bethel Wiehl gemeinnützige
GmbH, Wülfringhausener Str. 80, 51674 Wiehl

120. Blaues Kreuz in Deutschland e. V., Schubertstr.
41, 42289 Wuppertal
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121. Blaues Kreuz Diakoniewerk mGmbH, Schub-
ertstr. 41, 42289 Wuppertal

122. Christliches Hospiz Wuppertal-Niederberg
gGmbH, Höhenstr. 64, 42327 Wuppertal

123. Ev. Johanneswerk und St. Loyen gemein. Pfle-
ge GmbH in Lemgo

124. Diakonie Herne Pflege gGmbH in Herne
125. Netzwerk Diakonie gGmbH mit Sitz in Iserlohn

XXXIII.
Änderung der Anlage 6

des BAT-KF
(TV-Ärzte-KF)
vom 26. Juni 2014

- vom Abdruck wird abgesehen -

XXXIV.
Änderung der Arbeitsrechtsregelung

des BAT-KF, des MTArb-KF
und anderer Arbeitsrechtsregelungen

vom 29. August 2014

§ 1
Änderung der Arbeitsrechtsregelung

des BAT-KF, des MTArb-KF
und anderer Arbeitsrechtsregelungen

vom 29. August 2014
1. In Artikel 2 wird in § 1 Ziffer 1 Buchstabe a die

Angabe „Satz 3“ durch „Satz 2“ ersetzt.
2. In Artikel 2 wird in § 2 Ziffer 1 Buchstabe a die

Angabe „Satz 3“ durch „Satz 2“ ersetzt.

§ 2
Inkrafttreten

Diese Arbeitsrechtsregelung tritt wie folgt in Kraft:
a) § 1 Ziffer 1 am 1. Juli 2014.
b) § 1 Ziffer 2 am 1. Juli 2015.

Dortmund, 5. November 2014
Rheinisch-Westfälisch-Lippische
Arbeitsrechtliche Kommission
Der Vorsitzende

XXXV.
Änderung des BAT-KF,

des MTArb-KF und
anderer Arbeitsrechtsregelungen

vom 29. August 2014

Artikel 1
Änderung des BAT-KF

§ 1
Änderung des BAT-KF zum 1. Juli 2014

Der Bundes-Angestellten-Tarifvertrag in kirchlicher
Fassung (BAT-KF) wird wie folgt geändert:
1. § 8 wird wie folgt geändert:

a) in Absatz 2 Satz 3 wird die Angabe „0,74"
durch die Angabe „0,76" ersetzt,

b) in Absatz 3 wird die Angabe „0,25" durch die
Angabe „0,26" ersetzt.

2. In § 14 Absatz 4 Satz 3 wird die Angabe „53,20"
jeweils durch die Angabe „54,80" und die Angabe
„85,12" jeweils durch die Angabe „87,67" ersetzt.

3. In § 15 Satz 1 wird die Angabe „104,49" durch die
Angabe „107,62" ersetzt.

4. § 25 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
a) in Satz 2 werden die Wörter „29 Arbeitstage,

ab dem vollendeten 55. Lebensjahr" gestri-
chen,

b) Satz 3 wird gestrichen,
c) die Sätze 4 bis 10 werden Sätze 3 und 9.

5. Die Werte der Anlagen 4 a bis 4 e und Anlage 5
werden um je 3,0 v.H., die Anlagen 4 a bis 4 e je-
doch mindestens um EUR 90 erhöht und sind aus
Anhang 1 ersichtlich.

§ 2
Änderung des BAT-KF zum 1. Juli 2015

Der Bundes-Angestellten-Tarifvertrag in kirchlicher
Fassung (BAT-KF), zuletzt geändert durch § 1 dieses
Artikels, wird wie folgt geändert:
1. § 8 wird wie folgt geändert:

a) in Absatz 2 Satz 3 wird die Angabe „0,76"
durch die Angabe „0,78" ersetzt,

b) in Absatz 3 wird die Angabe „0,26" durch die
Angabe „0,27" ersetzt.

2. In § 14 Absatz 4 Satz 3 wird die Angabe „54,80"
jeweils durch die Angabe „56,12" und die Angabe
„87,67" jeweils durch die Angabe „89,77" ersetzt.

3. In § 15 Satz 1 wird die Angabe „107,62" durch die
Angabe „110,20" ersetzt.

4. Die Werte der Anlagen 4 a bis 4 e und Anlage 5
werden um je 2,4 v.H. erhöht und sind aus Anhang
2 ersichtlich.
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Artikel 2
Änderung des MTArb-KF

§ 1
Änderung des MTArb-KF zum 1. Juli 2014

Der Manteltarifvertrag für Arbeiterinnen und Arbeiter
in kirchlicher Fassung (MTArb-KF) wird wie folgt
geändert:
1. § 8 wird wie folgt geändert:

a) in Absatz 2 Satz 3 wird die Angabe „0,74"
durch die Angabe „0,76" ersetzt,

b) in Absatz 3 wird die Angabe „0,25" durch die
Angabe „0,26" ersetzt.

2. In § 14 Absatz 4 Satz 3 wird die Angabe „53,20"
jeweils durch die Angabe „54,80" und die Angabe
„85,12" jeweils durch die Angabe „87,67" ersetzt.

3. In § 15 Satz 1 wird die Angabe „104,49" durch die
Angabe „107,62" ersetzt.

4. § 25 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
a) in Satz 2 werden die Wörter „29 Arbeitstage,

ab dem vollendeten 55. Lebensjahr" gestri-
chen,

b) Satz 3 wird gestrichen,
c) die Sätze 4 bis 10 werden Sätze 3 und 9.

5. Die Werte der Anlagen 1 und 2 werden um je 3,0
v.H., die Anlage 1 jedoch mindestens um EUR 90
erhöht und sind aus Anhang 3 ersichtlich.

§ 2
Änderung des MTArb-KF zum 1. Juli 2015

Der Manteltarifvertrag für Arbeiterinnen und Arbeiter
in kirchlicher Fassung (MTArb-KF), zuletzt geändert
durch § 1 dieses Artikels, wird wie folgt geändert:
§ 1 dieses Artikels, wird wie folgt geändert:
1. § 8 wird wie folgt geändert:

a) in Absatz 2 Satz 3 wird die Angabe „0,76"
durch die Angabe „0,78" ersetzt,

b) in Absatz 3 wird die Angabe „0,26" durch die
Angabe „0,27" ersetzt.

2. In § 14 Absatz 4 Satz 3 wird die Angabe „54,80"
jeweils durch die Angabe „56,12" und die Angabe
„87,67" jeweils durch die Angabe „89,77" ersetzt.

3. In § 15 Satz 1 wird die Angabe „107,62" durch die
Angabe „110,20" ersetzt.

4. Die Werte der Anlagen 1 und 2 werden um je 2,4
v.H.erhöht und sind aus Anhang 4 ersichtlich.

Artikel 3
Änderung der Ordnung

zur Regelung der Rechtsverhältnisse
der Schülerinnen und Schüler

in der Ausbildung
nach dem Krankenpflegegesetz,

nach dem Hebammengesetz
und in der Krankenpflegehilfe (KrSchO)

Die Ordnung zur Regelung der Rechtsverhältnisse der
Schülerinnen und Schüler in der Ausbildung nach dem
Krankenpflegegesetz, nach dem Hebammengesetz
und in der Krankenpflegehilfe (KrSchO) wird wie
folgt geändert:
1. In § 16 wird die Angabe „27" durch die Angabe

„28" ersetzt
2. In Anlage 1 wird die Entgeltordnung für die Schü-

lerinnen und Schüler in der Ausbildung nach dem
Krankenpflegegesetz, nach dem Hebammengesetz
und in der Krankenpflegehilfe (KrSchEntO) wie
folgt geändert:
§ 1 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Das Ausbildungsentgelt gemäß § 10 Absatz 1
der Ordnung zur Regelung der Rechtsverhältnisse
der Schülerinnen und Schüler in der Ausbildung
nach dem Krankenpflegegesetz, nach dem Hebam-
mengesetz und in der Krankenpflegehilfe beträgt
monatlich:
a) für die Schülerin / den Schüler in der Kran-

kenpflege und in der Kinderkrankenpflege so-
wie die Hebammenschülerin und den Schüler
in der Entbindungspflege:

vom
1. Juli 2014

bis
30. Juni 2015

ab
1. Juli 2015

im ersten
Ausbil-
dungsjahr 955,69 EUR 975,69 EUR
im zweiten
Ausbil-
dungsjahr 1.017,07 EUR 1.037,07 EUR
im dritten
Ausbil-
dungsjahr 1.118,38 EUR 1.138,38 EUR

b) für die Schülerin und den Schüler in der Kran-
kenpflegehilfe:

vom
1. Juli 2014

bis
30. Juni 2015

ab
1. Juli 2015

Kranken-
pflegehilfe 887,14 EUR 907,14 EUR
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Artikel 4
Änderung der Ordnung

zur Regelung der Rechtsverhältnisse
der kirchlichen Auszubildenden (AzubiO)

Die Ordnung zur Regelung der Rechtsverhältnisse der
kirchlichen Auszubildenden (AzuBiO) wird wie folgt
geändert:
1. In § 14 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „27" durch

die Angabe „28" ersetzt.
2. In Anlage 1 wird die Entgeltordnung für die kirch-

lichen Auszubildenden (AzubiEntO) wie folgt ge-
ändert:
§ 1 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Das Ausbildungsentgelt gemäß § 8 Absatz 1
der Ordnung zur Regelung der Rechtsverhältnisse
der kirchlichen Auszubildenden (AzubiO) beträgt
monatlich:

vom
1. Juli 2014

bis
30. Juni 2015

ab
1. Juli 2015

im ersten
Ausbil-
dungsjahr 833,22 EUR 853,22 EUR
im zweiten
Ausbil-
dungsjahr 883,20 EUR 903,20 EUR
im dritten
Ausbil-
dungsjahr 929,02 EUR 949,02 EUR
im vierten
Ausbil-
dungsjahr 992,59 EUR 1.012,59 EUR

Artikel 5
Änderung der Ordnung

über die Regelung der Arbeitsbedingungen
der Praktikantinnen / Praktikanten (PraktO)

Die Ordnung über die Regelung der Arbeitsbedingun-
gen der Praktikantinnen / Praktikanten (PraktO) wird
wie folgt geändert:
§ 2 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Das Entgelt beträgt monatlich:

für die Praktikan-
tin / den Praktikan-
ten für den Beruf

vom
1. Juli 2014

bis
30. Juni 2015

ab
1. Juli 2015

des Sozialarbeiters,
Sozialpädagogen,
Heilpädagogen,
Gemeindepädago-
gen in der Ev. Kir-
che im Rheinland 1.627,05 EUR 1.647,05 EUR
der pharm.-techn.
Assistentin, der Er- 1.413,13 EUR 1.433,13 EUR

für die Praktikan-
tin / den Praktikan-
ten für den Beruf

vom
1. Juli 2014

bis
30. Juni 2015

ab
1. Juli 2015

zieherin, des Ge-
meindehelfers, des
Jugendsekretärs,
der Altenpflegerin,
der Familienpflege-
rin, der Heilerzie-
hungspflegerin
der Kinderpflege-
rin, des Masseurs
und medizinischen
Bademeisters 1.359,07 EUR 1.379,07 EUR

Artikel 6
Änderung der Ordnung

zur Beschäftigungssicherung
für kirchliche Mitarbeitende

Die bis zum 31. Dezember 2013 geltende Ordnung zur
Beschäftigungssicherung für kirchliche Mitarbeitende
(BSO) wird wie folgt geändert:
1. Für das Kalenderjahr 2014 wird die Frist in § 6

Absatz 3 Satz 1 auf 2 Wochen nach elektronischem
Versand der Dienstvereinbarung verkürzt wird.

2. § 7 wird wie folgt gefasst:
„§ 7
Außerkrafttreten
Diese Ordnung tritt am 31. Dezember 2016 außer
Kraft. Innerhalb des Geltungszeitraumes abge-
schlossene Dienstvereinbarungen können mit Wir-
kung bis zum 31. Dezember 2017 gelten. Im Fall
einer Personalkostenreduktion nach § 1 Absatz 3
ist diese bis zum 31. Dezember 2018 möglich."

Artikel 7
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Arbeitsrechtsregelung tritt am 1. Juli 2014
in Kraft.
Abweichend hiervon treten in Kraft:
a) Artikel 1 § 1 Nr. 4, Artikel 2 § 1 Nr. 4, Artikel 3

Nr. 1, Artikel 4 Nr. 1 und Artikel 6 zum 1. Januar
2014,

b) Artikel 1 § 2 und Artikel 2 § 2 zum 1. Juli 2015.
Die Arbeitsrechtliche Kommission ist sich darüber ei-
nig, dass eine weitere Erhöhung der Entgelte zum 1.
Juni 2016 erfolgen soll.

Düsseldorf, 29. August 2014
Arbeitsrechtliche Schiedskommission
Rheinland-Westfalen-Lippe
Der Vorsitzende
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XXXVI.
Arbeitsrechtsregelung

zur Änderung des BAT-KF
und des MTArb-KF

vom 10. September 2014

Artikel 1
Änderung des BAT-KF

§ 1
Änderung des BAT-KF zum 1. Juli 2014

Der Bundes-Angestellten-Tarifvertrag in kirchlicher
Fassung (BAT-KF) wird wie folgt geändert:
In § 25 Absatz 1 wird Satz 3 gestrichen. Die Sätze 4
bis 9 werden Sätze 3 bis 8.
Die Anlagen 4 a bis 4 e und 5 erhalten die aus Anhang
1 ersichtliche Fassung.

§ 2
Änderung des BAT-KF zum 1. Juli 2015

Der Bundes-Angestellten-Tarifvertrag in kirchlicher
Fassung (BAT-KF), zuletzt geändert durch § 1 dieses
Artikels, wird wie folgt geändert:
Die Anlagen 4 a bis 4 e und 5 erhalten die aus Anhang
2 ersichtliche Fassung.

Artikel 2
Änderung des MTArb-KF

§ 1
Änderung des MTArb-KF zum 1. Juli 2014

Der Manteltarifvertrag für Arbeiterinnen und Arbeiter
in kirchlicher Fassung (MTArb-KF) wird wie folgt
geändert:
In § 25 Absatz 1 wird Satz 3 gestrichen. Die Sätze 4
bis 9 werden Sätze 3 bis 8.
Die Anlagen 1 und 2 erhalten die aus Anhang 3 er-
sichtliche Fassung.

§ 2
Änderung des MTArb-KF zum 1. Juli 2015

Der Manteltarifvertrag für Arbeiterinnen und Arbeiter
in kirchlicher Fassung (MTArb-KF), zuletzt geändert
durch § 1 dieses Artikels, wird wie folgt geändert:
Die Anlagen 1 und 2 erhalten die aus Anhang 4 er-
sichtliche Fassung.

Artikel 3
Inkrafttreten

Diese Arbeitsrechtsregelung tritt wie folgt in Kraft:
a) Artikel 1 § 1 und Artikel 2 § 1 am 1. Juli 2014,
b) Artikel 1 § 2 und Artikel 2 § 2 am 1. Juli 2015.
Dortmund, 10. September 2014

Rheinisch-Westfälisch-Lippische
Arbeitsrechtliche Kommission
Der Vorsitzende
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Anhang 1
Anlage 4 a zum BAT-KF

Tabellenentgelt
- monatlich in Euro -

gültig vom 1. Juli 2014 bis 30. Juni 2015

Entgeltgruppe
Grundentgelt Entwicklungsstufen

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6
15 Ü - 5.206,24 5.770,84 6.305,73 6.662,34 6.745,53
15 4.081,78 4.528,73 4.695,13 5.289,44 5.741,12 6.038,28
14 3.696,66 4.100,79 4.338,52 4.695,13 5.241,91 5.539,05
13 3.407,83 3.779,87 3.981,95 4.374,16 4.920,95 5.146,81
12 3.055,83 3.387,62 3.863,07 4.279,10 4.813,99 5.051,72
11 2.951,96 3.268,78 3.506,48 3.863,07 4.380,13 4.617,86
10 2.848,09 3.149,88 3.387,62 3.625,36 4.077,03 4.184,00
9 2.526,14 2.790,39 2.928,89 3.304,40 3.601,58 3.839,29
8 2.370,34 2.617,29 2.732,71 2.836,57 2.951,96 3.024,67
7 2.224,95 2.455,73 2.605,75 2.721,17 2.807,71 2.888,50
6 2.183,38 2.409,57 2.524,97 2.634,61 2.709,63 2.784,64
5 2.095,67 2.311,49 2.421,12 2.530,75 2.611,53 2.669,24
4 1.996,43 2.201,86 2.340,33 2.421,12 2.501,90 2.549,20
3 1.965,29 2.167,22 2.224,95 2.317,26 2.386,51 2.449,97

2 Ü 1.882,17 2.074,92 2.144,16 2.236,48 2.299,94 2.347,28
2 1.819,86 2.005,66 2.063,37 2.121,08 2.247,99 2.380,73

1 b 1.961,32 2.043,57 2.094,98 2.146,39 2.218,37 2.300,62
1 a 1.817,37 1.848,22 1.873,92 1.899,62 1.930,47 1.961,32
1 - 1.660,06 1.690,90 1.724,83 1.755,68 1.817,37

Anlage 4 b zum BAT-KF
Tabellenentgelt

für Stammkräfte in Qualifizierungs- und Beschäftigungsgesellschaften,
Arbeitsmarktinitiativen, arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen und Projekten sowie Integrationsfirmen

- monatlich in Euro -
gültig vom 1. Juli 2014 bis 30. Juni 2015

Entgeltgruppe Eingangsstufe Erfahrungsstufe 1 Erfahrungsstufe 2
S 1 2.043,58 2.143,37 2.243,17
S 2 2.230,42 2.340,03 2.449,65
S 3 2.429,69 2.549,79 2.669,89
S 4 2.663,55 2.795,98 2.928,39
S 5 2.915,43 3.061,10 3.210,26
S 6 3.195,27 3.360,31 3.525,36
S 7 3.508,85 3.690,40 3.871,93
S 8 3.853,80 4.053,49 4.253,20
S 9 4.232,93 4.452,61 4.672,26
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Anlage 4 c zum BAT-KF
KR-Anwendungstabelle

Tabellenentgelt
- monatlich in Euro -

gültig vom 1. Juli 2014 bis 30. Juni 2015

Entgeltgruppe
Grundentgelt Entwicklungsstufen

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6
12 a 3.863,07 4.279,10

nach 2 J. St. 3
4.813,99

nach 3 J. St. 4
5.051,72

11 b - 3.863,07 4.380,13 4.617,86
11 a 3.506,48 3.863,07

nach 2 J. St. 3
4.380,13

nach 5 J. St. 4
-

10 a 3.387,62 3.625,36
nach 2 J. St. 3

4.077,03
nach 3 J. St. 4

-

9 d 3.304,40 3.601,58
nach 4 J. St. 3

3.839,29
nach 2 J. St. 4

-

9 c 3.209,34 3.435,17
nach 5 J. St. 3

3.649,11
nach 5 J. St. 4

-

9 b 2.928,89 3.304,40
nach 5 J. St. 3

3.435,17
nach 5 J. St. 4

-

9 a 2.928,89 3.026,98
nach 5 J. St. 3

3.209,34
nach 5 J. St. 4

-

8 a 2.455,73 2.605,75 2.732,71 2.836,57 3.026,98 3.209,34
7 a 2.282,64 2.455,73 2.605,75 2.836,57 2.951,96 3.070,84
4 a 2.054,13 2.201,86 2.340,33 2.634,61 2.709,63 2.848,09
3 a 1.965,29 2.167,22 2.224,95 2.317,26 2.386,51 2.549,20
2 a 1.961,32 2.043,57 2.094,98 2.146,39 2.218,37 2.300,62
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Anlage 4 d zum BAT-KF
Tabellenentgelt für Mitarbeitende in Kindertageseinrichtungen

- monatlich in Euro -
gültig vom 1. Juli 2014 bis 30. Juni 2015

Entgeltgruppe
Grundentgelt Entwicklungsstufen

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6
SE 18 3.364,50 3.476,63 3.925,25 4.261,68 4.766,37 5.074,78
SE 17 3.029,84 3.336,45 3.700,94 3.925,25 4.373,83 4.637,39
SE 16 2.953,63 3.263,56 3.510,28 3.813,09 4.149,53 4.351,41
SE 15 2.844,74 3.140,18 3.364,50 3.622,44 4.037,39 4.216,82
SE 14 2.812,08 3.029,84 3.308,42 3.532,70 3.813,09 4.009,35
SE 13 2.812,08 3.029,84 3.308,42 3.532,70 3.813,09 3.953,26
SE 12 2.703,20 2.975,41 3.241,13 3.476,63 3.768,21 3.891,58
SE 11 2.594,32 2.920,97 3.062,51 3.420,57 3.700,94 3.869,16
SE 10 2.528,98 2.790,30 2.920,97 3.308,42 3.622,44 3.880,37
SE 9 2.518,09 2.703,20 2.866,52 3.168,23 3.420,57 3.661,69
SE 8 2.420,09 2.594,32 2.812,09 3.123,37 3.414,95 3.644,85
SE 7 2.349,32 2.567,09 2.741,32 2.915,52 3.046,19 3.241,13
SE 6 2.311,21 2.528,98 2.703,20 2.877,41 3.035,28 3.211,97
SE 5 2.311,21 2.528,98 2.692,31 2.779,41 2.899,19 3.106,55
SE 4 2.104,34 2.376,54 2,518,09 2.637,87 2.714,08 2.812,08
SE 3 1.995,46 2.224,12 2.376,54 2.528,98 2.572,54 2.616,10
SE 2 1.913,79 2.017,24 2.093,45 2.180,56 2.267,66 2.354,78

Anlage 4 e zum BAT-KF
Tabellenentgelt für Mitarbeitende im Sozial- und Erziehungsdienst

- monatlich in Euro -
gültig vom 1. Juli 2014 bis 30. Juni 2015

Entgeltgruppe Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4
SD 18 3.510,29 3.835,52 4.295,33 4.811,22
SD 17 3.218,70 3.622,43 3.958,88 4.452,34
SD 16 3.140,18 3.521,51 3.779,44 4.216,83
SD 15 3.029,85 3.364,50 3.689,73 4.037,38
SD 14 2.975,41 3.185,05 3.521,51 3.925,25
SD 13 2.975,41 3.185,05 3.521,51 3.902,81
SD 12 2.877,42 3.106,55 3.465,41 3.857,95
SD 11 2.790,30 3.062,50 3.386,92 3.757,02
SD 10 2.703,20 2.986,29 3.229,90 3.700,94
SD 9 2.659,64 2.866,52 3.106,55 3.521,51
SD 8 2.550,76 2.768,52 2.997,17 3.330,84
SD 7 2.496,32 2.714,08 2.964,52 3.084,29
SD 6 2.452,76 2.648,76 2.877,42 3.029,85
SD 5 2.452,76 2.648,76 2.812,09 2.986,29
SD 4 2.256,77 2.485,43 2.659,64 2.757,64
SD 3 2.158,78 2.322,10 2.496,32 2.626,98
SD 2 1.995,45 2.093,45 2.202,93 2.300,33
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Anlage 5 zum BAT-KF
Bereitschaftsdienstentgelt

- in Euro -
1. Mitarbeitende, auf die die Anlage 1

BAT-KF Anwendung findet
gültig vom 1. Juli 2014 bis 30. Juni 2015

Entgeltgruppe Stundenvergütung
15 Ü 32,34
15 28,39
14 26,11
13 24,91
12 23,66
11 21,56
10 19,88
9 18,75
8 17,85
7 17,13
6 16,35
5 15,69
4 14,98
3 14,37

2 Ü 13,77
2 13,41

1 b 13,53
1 a 10,92
1 10,91

2. Mitarbeitende, auf die die Anlage 2
BAT-KF Anwendung findet

gültig vom 1. Juli 2014 bis 30. Juni 2015

Entgeltgruppe Stundenvergütung
12 a 25,07
11 b 23,43
11 a 22,15
10 a 20,72
9 d 19,97
9 c 19,27
9 b 18,40
9 a 18,10
8 a 17,27
7 a 16,58
4 a 15,34
3 a 14,22
2 a 13,53

3. Mitarbeitende in Kindertageseinrichtungen
gültig vom 1. Juli 2014 bis 30. Juni 2015

Entgeltgruppe Stundenvergütung
SE 18 25,13
SE 17 23,15
SE 16 22,50
SE 15 21,36
SE 14 20,84
SE 13 20,84
SE 12 20,50
SE 11 20,17
SE 10 19,51
SE 9 18,69
SE 8 18,42
SE 7 17,17
SE 6 16,93
SE 5 16,33
SE 4 15,47
SE 3 14,81
SE 2 12,71

4. Mitarbeitende im Sozial- und Erziehungsdienst
gültig vom 1. Juli 2014 bis 30. Juni 2015

Entgeltgruppe Stundenvergütung
SD 18 25,66
SD 17 23,66
SD 16 22,58
SD 15 22,04
SD 14 21,03
SD 13 21,03
SD 12 20,70
SD 11 20,24
SD 10 19,29
SD 9 18,55
SD 8 17,89
SD 7 17,69
SD 6 17,16
SD 5 16,75
SD 4 15,80
SD 3 14,80
SD 2 13,01
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Anhang 2
Anlage 4 a zum BAT-KF

Tabellenentgelt
- monatlich in Euro -
gültig ab 1. Juli 2015

Entgeltgruppe
Grundentgelt Entwicklungsstufen

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6
15 Ü - 5.331,19 5.909,34 6.457,07 6.822,24 6.907,42
15 4.179,74 4.637,42 4.807,81 5.416,39 5.878,91 6.183,20
14 3.785,38 4.199,21 4.442,64 4.807,81 5.367,72 5.671,99
13 3.489,62 3.870,59 4.077,52 4.479,14 5.039,05 5.270,33
12 3.129,17 3.468,92 3.955,78 4.381,80 4.929,53 5.172,96
11 3.022,81 3.347,23 3.590,64 3.955,78 4.485,25 4.728,69
10 2.916,44 3.225,48 3.468,92 3.712,37 4.174,88 4.284,42
9 2.586,77 2.857,36 2.999,18 3.383,71 3.688,02 3.931,43
8 2.427,23 2.680,10 2.798,30 2.904,65 3.022,81 3.097,26
7 2.278,35 2.514,67 2.668,29 2.786,48 2.875,10 2.957,82
6 2.235,78 2.467,40 2.585,57 2.697,84 2.774,66 2.851,47
5 2.145,97 2.366,97 2.479,23 2.591,49 2.674,21 2.733,30
4 2.044,34 2.254,70 2.396,50 2.479,23 2.561,95 2.610,38
3 2.012,46 2.219,23 2.278,35 2.372,87 2.443,79 2.508,77

2 Ü 1.927,34 2.124,72 2.195,62 2.290,16 2.355,14 2.403,61
2 1.863,54 2.053,80 2.112,89 2.171,99 2.301,94 2.437,87

1 b 2.008,39 2.092,62 2.145,26 2.197,90 2.271,61 2.355,83
1 a 1.860,99 1.892,58 1.918,89 1.945,21 1.976,80 2.008,39
1 - 1.699,90 1.731,48 1.766,23 1.797,82 1.860,99

Anlage 4 b zum BAT-KF
Tabellenentgelt

für Stammkräfte in Qualifizierungs- und Beschäftigungsgesellschaften,
Arbeitsmarktinitiativen, arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen und Projekten sowie Integrationsfirmen

- monatlich in Euro -
gültig ab 1. Juli 2015

Entgeltgruppe Eingangsstufe Erfahrungsstufe 1 Erfahrungsstufe 2
S 1 2.092,63 2.194,81 2.297,01
S 2 2.283,95 2.396,19 2.508,44
S 3 2.488,00 2.610,98 2.733,97
S 4 2.727,48 2.863,08 2.998,67
S 5 2.985,40 3.134,57 3.287,31
S 6 3.271,96 3.440,96 3.609,97
S 7 3.593,06 3.778,97 3.964,86
S 8 3.946,29 4.150,77 4.355,28
S 9 4.334,52 4.559,47 4.784,39
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Anlage 4 c zum BAT-KF
KR-Anwendungstabelle

Tabellenentgelt
- monatlich in Euro -
gültig ab 1. Juli 2015

Entgeltgruppe
Grundentgelt Entwicklungsstufen

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6
12 a 3.955,78 4.381,80

nach 2 J. St. 3
4.929,53

nach 3 J. St. 4
5.172,96

11 b - 3.955,78 4.485,25 4.728,69
11 a 3.590,64 3.955,78

nach 2 J. St. 3
4.485,25

nach 5 J. St. 4
-

10 a 3.468,92 3.712,37
nach 2 J. St. 3

4.174,88
nach 3 J. St. 4

-

9 d 3.383,71 3.688,02
nach 4 J. St. 3

3.931,43
nach 2 J. St. 4

-

9 c 3.286,36 3.517,61
nach 5 J. St. 3

3.736,69
nach 5 J. St. 4

-

9 b 2.999,18 3.383,71
nach 5 J. St. 3

3.517,61
nach 5 J. St. 4

-

9 a 2.999,18 3.099,63
nach 5 J. St. 3

3.286,36
nach 5 J. St. 4

-

8 a 2.514,67 2.668,29 2.798,30 3.099,63 3.026,98 3.286,36
7 a 2.337,42 2.514,67 2.668,29 2.904,65 3.022,81 3.144,54
4 a 2.103,43 2.254,70 2.396,50 2.697,84 2.774,66 2.916,44
3 a 2.012,46 2.219,23 2.278,35 2.317,26 2.443,79 2.610,38
2 a 2.008,39 2.092,62 2.145,26 2.197,90 2.271,61 2.355,20
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Anlage 4 d zum BAT-KF
Tabellenentgelt für Mitarbeitende in Kindertageseinrichtungen

- monatlich in Euro -
gültig ab 1. Juli 2015

Entgeltgruppe
Grundentgelt Entwicklungsstufen

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6
SE 18 3.445,25 3.560,07 4.019,46 4.363,97 4.880,76 5.196,57
SE 17 3.102,56 3.416,52 3.789,76 4.019,46 4.478,80 4.748,69
SE 16 3.024,52 3.341,89 3.594,53 3.904,60 4.249,12 4.455,84
SE 15 2.913,01 3.215,54 3.445,25 3.709,38 4.134,29 4.318,02
SE 14 2.879,57 3.102,56 3.387,82 3.617,48 3.904,60 4.105,57
SE 13 2.879,57 3.102,56 3.387,82 3.617,48 3.904,60 4.048,14
SE 12 2.768,08 3.046,82 3.318,92 3.560,07 3.858,65 3.984,98
SE 11 2.656,58 2.991,07 3.136,01 3.502,66 3.789,76 3.962,02
SE 10 2.589,68 2.857,27 2.991,07 3.387,82 3.709,38 3.973,50
SE 9 2.578,52 2.768,08 2.935,32 3.244,27 3.502,66 3.749,57
SE 8 2.478,17 2.656,58 2.879,57 3.198,33 3.496,91 3.732,33
SE 7 2.405,70 2.628,70 2.807,11 2.985,49 3.119,30 3.318,92
SE 6 2.366,68 2.589,68 2.768,08 2.946,46 3.108,13 3.289,06
SE 5 2.366,68 2.589,68 2.756,93 2.846,12 2.968,77 3.181,11
SE 4 2.154,84 2.433,58 2.578,52 2.701,18 2.779,22 2.879,57
SE 3 2.043,35 2.277,50 2.433,58 2.589,68 2.634,28 2.678,89
SE 2 1.959,72 2.065,65 2.143,69 2.232,89 2.322,08 2.411,29

Anlage 4 e zum BAT-KF
Tabellenentgelt für Mitarbeitende im Sozial- und Erziehungsdienst

- monatlich in Euro -
gültig ab 1. Juli 2015

Entgeltgruppe Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4
SD 18 3.594,54 3.927,57 4.398,42 4.926,69
SD 17 3.295,95 3.709,37 4.053,89 4.559,20
SD 16 3.215,54 3.606,03 3.870,15 4.318,03
SD 15 3.102,57 3.445,25 3.778,28 4.134,28
SD 14 3.046,82 3.261,49 3.606,03 4.019,46
SD 13 3.046,82 3.261,49 3.606,03 3.996,48
SD 12 2.946,48 3.181,11 3.548,58 3.950,54
SD 11 2.857,27 3.136,00 3.468,21 3.847,19
SD 10 2.768,08 3.057,96 3.307,42 3.789,76
SD 9 2.723,47 2.935,32 3.181,11 3.606,03
SD 8 2.611,98 2.834,96 3.069,10 3.410,78
SD 7 2.556,23 2.779,22 3.035,67 3.158,31
SD 6 2.511,63 2.712,33 2.946,48 3.102,57
SD 5 2.511,63 2.712,33 2.879,58 3.057,96
SD 4 2.310,93 2.545,08 2.723,47 2.823,82
SD 3 2.210,59 2.377,83 2.556,23 2.690,03
SD 2 2.043,34 2.143,69 2.255,80 2.355,54
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Anlage 5 zum BAT-KF
Bereitschaftsdienstentgelt

- in Euro -
1. Mitarbeitende, auf die die Anlage 1

BAT-KF Anwendung findet
gültig ab 1. Juli 2015

Entgeltgruppe Stundenvergütung
15 Ü 33,12
15 29,07
14 26,74
13 25,51
12 24,23
11 22,08
10 20,36
9 19,20
8 18,28
7 17,54
6 16,74
5 16,07
4 15,34
3 14,71

2 Ü 14,10
2 13,73

1 b 13,85
1 a 11,18
1 11,17

2. Mitarbeitende, auf die die Anlage 2
BAT-KF Anwendung findet

gültig ab 1. Juli 2015

Entgeltgruppe Stundenvergütung
12 a 25,67
11 b 23,99
11 a 22,68
10 a 21,22
9 d 20,45
9 c 19,73
9 b 18,84
9 a 18,53
8 a 17,68
7 a 16,98
4 a 15,71
3 a 14,56
2 a 13,85

3. Mitarbeitende in Kindertageseinrichtungen
gültig ab 1. Juli 2015

Entgeltgruppe Stundenvergütung
SE 18 25,73
SE 17 23,71
SE 16 23,04
SE 15 21,87
SE 14 21,34
SE 13 21,34
SE 12 20,99
SE 11 20,65
SE 10 19,98
SE 9 19,14
SE 8 18,86
SE 7 17,58
SE 6 17,34
SE 5 16,72
SE 4 15,84
SE 3 15,17
SE 2 13,02

4. Mitarbeitende im Sozial- und Erziehungsdienst
gültig ab 1. Juli 2015

Entgeltgruppe Stundenvergütung
SD 18 26,28
SD 17 24,23
SD 16 23,12
SD 15 22,57
SD 14 21,53
SD 13 21,53
SD 12 21,20
SD 11 20,73
SD 10 19,75
SD 9 19,00
SD 8 18,32
SD 7 18,11
SD 6 17,57
SD 5 17,15
SD 4 16,18
SD 3 15,16
SD 2 13,32
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Anhang 3
Anlage 1 zum MTArb-KF

Tabellenentgelt
- monatlich in Euro -

gültig vom 1. Juli 2014 bis 30. Juni 2015

Entgeltgruppe
Grundentgelt Entwicklungsstufen

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6
15 Ü - 5.206,24 5.770,84 6.305,73 6.662,34 6.745,53
15 4.081,78 4.528,73 4.695,13 5.289,44 5.741,12 6.038,28
14 3.696,66 4.100,79 4.338,52 4.695,13 5.241,91 5.539,05
13 3.407,83 3.779,87 3.981,95 4.374,16 4.920,95 5.146,81
12 3.055,83 3.387,62 3.863,07 4.279,10 4.813,99 5.051,72
11 2.951,96 3.268,78 3.506,48 3.863,07 4.380,13 4.617,86
10 2.848,09 3.149,88 3.387,62 3.625,36 4.077,03 4.184,00
9 2.526,14 2.790,39 2.928,89 3.304,40 3.601,58 3.839,29
8 2.370,34 2.617,29 2.732,71 2.836,57 2.951,96 3.024,67
7 2.224,95 2.455,73 2.605,75 2.721,17 2.807,71 2.888,50
6 2.183,38 2.409,57 2.524,97 2.634,61 2.709,63 2.784,64
5 2.095,67 2.311,49 2.421,12 2.530,75 2.611,53 2.669,24
4 1.996,43 2.201,86 2.340,33 2.421,12 2.501,90 2.549,20
3 1.965,29 2.167,22 2.224,95 2.317,26 2.386,51 2.449,97

2 Ü 1.882,17 2.074,92 2.144,16 2.236,48 2.299,94 2.347,28
2 1.819,86 2.005,66 2.063,37 2.121,08 2.247,99 2.380,73

1 b 1.961,32 2.043,57 2.094,98 2.146,39 2.218,37 2.300,62
1 a 1.817,37 1.848,22 1.873,92 1.899,62 1.930,47 1.961,32
1 - 1.660,06 1.690,90 1.724,83 1.755,68 1.817,37

Anlage 2 zum MTArb-KF
Bereitschaftsdienstentgelt

- in Euro -
gültig vom 1. Juli 2014 bis 30. Juni 2015

Entgeltgruppe Stundenvergütung
15 Ü 32,34
15 28,39
14 26,11
13 24,91
12 23,66
11 21,56
10 19,88
9 18,75
8 17,85
7 17,13
6 16,35
5 15,69
4 14,98
3 14,37

2 Ü 13,77
2 13,41

Entgeltgruppe Stundenvergütung
1 b 13,53
1 a 10,92
1 10,91
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Anhang 4
Anlage 1 zum MTArb-KF

Tabellenentgelt
- monatlich in Euro -
gültig ab 1. Juli 2015

Entgeltgruppe
Grundentgelt Entwicklungsstufen

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6

15 Ü - 5.331,19 5.909,34 6.457,07 6.822,24 6.907,42
15 4.179,74 4.637,42 4.807,81 5.416,39 5.878,91 6.183,20
14 3.785,38 4.199,21 4.442,64 4.807,81 5.367,72 5.671,99
13 3.489,62 3.870,59 4.077,52 4.479,14 5.039,05 5.270,33
12 3.129,17 3.468,92 3.955,78 4.381,80 4.929,53 5.172,96
11 3.022,81 3.347,23 3.590,64 3.955,78 4.485,25 4.728,69
10 2.916,44 3.225,48 3.468,92 3.712,37 4.174,88 4.284,42
9 2.586,77 2.857,36 2.999,18 3.383,71 3.688,02 3.931,43
8 2.427,23 2.680,10 2.798,30 2.904,65 3.022,81 3.097,26
7 2.278,35 2.514,67 2.668,29 2.786,48 2.875,10 2.957,82
6 2.235,78 2.467,40 2.585,57 2.697,84 2.774,66 2.851,47
5 2.145,97 2.366,97 2.479,23 2.591,49 2.674,21 2.733,30
4 2.044,34 2.254,70 2.396,50 2.479,23 2.561,95 2.610,38
3 2.012,46 2.219,23 2.278,35 2.372,87 2.443,79 2.508,77

2 Ü 1.927,34 2.124,72 2.195,62 2.290,16 2.355,14 2.403,61
2 1.863,54 2.053,80 2.112,89 2.171,99 2.301,94 2.437,87

1 b 2.008,39 2.092,62 2.145,26 2.197,90 2.271,61 2.355,83
1 a 1.860,99 1.892,58 1.918,89 1.945,21 1.976,80 2.008,39
1 - 1.699,90 1.731,48 1.766,23 1.797,82 1.860,99

Anlage 2 zum MTArb-KF
Bereitschaftsdienstentgelt

- in Euro -
gültig ab 1. Juli 2015

Entgeltgruppe Stundenvergütung
15 Ü 33,12
15 29,07
14 26,74
13 25,51
12 24,23
11 22,08
10 20,36
9 19,20
8 18,28
7 17,54

Entgeltgruppe Stundenvergütung
6 16,74
5 16,07
4 15,34
3 14,71

2 Ü 14,10
2 13,73

1 b 13,85
1 a 11,18
1 11,17

422   Gesetz- und Verordnungsblatt der Lippischen Landeskirche - Band 15 Nr. 9 vom 20.12.2015



PERSONALNACHRICHTEN

XXXVII.
Personalnachrichten

Nachtrag
Pfarrer Ralph O b e r k r o m e, bisher Inhaber der
Pfarrstelle der ev.-ref. Kirchengemeinde Hillentrup,
ist auf seinen Antrag mit Ablauf des 31. Dezember
2012 in den Ruhestand versetzt worden.
Pfarrer Andreas W e i ß b a c h, bisher Inhaber der
Pfarrstelle der ev.-ref. Kirchengemeinde Langenholz-
hausen, ist auf seinen Antrag mit Ablauf des 31. De-
zember 2012 in den Ruhestand versetzt worden.

Vorbereitungsdienst
Dr. des. Sven L e s e m a n n ist mit Wirkung vom 1.
Oktober 2014 in den Vorbereitungsdienst berufen und
zum Vikar ernannt worden.

Probedienst
Pfarrerin Dr. Gönke E b e r h a r d t  ist mit Wirkung
vom 1. Oktober 2014 in ein Pfarrdienstverhältnis auf
Probe übernommen und in die ev.-luth. Kirchenge-
meinde Lemgo-St. Nicolai eingewiesen worden.

Ordination
Pfarrerin Dr. Gönke E b e r h a r d t  ist am 30. Novem-
ber 2014 durch Superintendent Andreas Lange in der
ev.-luth. Kirche zu Lemgo-St. Nicolai ordiniert wor-
den.

Berufung in Pfarrstellen
Pfarrerin Maren K r ü g e r ist mit Wirkung vom 1.
Oktober 2014 die Pfarrstelle Nord der ev.-ref. Kir-
chengemeinde Lemgo-St. Johann mit einem dreivier-
tel Dienstumfang übertragen worden. Darüber hinaus
nimmt sie einen Zusatzauftrag in der ev.-luth. Kir-
chengemeinde Lemgo-St. Marien mit einem Viertel
Dienstumfang wahr.

Versetzung
Pfarrerin Dr. Gesine von K l o e d e n ist mit Ablauf
des 30. September 2014 in den Dienst der Evangeli-
schen Landeskirche in Baden versetzt worden.

Ruhestand
Pfarrer Miroslav D a n y s, Inhaber der Pfarrstelle zur
Wahrnehmung der Seelsorge an Studierende in Det-
mold und der Stelle für die Beauftragung für Osteu-
ropa, ist mit Ablauf des 30. November 2014 in den
Ruhestand versetzt worden.

Wartestand
Pfarrerin Dr. Katharina K l e i n e  V e n n e k a t e ist
nach Ablauf ihrer Versetzung an die Kirchliche Hoch-
schule Wuppertal/Bethel mit Wirkung vom 1. August
2014 in den Wartestand versetzt worden. Sie nimmt

vorübergehend die Seelsorge an Studierende und
pfarramtliche Vertretungen wahr.
Pfarrerin Birgit P ö t z s c h, beurlaubt für einen Dienst
der Leipziger Mission in Tansania, ist mit Wirkung
vom 1. November 2014 in den Wartestand versetzt
worden. Sie nimmt Aufgaben im Dienst der Landes-
kirche und der Kirchengemeinden wahr.

Berufung in den Prädikantendienst
Nachdem der Landeskirchenrat am 8. April 2014 die
Berufung als Prädikant angeordnet hat, ist Herr Mar-
kus M ö l l e r  vom Landeskirchenamt mit dem Dienst
der Wortverkündigung in der ev.-luth. Kirchenge-
meinde Schötmar beauftragt worden.
Nachdem der Landeskirchenrat am 25. November
2014 die Berufung als Prädikantin angeordnet hat, ist
Frau Christina C o n r a d vom Landeskirchenamt mit
dem Dienst der Wortverkündigung in der ev.-luth.
Kirchengemeinde Lemgo-St. Nicolai beauftragt wor-
den.
Die Beauftragung von Frau Antje B ö r c h e r s für den
Dienst der Wortverkündigung in der ev.-luth. Kir-
chengemeinde Lemgo-St. Nicolai ist auf ihren
Wunsch nicht verlängert worden.

Wahlen / Bestätigungen
Pfarrer Holger P o s t m a, Inhaber der Pfarrstelle der
ev.-ref. Kirchengemeinde Wöbbel, ist am 6. Septem-
ber 2014 vom Klassentag der Klasse Blomberg zum
stellvertretenden Superintendenten gewählt worden.
Nachdem die Klassentage die Superintendenten und
ihre Stellvertreterinnen bzw. Stellvertreter gewählt ha-
ben, hat der Landeskirchenrat in seiner Sitzung am 25.
November 2014 die Wahlen für die Amtszeit vom 1.
Januar 2015 bis zum 31. Dezember 2022 bestätigt:
Lutherische Klasse
Superintendent: Andreas L a n g e
Stellvertreter: Richard K r a u s e
Klasse Nord
Superintendent: Dirk-Chr. H a u p t m e i e r
Stellvertreter: Gerald B u s s e
Klasse Ost
Superintendent: Holger P o s t m a
Stellvertreterin: Iris B e v e r u n g
Klasse Süd
Superintendent: Dieter B ö k e m e i e r
Stellvertreterin: Juliane A r n d t
Klasse West
Superintendent: Andreas G r o n e m e i e r
Stellvertreter: Stefan W e i s e
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Vokationen
Im Jahr 2014 erhielten folgende Lehrerinnen und Leh-
rer auf Beschluss des Lippischen Landeskirchenrates
die Vokation (kirchliche Lehrerlaubnis für das Fach
Evangelische Religionslehre an Schulen). Der Voka-
tion geht eine Fach- oder Zusatzausbildung in Evan-
gelischer Religion und die Teilnahme an einem Vo-
kationskursus voraus.
Svenja A h l v e r s , Lemgo
Elke A s s m a n n, Bielefeld
Julia B i c h l e r , Blomberg
Sabrina B r e i t k r e u z, Detmold
Gudrun B u s c h m e i e r , Bielefeld
Kerstin D o b i a s, 33604 Bielefeld
Janina F u c h s, Bad Salzuflen
Lydia G ö r z e n, Blomberg
Svenja G r o n e m e i e r , Lemgo
Carina H o r n i g, Lage
Julian Philipp K o c h, Detmold
Patrizia M e i s e, Kalletal
Heidrun M ü h e, Lemgo
Annika R e i c h e l t , Bad Pyrmont
Kristina R i e m e r, Paderborn
Eugenia S c h a r t o n, Herford
Maike S c h i l l i n g, Lage
Sarah W e b e r, Horn- Bad Meinberg

Aus dem Landeskirchenamt
Herr Daniel G l i e n k e ist seit 1. August 2014 als
Auszubildender in der Verwaltung des Landeskir-
chenamtes beschäftigt. Die Ausbildungsdauer beträgt
drei Jahre.
Maja S c h n e i d e r , Leiterin des landeskirchlichen
Archivs, ist nach über 42-jähriger Tätigkeit in dieser
Funktion auf ihren Antrag hin mit Ablauf des 31. Au-
gust 2014 in den Ruhestand versetzt worden.
Kristina R u p p e l , B.A., bisher im Archiv für Diako-
nie und Entwicklung in Berlin, ist mit Wirkung vom

1. September 2014 die Leitung des landeskirchlichen
Archivs übertragen worden.
Gerhard R u t h e, ist nach über 30jähriger Tätigkeit
mit Ablauf des 30. September 2014 auf seinen Antrag
wegen Bezugs einer Altersrente aus dem Dienst der
Landeskirche ausgeschieden; er war in der Geschäfts-
stelle tätig.
Frau Sandra H ö f e r  ist am 1. November 2014, Frau
Claudia B o n g a r t z und Frau Ariane H a s k i n s
sind ab 1. Dezember 2014 als Vertretung im Reini-
gungsdienst des Landeskirchenamtes eingestellt wor-
den. Die Arbeitsverhältnisse sind vorerst befristet und
enden am 28. Februar 2015.
Herr Pfarrer Lothar D e m m l e r wurde zum 1. De-
zember 2014 erneut zum Datenschutzbeauftragten des
Landeskirchenamtes berufen.
Frau Christine M a c h e n d a n z tritt zum 15. Dezem-
ber 2014 in die Freistellungsphase der Altersteilzeit
ein. Frau Machendanz war als Verwaltungsmitarbei-
terin im Beratungszentrum tätig.

Datenschutzbeauftragung
Frau Swetlana O t t o l i n wurde zum 1. Dezember
2014 die Datenschutzbeauftragung für die Kirchenge-
meinden übertragen.

Verstorben
Superintendent i.R. Gerhard B r a c k h a g e, zuletzt
Inhaber der Pfarrstelle Berlebeck, ist am 10. Juli 2014
im 83. Lebensjahr gestorben.
Wilhelm W e l g e, von 1975 bis 1994 Mitarbeiter und
Leiter der Druckerei des Landeskirchenamtes, ist am
2. November 2014 im 83. Lebensjahr gestorben.
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